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Präsidenten des Landtags 

, Nordrhein-Westfalen 
Herrn And re Kuper Md L­
'Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf, 

LANDTAG 
NORDRHEIN-\IVESTFALEN 
17. WAHLPERIODE 

VORLAGE 
17/ 1832 

alle Abg. - -
Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Verordnung' über den 
des Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen', 
hier: Lesefassung als Unterlage in Papierform 

Anlagen: Unterlage zum Verfahren (60 Exemplare) 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

in Ergänzung der.förmlichen Zuleitung des Entwurfs einer Verordnung 
zur Änderung de'r Verordnung über den Landesentwicklungsplan 
Nordrhein-Westfalen (Schreiben -des Herrn Ministerpräsidenten vom 
26.02.2019) übersende ich Ihnen hierzu eine zentrale ,Unterlage 
(Änderung des LEP-NRW und Begründung), die geeignet ist, einen 
inhaltlichen Überblick' über den Verfahrensinhalt zu bieten., Diese . ' 

Unterlage ist Bestandteil der Ihnen von dem Ministerpräsidenten mitdem 
öben genannten Schreiben bereits übersendeten Gesamtunterlagen. 

Aus hiesiger Sicht könnte es hilfreich sein, die beiliegende Unterlage als 
Lesefassung in Papierform den Dam~n und Herren Abgeordneten zur 
Verfügung zu stellen. 

Aktenzeichen 

(bei Antwort bitte angeben) 

VIII B1 30.63.05-

Hauke von Seht 

Telefon 0211 61772 636 

Fax 0211 61772774 

hauke.von-seht@mwide.nrw.de 

Dienstgebäude und 
Lieferanschrift: 
Berger Allee 25 
40213 Düsseldorf 

Nebengebäude: 
Haroldstraße 4 
40213 Düsseldorf 

Telefon 0211 61772-0 
Telefax 0211 61772-177 
poststelle@mwide.nrw.de 
www.wirtschaft.nrw 

, Öffentliche Verkehrsmittel: 
Straßenbahnlinien 706, 708, 
709 bis .Haltestelle Poststraße 



j 
j 

j 

j 

j 
j 

j 
j 

j 
j 

j 
j 
j 

j 
j 

j 
j 

j 
j 

j 
j 

j 
j 

j 

j 

j 
j 

j 
j 
j 
j 

j 
j 

j 

j 

j 
j 

j 
j 
j 

j 

j 

j 
j 

j 
j 

j 
j 

j 
j 

j 
j 

j 
j 

j 

j 

j 
j 

j 

j 

j 
j 

j 



Vorbemerkung 

Änderung des LEP NRW 

Synopse der geplanten Änderungen nach Durchführung des Beteiligungsverfahrens 

18.01.2019 

Bei den geplanten Änderungen im Vergleich zum Stand vor dem Beginn des Beteiligungsverfahrens handelt es sich durchgängig nicht um 
Änderungen, die zu einer "erstmaligen oder stärkeren Berührung von Belangen" im Sinne von § 9, Abs. 3, Satz 1 ROG führen. Anders ausge­
drückt, handelt es sich nicht um wesentliche Änderungen. 

Die aus dieser Synopse ersichtlichen aktuell geplanten Änderungen der Festlegungen und Erläuterungen im Vergleich zum geltenden LEP 
NRW sind auch im für den Kabinettsbeschluss maßgeblichen Entwurf der Rechtsverordnung dargestellt. 

Das Verzeichnis der Ziele, Grundsätze und Erläuterungen des LEP NRW wird entsprechend geändert. Ferner wird die Begründung der Ände­
rung des LEP NRW vor der bisherigen Begründung des LEP NRW ergänzt; die bisherige Begründung des LEP NRW wird von der Bezeich­
nung her in "Begründung der Aufstellung des LEP NRW" abgeändert. 

Hinweise zum Lesen der Synopse 
Linke Spalte 
Hier werden die gegenüber dem geltenden LEP NRW geplanten Änderungen, Streichungen und Ergänzungen von Festlegungen und Erläute­
rungen wiedergegeben, die Gegenstand des Beteiligungsverfahrens waren, das vom 7. Mai 2018 bis zum 15. Juli 2018 durchgeführt wurde 
(Stand: 17. April 2018): 

• Geplante Neudarstellungen gegenüber dem geltenden LEP NRW sind kursiv dargestellt. 
• Geplante Streichungen gegenüber dem LEP NRW sind durchgestrichen dargestellt. 

Mittlere Spalte 
Hier wird der Stand der geplanten Änderung nach Durchführung des Beteiligungsverfahrens dargestellt (unter Kennzeichnung der Historie): 
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• Geplante Neudarstellungen gegenüber dem geltenden LEP NRW ohne Änderungen nach dem Beteiligungsverfahren sind kursiv dargestellt 
(nicht farblich unterlegt, nicht durchgestrichen). 

• Geplante Streichungen gegenüber dem geltenden LEP NRW ohne Änderungen nach dem Beteiligungsverfahren sind nlJrnhnnRtrinhnn 
dargestellt (nicht kursiv, nicht farblich unterlegt).<, .. , 

• Geolante Neudarstellungen gegenüber dem geltenden LEP NRW als Änderungen nach dem Beteiligungsverfahren sind /{tlts,ivilßcJ.;tl1'Jit 
~~:~lff!llitflfjiiif1,~i~f1 dargestellt (nicht durchgestrichen). 

.~~~!2n~~,;~~~~i8~~~g~n gegenüber dem geltenden LEP NRW als Änderungen nach dem Beteiligungsverfahren sind 'durdha~st'ribh'~;~~6d\"ffiit 
f~R~'U~J~~;~~,m;~l'~:rl~fg,~ijg dargestellt (nicht kursiv). 

• Geplante Streichun~~;~ •• g~g~~.~,~~E •• ~,~.~.!~~.~;~~,Q~.8.~i."~i;;.; .. ;.i;Rt;.~~L\t.;~d'~~~'~;~Esfassung die Gegenstand des Beteiligungsverfahrens war noch 
geplant waren, sind ~~~~"~~~~~~~~dargestel~. 

• Bereiche die im Vergleich zum geltenden LEP f\JBYYJ~;8~,r,;~;Q~erungsfassung aus dem Beteiligungsverfahren noch gestrichen werden 
sollten, nun aber beibehalten werden sollen, sind f~r~119~'gQnt~~I~gt (nicht kursiv, nicht durchgestrichen). 

Rechte Spalte 
Hier werden Begründungen wiedergegeben für die jeweils beabsichtigten Änderungen gegenüber der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war. 

Alte Begründungen für LEP-Änderungen aus der Änderungsfassung für das Beteiligungsverfahren gelten ergänzend als Begründung für die 
entsprechenden Planänderungen fort, soweit diese nicht durch die nachstehenden Änderungen und ihre Begründung oder durch die Abwä­
gung der eingegangenen Stellungnahmen überholt sind. Insoweit ist das betreffende online verfügbare Dokument 
(https://www. wirtschaft. nrw/sites/defaultlfiles/asset/document/synopse lep stand 2018-04-17.pdf) aus dem Beteiligungsverfahren ein geson­
derter Teil dieser Vorlage und kann auch bei der Gruppe VIII B des MWIDE eingesehen werden. 

Allgemeines 
Die Festlegungen (Ziele und Grundsätze) sind fett gedruckt. Bei den Erläuterungen sind jeweils nur die Überschriften fett gedruckt. 



Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

2-3 Ziel Siedlungsraum und Freiraum 

Als Grundlage für eine nachhaltige, umweltgerech­
te und den siedlungsstrukturellen Erfordernissen 
Rechnung tragende Entwicklung der Raumnut­
zung ist das Land in Gebiete zu unterteilen, die 
vorrangig Siedlungsfunktionen (Siedlungsraum) 
oder vorrangig Freiraumfunktionen (Freiraum) 
erfüllen oder erfüllen werden. 

Die Siedlungsentwicklung der Gemeinden vollzieht 
sich innerhalb der regionalplanerisch festgelegten 
Siedlungsbereiche. 

Unberührt von Satz 2 kann sich in den im regional 
planerisch festgelegten Freiraum gelegenen Orts 
teilen eine Siedlungsentwicklung vollziehen; die 
SiedlungsenPlJicklung in diesen Ortsteilen ist unter 
8erücksichtigung der Erfordernisse der land 
schaftsenn'Jicklung und des Erhalts der land'.\·irt 
schaftlichen Nutzfläche auf den 8edarf der ansäs 
sigen 8evölkerung und vorhandener 8etriebe aus 
zurichten. 

In den im regionalplanerisch festgelegten Freiraum 
gelegenen Ortsteilen ist unberührt von Satz 2 eine 
Siedlungsentwicklung gemäß Ziel 2-4 möglich. 

Ausnahmsweise können im regionalplanerisch 
festgelegten Freiraum Bauflächen und -gebiete 
dargestellt und festgesetzt werden, wenn 
- diese unmittelbar an den Siedlungsraum an-

2-3 Ziel Siedlungsraum und Freiraum 
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te und den siedlungsstrukturellen Erfordernissen 
Rechnung tragende Entwicklung der Raumnut­
zung ist das Land in Gebiete zu unterteilen, die 
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schaftlichen Nutzfläche auf den 8edarf der ansäs 
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In den im regionalplanerisch festgelegten Freiraum 
gelegenen Orts teilen ist unberührt von Satz 2 eine 
Siedlungsentwicklung gemäß Ziel 2-4 möglich. 

Ausnahmsweise können im regionalplanerisch 
festgelegten Freiraum Bauflächen und -gebiete 
dargestellt und festgesetzt werden, wenn 
- diese unmittelbar an den Siedlungsraum an-

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, v!?r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, .na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

schließen und die Festlegung des Siedlungs­
raums nicht auf einer deutlich erkennbaren 
Grenze beruht, 

- es sich um angemessene Erweiterungen vorhan­
dener Betriebe oder um eine Betriebsverlagerung 
zwischen benachbarten Orts teilen handelt, 

- es sich um die angemessene Weiterentwicklung 
vorhandener Standorte von überwiegend durch 
bauliche Anlagen geprägten Erholungs- Sport-, 
Freizeit- und Tourismuseinrichtungen einschließ­
lich der Ferien- und Wochenendhausgebiete 
handelt, 

- es sich um die angemessene Folgenutzung zu­
lässig errichteter, erhaltenswerter, das Bild der 
Kulturlandschaft prägender Gebäude oder Anla­
gen handelt, 

- es sich um Tierhaltungsanlagen handelt, die 

schließen und die Festlegung des Siedlungs­
raums nicht auf einer deutlich erkennbaren 
Grenze beruht, 

- .~~. !~i~~~tJ!\.;~!J,fl~.'!!~~fene Erweiterungen .~~~!fr 
~~~~~~l~!i:Ü.ltiqilg!Q vorhandener Betrieb~~~ 
~tt!iftf1Ji1t@ oder um eine Betriebsverlagerung zwi­
schen benachbarten Orts teilen handelt, 

- es sich um die angemessene Weiterentwicklung 
vorhandener Standorte von überwiegend durch 
bauliche Anlagen geprägten Erholungs-~i Sport-, 
Freizeit- und Tourismuseinrichtungen einsch.Ji~~­
li~~.!c.!:e,~.~~rtz~- und Wochenendhausgebiete ti/f 
Q .. ' i~se;)ZtNec1{~ihandelt 
, \'''''\<,', ')'1"<""'" "'/91' "",,'" ,"", i\"j,~"",<;,,+ I 

- es sich um die angemessene Folgenutzung zu-
lässig errichteter, erhaltenswerter, das Bild der 
Kulturlandschaft prägender Gebäude oder Anla­
gen handelt, 

- es sich um Tierhaltungsanlagen handelt, die 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Mit der Ergänzung ,,-standorte" wird lediglich klarstellt, 
dass die Raumordnung nicht einzelne Betriebe steuern 
kann, sondern nur Standorte. 
Bei der u. a. von den Kommunalen Spitzenverbänden 
(KSpV) geforderten Ergänzung der Möglichkeit einer 
angemessenen Nachfolgenutzung vorhandener Be­
triebsstandorte handelt es sich um einen (deutlich) 
kleineren Eingriff in Natur und Landschaft als bei der 
angemessenen Erweiterung solcher Standorte. Wenn 
der Plangeber schon angemessene Erweiterungen 
vorhandener Betriebsstandorte im Freiraum befürwor­
tet hat, war es sicherlich auch seine Intention, die an­
gemessene Nachfolgenutzung zuzulassen. Dies gilt 
umso mehr, als in den Erläuterungen klargestellt wird, 
dass diese Nachfolgenutzung nur insoweit möglich ist, 
als keine neuen Infrastrukturen geschaffen werden 
müssen und keine erhebliche Änderung der bisherigen 
Nutzung des vorhandenen Betriebsstandortes erfolgt 
("angemessen"). 

Der Plangeber will die Erholungs-, Sport-, Freizeit- und 
Tourismuseinrichtungen einschließlich der Ferien- und 
Wochenendhausgebiete effizienter weiternutzen und 
ihnen wirtschaftlich eine Perspektive einräumen. Mit 
der Ergänzung wird klargestellt, dass die bisherige 
Standortnutzung dabei zu erhalten ist und für diesen 
Zweck weiterentwickelt werden kann. 



Bisherige, v!?r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

nicht mehr der Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 
Nr. 4 BauGB unterliegen, 

- die besondere öffentliche Zweckbestimmung für 
bauliche Anlagen des Bundes oder des Landes 
sowie der Kommunen bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben im Brand- und Katastrophenschutz 
dies erfordert oder 

- die jeweiligen baulichen Nutzungen einer zuge­
hörigen Freiraumnutzung deutlich untergeordnet 
sind. 

2-4 Ziel Entwicklung der im regionalplanerisch 
festgelegten Freiraum gelegenen Ortsteile 

In den im regionalplanerisch festgelegten Freiraum 
gelegenen Ortsteilen ist unter Berücksichtigung 
der Erfordernisse der Landschaftsentwicklung und 
des Erhalts der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
eine bedarfsgerechte, an die vorhandene Infra­
struktur angepasste Siedlungsentwicklung mög­
lich. 

Darüber hinaus ist die bedarfsgerechte Entwick­
lung eines solchen Ortsteils zu einem Allgemeinen 
Siedlungsbereich möglich, wenn ein hinreichend 
vielfältiges Infrastrukturangebot zur Grundversor­
gung sichergestellt wird. 

Zu 2-3 Siedlungsraum und Freiraum 

nicht 1jliJ1i~ der Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 
Nr. 4 BauGB unterliegen, 

- die besondere öffentliche Zweckbestimmung für 
bauliche Anlagen des Bundes oder des Landes 
sowie der Kommunen bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben im Brand- und Katastrophenschutz 
dies erfordert oder 

- die jeweiligen baulichen Nutzungen einer zuge­
hörigen Freiraumnutzung deutlich untergeordnet 
sind. 

~:ti~i~/~1J!~ic~!~{!~{d~~~i 
t~lf!fl~f!ilri~f!!Ji{a,c;J1Jl'9,Qi 
~11,tim 

Ortsteile'lfJj;tE'~1 

In den im regionalplanerisch festgelegten Freiraum 
gelegenen Orts teilen ist unter Berücksichtigung 
der Erfordernisse der Landschaftsentwicklung und 
des Erhalts der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
eine bedarfsgerechte, an die vorhandene Infra­
struktur angepasste Siedlungsentwicklung mög­
lich. 

Darüber hinaus ist die bedarfsgerechte Entwick­
lung eines solchen Ortsteils zu einem Allgemeinen 
Siedlungsbereich möglich, wenn ein hinreichend 
vielfältiges Infrastrukturangebot zur Grundversor­
gung sichergestellt wird. 

Zu 2-3 Siedlungsraum und Freiraum 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Der Begriff "mehr" war auf das Überschreiten der 
Schwellenwerte zwischen privilegierten und nicht­
privilegierten Anlagen bezogen. Es soll nun deutlicher 
herausgestellt werden, dass auch Bauleitplanung zu­
gunsten neuer Standorte für Tierhaltungsanlagen unter 
die Ausnahme fallen. 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung der 
Überschrift analog zur Überschrift zu Kapitel 2-3 "Sied­
lungsraum und Freiraum". 
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Bisherige, v!?r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

Eine homogene Verteilung und Durchmischung von 
Siedlungs- und Freiraumnutzungen ist mit einer nach­
haltigen Raumentwicklung unvereinbar. Bei der hohen 
Bevölkerungsdichte in Nordrhein-Westfalen würde dies 
zu einer starken Zersiedelung der Landschaft führen, 
die weder den sozialen und wirtschaftlichen Anforde­
rungen an den Raum gerecht würde noch seine ökolo­
gischen Funktionen gewährleisten könnte. 

Grundlegende Entscheidungen bezüglich der nachhal­
tigen Raumentwicklung erfolgen mit der raumordneri­
schen Aufteilung des Raumes in "Siedlungsraum" und 
"Freiraum". Dabei ist die gewachsene Raumstruktur 
mit den Unterschieden von Verdichtungsgebieten und 
überwiegend ländlich strukturierten Gebieten zugrunde 
zu legen. 

Die mit der nachhaltigen Raumentwicklung verbunde­
ne Umweltvorsorge und Sicherung von Ressourcen 
verlangt im dicht besiedelten und stark industrialisier­
ten Nordrhein-Westfalen gleichermaßen einen verant­
wortungsbewussten Umgang mit dem Siedlungsraum 
und dem Freiraum. Angesichts der Siedlungsdynamik, 
die erst in den letzten Jahren eine Abschwächung 
erfahren hat, bleibt die Sicherung unverbauten und 
unversiegelten Raumes als Voraussetzung für die 
Erhaltung und Regeneration der natürlichen Lebens­
grundlagen eine zentrale raumplanerische Aufgabe. 
Die Schaffung und Sicherstellung gesunder Umwelt­
bedingungen ist ebenfalls eine Voraussetzung der 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse. 

Die Siedlungsentwicklung der Gemeinden hat sich 
innerhalb des Siedlungsraumes bedarfsgerecht, nach-
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Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand· des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

haltig und umweltverträglich zu vollziehen. Der Frei­
raum ist grundsätzlich zu erhalten und seiner ökologi­
schen, sozialen und wirtschaftlichen Bedeutung ent­
sprechend zu sichern und funktionsgerecht zu entwi­
ckeln. Den textlichen Festsetzungen des LEP zur Wei­
terentwicklung von Siedlungsraum und Freiraum liegt 
die landesweit vorliegende regionalplanerische Ab­
grenzung von Siedlungsraum und Freiraum zugrunde. 
Deren Fortschreibung oder einzelfallbezogene Ände­
rung - unter Beachtung relevanter Festlegungen des 
LEP - ist wiederum Aufgabe der Regionalplanung. 

Den regionalplanerisch festgelegten Allgemeinen Sied­
lungsbereichen liegt i. d. R. eine vorhandene oder 
geplante Mindestgröße von etwa 2000 Einwohnern 
zugrunde; unterhalb dieser Größe können Ld.R. keine 
zentralörtlich bedeutsamen Versorgungsfunktionen 
ausgebildet werden. 

Bei bestehendem Siedlungsflächenbedarf und fehlen 
den Möglichkeiten der V'Jeiterentwicklung bereits regi 
onalplanerisch festgelegter Siedlungsbereiche kann 
die Entwicklung eines kleineren Ortsteils vorgesehen 
werden, der dann regionalplanerisch als Siedlungsbe 
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Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Es handelt sich im Vergleich zur Fassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war, um eine Um­
stellung der Absätze (siehe gestrichenen Text unten) 
zur Verbesserung der Lesbarkeit, mit der keine inhaltli­
che Änderung verbunden ist. 
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Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

reich festzulegen ist. Dies ist mit der Formulierung 
"erfüllen oder erfüllen werden" im Ziel 2 3 zum Aus 
dr~c~ gebracht und abweichend von Grundsatz 6.2 1 
moghch. 

Siedlungserweiterungen im Siedlungsraum und in den 
regionalplanerischen Freiraum festgelegten Ortsteilen 
müssen in der Summe dem überörtlichen Bedarf ent­
sprechen und deshalb überörtlich abgestimmt werden. 

Eine ausnahmslose Ausrichtung der Siedlungsentwick­
lung auf regionalplanerisch festgelegte Siedlungsbe­
reiche würde aber den Belangen vorhandener kleine­
rer Orts teile nicht gerecht. Die festgelegte Konzentrati­
on der Siedlungsentwicklung auf regionalplanerisch 
festgelegte Siedlungsbereiche betrifft insofern u. a. die 
wachstumsorientierte Allokation von Siedlungsflächen 
für Zuwanderung und Betriebsverlagerungen bzw. -
neuansiedlungen. 

Der im Ziel verwandte Begriff "Siedlungsentwicklung" 
umfasst insbesondere die bauleitplanerische Auswei-

reich festzulegen ist. Dies ist mit der Formulierung 
"erfüllen oder erfüllen werden" im Ziel 2 3 zum Aus 
druck gebracht und ab'.veichend von Grundsatz 6.2 1 
möglich. 

Eine ausnahmslose Ausrichtung der Siedlungsentwick­
lung auf regionalplanerisch festgelegte Siedlungsbe­
reiche würde aber den Belangen vorhandener kleine­
rer Ortsteile nicht gerecht. Die festgelegte Konzentrati­
on der Siedlungsentwicklung auf regionalplanerisch 
festgelegte Siedlungsbereiche betrifft insofern u. a. die 
wachstumsorientierte Allokation von Siedlungsflächen 
für Zuwanderung und Betriebsverlagerungen bzw. -
neuansiedlungen. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Die geplante Textergänzung wird an dieser Stelle ge­
strichen und zwecks besserer Lesbarkeit weiter unten 
wieder eingeführt ergänzt (weitere Angaben siehe 
unten). 

Hier gibt es keine Änderung im Vergleich zur Fassung, 
die in das Beteiligungsverfahren ging. Es wird aber zur 
erleichterten Nachvollziehbarkeit darauf hingewiesen, 
dass der Absatz im geltenden LEP NRW weiter unten 
in den Erläuterungen zu Ziel 2-3 platziert war. 

Es handelt sich im Vergleich zur oben stehenden Fas­
sung, die Gegenstand des Beteiligungsverfahrens war, 
im Wesentlichen um eine Umstellung der Absätze zur 
Verbesserung der Lesbarkeit, mit der keine inhaltliche 
Änderung verbunden ist, sondern lediglich eine redak­
tionelle Änderung ("festgelegten" durch "gelegenen" 
ersetzt; denn Ortsteile werden nicht durch Planung 
festgelegt, sondern befinden sich im Freiraum) und 
eine Angleichung an die Erläuterungen zu Ziel 2-4 
("Siedlungsflächenbedarf" statt "überörtlichen Bedarf"). 

Es handelt sich im Vergleich zur Fassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war, um eine Um-
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

sung von Bauflächen und Baugebieten 80wie E-Rtwick 
hingen gemäß § 34 Baf:JGB. Die so definierte Sied­
lungsentwicklung muss ziel konform in den regionalpla­
nerisch festgelegten Siedlungsbereichen und - in be­
grenztem Umfang - in kleineren, dem regionalplane­
risch festgelegten Freiraum zugeordneten Ortsteilen 
erfolgen. 
Ausgenommen von der j;estlegung in Ziel 2.3 Satz 2 
sind die Darstellung und j;estsetzung von baulichen 
Vorhaben für 

Vorhaben des Bundes oder des Landes, die aus 
z'Ningenden Gründen des öffentlichen Interesses not 
v'Iendig sind, ihren Standort aber 'Neder im Siedlungs 
raum noch in den im regionalplanerisch festgelegten 
j;reiraum gelegenen Ortsteilen haben können (z. B. im 
Landesinteresse erforderliche Vorhaben mit besonde 
rer ZV'Ieckbestimmung "vie Justizvollzugsanstalten oder 
forensische Kliniken), 

Vorhaben, die einer j;reiraumnutzung funktional zu 
geordnet und im j;lächenumfang deutlich untergeord 
net sind. 

Im Außenbereich zulässige Vorhaben bleiben von 
dieser Festlegung unberührt. Insofern können Ge­
meinden auch für im Außenbereich zulässige Vorha­
ben feinsteuernde Bauleitplanung betreiben. Damit ist 
auch eine Entwicklung von Betrieben im Rahmen von 
§ 35 Abs. 2 BauGB und nach § 35 Abs. 4 Nr. 6 BauGB 
möglich. In diesem Zusammenhang ist auf § 35 Abs. 4 
Nr. 6 BauGB und die dazu ergangene höchstrichterli­
che Rechtsprechung zu verweisen. 

Mit dem ersten Spiegelstrich der Ausnahme wird dar-

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

Vorhaben des Bundes oder des Landes, die aus 
zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses not 
wendig sind, ihren Standort aber weder im Siedlungs 
raum noch in den im regionalplanerisch festgelegten 
j;reiraum gelegenen Ortsteilen haben können (z. B. im 
Landesinteresse erforderliche Vorhaben mit besonde 
rer Zweckbestimmung wie Justizvollzugsanstalten oder 
forensische Kliniken), . 

"orhaben die einer j;reiraumnutzung funktional zu 
g;ordnet u~d im j;lächenumfang deutlich untergeord 
net sind. 

Im Außenbereich zulässige Vorhaben bleiben von 
dieser Festlegung unberührt. Insofern können Ge­
meinden auch für im Außenbereich zulässige Vorha­
ben feinsteuernde Bauleitplanung betreiben. Damit ist 
auch eine Entwicklung von Betrieben im Rahmen von 
§ 35 Abs. 2 BauGB und nach § 35 Abs. 4 Nr. 6 BauGB 
möglich. In diesem Zusammenhang ist auf § 35 Abs. 4 
Nr. 6 BauGB und die dazu ergangene höchstrichterli­
che Rechtsprechung zu verweisen. 

Mit dem ersten Spiegelstrich der Ausnahme wird 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

stellung der Absätze (siehe neuen Text oben) zur Ver­
besserung der Lesbarkeit, mit der keine inhaltliche 
Änderung verbunden ist. 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

9 



Bisherige, v!?r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

über hinaus klargestellt, dass Bauflächen und -gebiete 
ausnahmsweise auch dann dargestellt und festgesetzt 
werden, wenn sie zwar nicht innerhalb des regional­
planerisch festgelegten Siedlungsraums liegen, son­
dern nur an diesen angrenzen. Damit wird der Rege­
lung in § 35 Abs. 2 LPIG Dva Rechnung getragen, die 
festlegt, dass raumbedeutsame Planungen und Maß­
nahmen in der Regel erst ab einem Flächenbedarf von 
mehr als 10 ha zeichnerisch darzustellen sind. Hat der 
Plangeber dagegen eine bewusste und sinnvolle Ab­
grenzung zwischen Siedlungsraum und Freiraum vor­
genommen, z.B. ergibt sich die Gebietsgrenze erkenn­
bar an natürlichen Gegebenheiten wie einem Fluss­
lauf, an bereits vorhandener Infrastruktur oder an einer 
geografischen Grenze, so ist die Ausnahme nicht an­
wendbar. Entsprechende Hinweise könne sich nicht 
nur aus der zeichnerischen Darstellung, sondern auch 
aus der Planerläuterung oder Aufstellungsunterlagen 
ergeben (so z.B. aVG NRW, Urteil vom 30.09.2014-
8 A 460/13 -, BRS 82 Nr. 111) 

'Wl~r)fiJi3:~J;j~ klargestellt, dass Bauflächen und -gebiete 
ausnahmsweise auch dann dargestellt und festgesetzt 
werden, wenn sie zwar nicht innerhalb des regional­
planerisch festgelegten Siedlungsraums liegen, son­
dern nur an diesen !:lnnrOn7on 

~ll!fllll Hat der Plangeber da­
gegen eine bewusste und sinnvolle Abgrenzung zwi­
schen Siedlungsraum und Freiraum vorgenommen, 
z.B. ergibt sich die Gebietsgrenze erkennbar an natür­
lichen Gegebenheiten wie einem Flusslauf, an bereits 
vorhandener Infrastruktur oder an einer geografischen 
Grenze, so ist die Ausnahme nicht anwendbar. Ent­
sprechende Hinweise könndffl sich nicht nur aus der 
zeichnerischen Darstellung, sondern auch aus der 
Planerläuterung oder Aufstellungsunterlagen ergeben 
(so z.B. aVG NRW, Urteil vom 30.09.2014 - 8 A 
460/13 -, BRS 82 Nr. 111)tl 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Es handelt sich um eine ergänzende Erläuterung der 
im Ziel verwendeten Begrifflichkeiten. 

Oie Streichung erfolgt, um Missverständnisse zu ver­
meiden. Mit dem Hinweis auf § 35 Abs. 2 LPIG ova 
sollte keine Größenordnung für potentielle Erweiterun­
gen festgelegt werden. § 35 Abs. 2 LPIG ova trifft 
"lediglich" eine Aussage darüber, ab welcher Größen­
ordnung in der Regel eine zeichnerische Festlegung 
im Regionalplan zu erfolgen hat. 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Oie Erläuterungen werden hier aufgrund der KlarsteI­
lung im zweiten Spiegelstrich der Ausnahmen zu Ziel 
2-3 ergänzt und auch um weitere im Ziel verwendete 
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Bisherige, v!?r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Begrifflichkeiten ausführlicher zu erläutern. 
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Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na!?h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) planteLEP-Anderungen 

Mit dem zweiten Spiegelstrich wird darüber hinaus 
auch eine Bauleitplanung für Verlagerung von Gewer-

Mit dem zweiten Spiegelstrich wird darüber hinaus 
auch eine Bauleitplanung für 7fJl~ Verlagerung von Ge­
werbebetrieben zwischen benachbarten Ortsteilen, d. 
h. von einem Ortsteil in den anderen Ortsteil, ermög­
licht. Dies kann beispielsweise zur Optimierung der 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Die Ergänzung bezüglich der Bauleitplanung für 
Kultur-, Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismusein­
richtungen in den Erläuterungen ist lediglich eine Klar­
stellung. 

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

bebetrieben zwischen benachbarten Ortsteilen, d. h. 
von einem Ortsteil in den anderen Ortsteil, ermöglicht. 
Dies kann beispielsweise zur Optimierung der eigenen 
Betriebsabläufe erforderlich sein oder weil kleinräumig 
agierende Gewerbebetriebe wie z. B. kleine Hand­
werksbetriebe auf Kunden, Lieferanten und Mitarbeiter 
aus der nahen Umgebung angewiesen sind. Zum 
Schutz landwirtschaftlicher Flächen ist unter dieser 
Ausnahme nicht die Verlagerung von Betrieben aus 
dem Siedlungsraum in die im regionalplanerisch fest­
gelegten Freiraum gelegenen Orts teile subsumiert. 
Dieses würde einer konzentrierten Siedlungsentwick­
lung und der damit verbundenen effizienten Aus/as­
tung von Infrastrukturen sowie der sparsamen Inan­
spruchnahme von Flächen zuwiderlaufen. 

Mit der Ausnahme im dritten Spiegelstrich sollen die in 
Nordrhein-Westfalen bereits bestehenden Strukturen 
für Erholung, Sport, Freizeit und Tourismus effizienter 
weiter genutzt und ihnen wirtschaftlich eine Perspekti­
ve eingeräumt werden. Mit der Ausnahme kann an den 
isoliert im Freiraum bereits vorhandenen Standorten 
überwiegend durch bauliche Anlagen geprägter Erho­
lungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen 
einschließlich der Ferien- und Wochenendhausgebiete 
Bauleitplanung betrieben werden. Zu den vorhandenen 
Standorten im Sinne der Ausnahme gehören die fak­
tisch bestehenden Vorhaben, die nach den §§ 30 ff. 
BauGB genehmigt oder genehmigungsfähig sind. 

Bei einer Weiterentwicklung vorhandener Standorte, 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

eigenen Betriebsabläufe erforderlich sein oder weil 
kleinräumig agierende Gewerbebetriebe wie z. B. klei­
ne Handwerksbetriebe auf Kunden, Lieferanten und 
Mitarbeiter aus der nahen Umgebung angewiesen 
sind. Zum Schutz landwirtschaftlicher Flächen ist unter 
dieser Ausnahme nicht die Verlagerung von Betrieben 
aus dem Siedlungsraum in die im regionalplanerisch 
festgelegten Freiraum gelegenen Orts teile subsumiert. 
Dieses würde einer konzentrierten Siedlungsentwick­
lung und der damit verbundenen effizienten Aus/as­
tung von Infrastrukturen sowie der sparsamen Inan­
spruchnahme von Flächen zuwiderlaufen. 

Mit der Ausnahme im dritten Spiegelstrich sollen die in 
Nordrhein-Westfalen bereits bestehenden Strukturen 
für Erholung, 
weiter aenutzt und 

i~~[~ta~~i~~~~'l:~l~~~~U~ wirtschaftlich eine Per-
spektive eingeräumt werden. Mit der Ausnahme kann 
an den isoliert im Freiraum bereits vorhandenen 
Standorten überwiegend durch bauliche Anlagen ge­
prägter Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismusein­
richtungen einschließlich der Ferien- und Wochenend­
hausgebiete Bauleitplanung betrieben werden. Zu den 
vorhandenen Standorten im Sinne der Ausnahme ge­
hören die faktisch bestehenden Vorhaben, die nach 
den §§ 30 ff. BauGB genehmigt oder genehmigungs­

sind. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Die Ergänzung ergibt sich als Folge aus der Klarstei­
lung im Ziel. 

Hier erfolgt die Änderung, weil die bisher geplante 
Formulierung widersprüchlich war. 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

die als Neustandort die Standortanforderungen von 
Ziel 6.6-2 erfüllen würden, ergeben sich keine weiter­
gehenden Anforderungen. 

Mit dem vierten Spiegelstrich wird der kommunalen 
Bauleitplanung die Möglichkeit eröffnet, über das nach 
§ 35 Abs. 4 BauGB zulässige Maß hinaus Erweiterun­
gen durch Bauleitplanung vorzusehen. Angemessene 
Folgenutzung bedeutet hierbei, dass die Erweiterun­
gen für den Erhalt der genannten Gebäude / Anlagen 
erforderlich sind und nur mit geringen zusätzlichen 
Umweltauswirkungen verbunden sind. 

Die Regelung richtet sich an die Bauleitplanung und 
macht keine Vorgaben für die Vorhabenzulässigkeit 
nach § 35 Abs. 4 BauGB. 

Mit dieser Festlegung soll dem drohenden Verfall von 
Baudenkmälern und anderen kulturell bedeutsamen 
Bauwerken mit einer entsprechenden Beziehung zum 
Außenbereich vorgebeugt werden. Das Vorhaben 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

Mit dem vierten Spiegelstrich wird der kommunalen 
Bauleitplanung die Möglichkeit eröffnet, über das nach 
§ 35 Abs. 4 BauGB zulässige Maß hinaus Erweiterun­
gen durch Bauleitplanung vorzusehen. Angemessene 
Folgenutzung bedeutet hierbei, dass die Erweiterun­
gen für den Erhalt der genannten Gebäude / Anlagen 
erforderlich sind und nur mit geringen zusätzlichen 
Umweltauswirkungen verbunden sind. 

Die Regelung richtet sich an die Bauleitplanung und 
macht keine Vorgaben für die Vorhabenzulässigkeit 
nach § 35 Abs. 4 BauGB. 

Mit dieser Festlegung soll dem drohenden Verfall von 
Baudenkmälern und anderen kulturell bedeutsamen 
Bauwerken mit einer entsprechenden Beziehung zum 
Außenbereich vorgebeugt werden. Das Vorhaben 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Die ergänzte Definition dient der Klarheit der Regelung 
und trägt zur Rechtssicherheit bei. 

Es handelt sich um eine KlarsteIlung. Der Plangeber 
will mit der Ausnahme die Erholungs-, Sport-, Freizeit­
und Tourismuseinrichtungen einschließlich der Ferien­
und Wochenendhausgebiete effizienter weiternutzen 
und ihnen wirtschaftlich eine Perspektive einräumen. 
Die Umwandlung bislang der Erholung dienender Son­
dergebiete in Gebiete mit dauerhafter Wohnnutzung 
würde jedoch die bisherige Standortnutzung für Erho­
lung, Sport, Freizeit und Tourismus ersetzen und ge­
rade nicht für diesen Zweck weiterentwickeln. 
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Bisherige, v!?r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

muss dabei der Erhaltung des Gestaltswerts dienen. 

Die Ausnahme im fünften Spiegelstrich gilt für Bauleit­
planungen für die Erweiterung oder Änderung von 
Tierhaltungsanlagen, die infolge dessen nicht mehr der 
Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB unter­
liegen und deren geplante Erweiterung oder Änderung 
im funktionalen Zusammenhang mit dem bereits be­
stehenden Betrieb steht. 

Bauliche Anlagen im Sinne des sechsten Spiegel­
strichs sind insbesondere Justizvollzugsanstalten und 
forensische Kliniken. Mit der Erweiterung des Aus­
nahmetatbestandes auf die Kommunen soll sicherge­
stellt werden, dass die Kommunen ihre durch gesetzli­
chen Auftrag zugewiesenen Aufgaben im Brand- und 
Katastrophenschutz (z.B. durch den Bau notwendiger 
Feuerwehr - und Rettungswachen) im Einzelfall erfül­
len können, s. auch § 3 des Gesetzes über den Brand­
schutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz -
BHKG. Die Kommunen müssen gewährleisten, dass 
innerhalb eines bestimmten Zeitraumes Feuerwehren 
und Rettungsdienste vor Ort sind. Dazu kann es im 
Einzelfall erforderlich werden, auch im Freiraum gele­
gene Standorte in Anspruch zu nehmen. 

muss dabei der Erhaltung des Gestaltswerts dienen. 

Die Ausnahme im fünften Spiegelstrich ~ 

planungen für die fi~a!~l~S~~;~~~~~~'~'4f!~g,~~~~,.; 
Tierhaltungsanlagen, die Ufl'lf:i;ll\fi\Jl~~~fllil nicht'tti!Jll1Jli UOI 

Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB unter­
liegen. 

Bauliche Anlagen im Sinne des sechsten Spiegel­
strichs sind insbesondere Justizvollzugsanstalten und 
forensische Kliniken. Mit der Erweiterung des Aus­
nahmetatbestandes auf die Kommunen soll sicherge­
stellt werden, dass die Kommunen ihre durch gesetzli­
chen Auftrag zugewiesenen Aufgaben im Brand- und 
Katastrophenschutz (z. B. durch den Bau notwendiger 
Feuerwehr - und Rettungswachen) im Einzelfall erfül­
len können, s. auch § 3 des Gesetzes über den Brand­
schutz, die Hilfeleistuna und den KatastroDhenschutz 

'?~n'f,p,.\,"';'~9'.i. Die Kom­
munen müssen gewährleisten, dass innerhalb eines 
bestimmten Zeitraumes Feuerwehren und Rettungs­
dienste vor Ort sind. Dazu kann es im Einzelfall erfor-

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Die Änderung dient der Anpassung an die KlarsteIlung 
in der Zielformulierung. Der ursprünglich im Ziel ver­
wendete Begriff "mehr' war auf das Überschreiten der 
Schwellenwerte zwischen privilegierten und nicht­
privilegierten Anlagen bezogen und zielte nicht darauf 
ab, die Ausnahme nur auf die Erweiterung von bereits 
vorhandenen Tierhaltungsanlagen zu beziehen. 
In der Mehrzahl sowohl der befürwortenden als auch 
der ablehnenden Stellungnahmen zu dieser Ausnah­
meregelung war erkennbar, dass die Regelung auch 
so verstanden wurde, dass sie sich sowohl auf die 
Erweiterung bestehender Anlagen als auch die Mög­
lichkeit der Entwicklung neuer Standorte durch die 
Bauleitplanung ermöglicht werden soll. Dieses soll nun 
klargestellt werden. 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
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Bisherige, v!?r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

Soweit der LEP Festlegungen zu sonstigen Vorhaben 
trifft, wie z.B. die Festlegungen des Kap. 6.5 zu Vorha­
ben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO, Vorhaben gemäß 
6.6-2 (Standortanforderungen für bestimmte Einrich­
tungen für Erholung, Sport, Freizeit und Tourismus), 
8.3-2 (Standorte von Abfallbehandlungsanlagen) und 
10.2-5 (Solarenergienutzung) bleiben diese unberührt. 

Die Ausnahme gilt nicht fBr Bauloitp/anungen fOr ge 
".'-erbliche Betriebe, die info/ge Errichtung nicht oder 
'Il-egen einer Enveiterung oder Änderung nicht mehr 
der Privilegierung gem. § 35 Abs. 1 Nr. 1, 4 oder 6 
BauGB unterJiegen. Es handelt sich um eine eng an 
zuwendende Ausnahmeregelung. Änderungen vorhan 
den er, bereits genehmigter Betriebe, die nur der Auf 
rechterhaltung des bereits genehmigten Betriebes die 
nen, sind nach der 'Iorschrift des § 35 Abs. 1 [\Ir. 4 
BauGB 'II-eiterhin mögJich, insbesondere, wenn sie 
nicht mit einer baulichen Erweiterung v-erbunden sind 
und sie dem Umwel-tschutz oder dem Tierll-ohl dienen. 
Insoweit ist auch eine feinsteuernde BauJeitplanung 
nicht ausgeschlossen. 

Üb~r den örtli~hen Eigenbedarf hinausgehende Bau 
gebietsausweisungen sind oft mit entsprechenden Ver 
lusten a~ anderen Orten und einer Minderauslastung 
der dort I. d. R. vorhandenen Infrastruktur verbunden 
und ~ehen zu Lasten der Freiraumfunktionen. Im Er 
~ebAis k~nn daraus ein unlauterer VVettbewerb resul 
tle ren. SIedlungserweiterungen müssen insofern in 
der Summe dem überörtlichen Bedarf entsprechen und 

derlich werden, auch im Freiraum gelegene Standorte 
in Anspruch zu nehmen. 

Soweit der LEP Festlegungen zu sonstigen Vorhaben 
trifft, wie z. B. die Festlegungen des Kap. 6.5 zu Vorha­
ben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO, Vorhaben gemäß 
6.6-2 (Standortanforderungen für bestimmte Einrich­
tungen für Erholung, Sport, Freizeit und Tourismus), 
8.3-2 (Standorte von Abfallbehandlungsanlagen) und 
10.2-5 (Solarenergienutzung) bleiben diese unberührt. 

Die Ausnahme gUt nicht fOr Bauloitp/anungen fBr ge 
werbliche Betriebe, die info/ge Errichtung nicht oder 
'/Jegen einer En'lJeiterung oder Änderung nicht mehr 
der Privitegierung gem. § 35 Abs. 1 Nr. 1, 4 oder 6 
BauGB unterliegen. Es handelt sich um eine eng an 
zuwendende Ausnahmeregehmg. Änderungen 'Iorhan 
dener, bereits genehmigter Betriebe, die nur der Auf 
rechterha!tung des bereits genehmigten Betriebes die 
nen, sind nach der 'Iorschrift des § 35 Abs. 1 Ak. 4 
BauGB weiterhin möglich, insbesondere, wenn sie 
nicht mit einer baulichen En.,r.oiterung '/erbunden sind 
und sie dem Umwo!tschutz·oder dem Tier/lOhl dienen. 

. i I FRde Bauloitplanung msowoit ist auch eme f.e.nsteue. 
N I R nicht ausgeschosse •. 

Über den örtlichen Eigenbedarf hinausgehende Bau 
gebietsausweisungen sind oft mit entsprechenden Ver 
lusten an anderen Orten und einer Minderauslastung 
der dort i. d. R. vorhandenen Infrastruktur verbunden 
und gehen zu Lasten der Freiraumfunktionen. Im Er 
gebnis kann daraus ein unlauterer VVettbewerb resul 
tie ren. Siedlungserweiterungen müssen insofern in 
der Summe dem überörtlichen Bedarf entsprechen und 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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deshalb überörtlich abgestimmt 'Nerden. Das hierfür 
gegebene Instrument ist die regionalplanerische Fest 
legung 'Ion Siedlungsbereichen. 

Eine ausnahms!ose AusFiohtung der Sied!ungsentvRok 
!ung auf regionalplaneFisoh festgel-egte Sied!ungsbe 
reiohe würde aber den Belangen vorhandener kleine 
rer Ortstelle nicht gereoht. Die festgelegte Konzentrati 
on der Sied!ungsentwiok!ung auf regiona!pfaneFisoh 
festgelegte Sled/ungsbereiohe betri#( insofern u. a. die 
'11-3ohswmsorientierte A!lokation 'IOn Siedlungsfläohen 
rur Zuvl-3nderung und BetFiebsveriagerungen bzw. 
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steile mit einer Aufnahmefähigk-eit von III-enlger als 
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handener Betriebe bleibt weiterhin möglioh. 

,Ihre EntvRoklilRg soU auf die Tragfähigkeit der vorhan 
denen Infrastruktur besohränkt '1lf)rden. Außerdem ist 
s iof:lOrzuste lfeR dass das I,IJJaohstum solcher Ortstelle 
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und 'lersorgungseinFiohtungen. G!eiohwohl ist in l-änd 
lioh strukwrierten Räumen im Rahmen der Eigenent 
wiok!ung durch eine aktive, integrierte DorfentvRok !ung 
eine angemessene Daseins\lorsorge und eine Attrakti 
vierung der Dorflforne anzustreben, um diese naohha! 
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Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

#9 Zl:J siotwrR. In großen, dünnbesiedetten F!äohenge 
meinden beispieJsweise in der Eifel oder im Sal:JerJand 
können einige solcher Orlstel.,le Versorgl:Jngsfl:1nk#onen 
(z. B. Sohl:J!e) für andere, nooh kleinere Orlste#e über 
nehmen. 

Zu 2-4 Entwicklung der im regionalplanerisch fest­
gelegten Freiraum gelegenen Orts teile 

Auch Ortsteile, die im regionalplanerisch festgelegten 
Freiraum liegen, haben eine Entwicklungsperspektive. 
Die bedarfsgerechte Entwicklung dieser Orts teile (ge­
mäß § 35 Abs. 5 LPIG-DVO Wohnplätze mit einer Auf­
nahmefähigkeit von weniger als 2 000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern) ist im Rahmen der Tragfähigkeit der 
vorhandenen Infrastruktur möglich. 

Bedarfsgerecht bedeutet hierbei zum einen bezogen 
auf den Ortsteil regelmäßig, dass der natürlichen Be­
völkerungsentwicklung im Orts teil, abnehmenden Be­
legungsdichten von Wohnungen, steigenden Wohnflä­
chenansprüchen der Einwohner oder Sanierungs- oder 
Umstrukturierungsmaßnahmen im Baubestand z. B. 
zur Beseitigung städtebaulicher Missstände durch die 
Ausweisung zusätzlicher Wohnbauflächen Rechnung 
getragen werden kann. Hierzu sind auch Angebotspla­
nungen von Bauflächen und Baugebieten für einen 
mittel- bis langfristigen Planungshorizont möglich. Dar­
über hinaus ist in diesen Ortsteilen eine städtebauliche 
Abrundung oder Ergänzung von Wohnbauflächen im 
Rahmen der Tragfähigkeit der vorhandenen Infrastruk-

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 
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Rahmen der Tragfähigkeit der vorhandenen Infrastruk-

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung ana­
log zur Überschrift zu Kapitel 2-3 "Siedlungsraum und 
Freiraum". 

Es handelt sich um eine Anpassung an Erläuterungen 
zu Ziel 2-3 (vgl. neuer 6. Absatz). 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

tur möglich. 

Neben der im Ziel 2-3 genannten Ausnahmeregelung 
für vorhandene Betriebe oder Betriebsverlagerungen 
gelten für die in kleinen Ortsteilen ansässigen Betrie­
be, z.B. der Land- und Forstwirtschaft, des Handwerks 
sowie für Gewerbe, dass Erweiterungen am Standort 
oder Betriebsverlagerungen innerhalb des Ortsteils, 
z.B. aus der Ortsmitte an den Ortsrand, regelmäßig 
möglich sind. Dies gilt auch für die bauleitplanerische 
Sicherung betriebsgebundener Flächenreserven für 
die Betriebe im Orts teil. 

Bedarfsgerecht bedeutet zum anderen, dass die im 
Siedlungsraum und in den Ortsteilen ermöglichte Sied­
lungsentwicklung durch den bestehenden Siedlungs­
flächenbedarf abgedeckt sein muss. Darüber hinaus 
dürfen derartige Siedlungsentwicklungen in den Orts­
teilen der grundsätzlich angestrebten Ausrichtung der 
Siedlungsentwicklung auf den Siedlungsraum nicht 
zuwiderlaufen. 

Für die gemeindliche Steuerung und zur schlüssigen 
Begründung der oben beschriebenen Ortsteilentwick­
lungen kann ein gesamtgemeindliches Konzept mit 
einer Analyse der in den Ortsteilen vorhandenen Infra­
struktur, den noch freien Kapazitäten und den sich 
daraus unter Berücksichtigung des bestehenden Sied­
lungsflächenbedarfs ergebenden städtebaulichen Ent­
wicklungspotenziale sinnvoll sein. 

Orts teile, in denen weniger als 2000 Menschen leben, 
verfügen i. d. R. nicht über ein räumlich gebündeltes 
Angebot an öffentlichen und privaten Dienstleistungs-

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahrenge­
plante LEP-Änderungen 
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Ortsteile, in denen weniger als 2000 Menschen leben, 
verfügen i. d. R. nicht über ein räumlich gebündeltes 
Angebot an öffentlichen und privaten Dienstleistungs-

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Es handelt sich um eine redaktionelle KlarsteIlung. 
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und Versorgungseinrichtungen. Ein kleiner Ortsteil 
kann unter den Voraussetzungen gemäß Absatz 2 
jedoch auch zu einem Allgemeinen Siedlungsbereich 
entwickelt werden. 

Für eine mögliche Weiterentwicklung zu einem Allge­
meinen Siedlungsbereich kommen Ortsteile in Frage, 
die entweder bereits über ein hinreichend vielfältiges 
Infrastrukturangebot zur Grundversorgung verfügen 
oder in denen dieses zukünftig sichergestellt wird. Eine 
solche Grundversorgung umfasst beispielsweise eine 
Kita, ein Gemeindehaus oder ein Bürgerzentrum, eine 
Grundschule, eine Kirche oder einen Supermarkt bzw. 
einen Discounter. Zukünftig können Teile einer solchen 
Grundversorgung bei entsprechender Breitbander­
schließung auch durch digitale Angebote wie z. B. 
Onlinesupermärkte oder E-Health-Angebote abgedeckt 
werden. In großen, dünnbesiedelten Flächengemein­
den beispielsweise in der Eifel oder im Sauerland kön­
nen einige solcher Ortsteile z. B. auch Versorgungs­
funktionen für andere, noch kleinere Ortsteile über­
nehmen. Für die Neufestlegung eines kleineren Orts­
teils als ASB kann darüber hinaus auch eine leistungs­
fähige ÖPNV-Anbindung sprechen. 

Für die Weiterentwicklung von kleinen Orts teilen zu 
einem Allgemeinen Siedlungsbereich ist ein nachvoll­
ziehbares gesamtgemeindliches Konzept zur ange­
strebten Siedlungsentwicklung erforderlich. 

und Versorgungseinrichtungen. Ein kleiner Ortsteil 
kann unter den Voraussetzungen gemäß Absatz 2 
jedoch auch zu einem Allgemeinen Siedlungsbereich 
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Infrastrukturangebot zur Grundversorgung verfügen 
oder in denen dieses zukünftig sichergestellt wird. Eine 
solche Grundversorgung umfasst beispielsweise eine 
Kita, ein Gemeindehaus~~~f!ljf.~i'1.f!.B~~fJr~~ntrum, eine 
Grundschule, eine Kirche~1\f1J/flGIAr:gt{lC~~~IJJ einen Su­
permarkt bzw. einen Discounter. Zukünftig können 

g~g~§~~'~qi~l/~T~ile einer solchen c;(~.r!q~~rs~~gu'}g 
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Versorgungsfunktionen für andere, noch kleinere Ort­
steile übernehmen. Für die Neufestlegung eines klei-
neren Ortsteils als ilj.l{g~m~iriii6~i~?~fjJqq§~~~~~jq&~;~ 
kann darüber hinaus auch eine t~gfJll1;1~ßjgelDistEJRG8' 
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strebten Siedlungsentwicklung erforderlich. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Mit den Änderungen sollen entsprechende nachvoll­
ziehbare Anregungen aus dem Beteiligungsverfahren 
umgesetzt werden. 

Insbesondere die KSpV haben darauf hingewiesen, 
dass noch unklar ist, inwieweit internetbasierte Lösun­
gen tatsächlich den Wegfall einzelner Angebote vor 
Ort auffangen werden. 
Im Übrigen erfolgt infolge Anregungen aus dem Betei­
ligungsverfahren eine KlarsteIlung dahingehend, dass 
eine Breitbanderschließung nicht zwingend gegeben 
sein muss, um digitale Angebote in Anspruch nehmen 
zu können. Wichtiger kann z. B. beim Onlinehandel 
eine entsprechende Lieferlogistik sein. 
Bei der Änderung der kann-Formulierung handelt es 
sich um eine präzisierende Änderung der Umschrei­
bung des Spektrums möglicher Fälle und beim ASB­
Begriff um eine redaktionelle Änderung. 
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5-4 Grundsatz Strukturwandel in Kohleregionen 

Um Strukturbrüche zu vermeiden, soll der Struk­
turwandel in den Kohleregionen in regionaler Zu­
sammenarbeit gestaltet werden. Dafür sind regio­
nale Konzepte für Nachfolgenutzungen nachhaltig 
weiterzuentwickeln und durch neue wirtschaftliche 
Entwicklungen zu flankieren. 

Zu 5-4 Strukturwandel in Kohleregionen 

Ende 2018 endet der staatlich subventionierte Stein­
kohleabbau in Nordrhein-Westfalen. Im Rheinischen 
Braunkohlenrevier werden Braunkohleabbau und Ver­
stromung kontinuierlich zurückgehen. 

Der nun anstehende Strukturwandel ist in den Regio­
nen ohne Strukturbrüche zu gestalten. Erforderlich ist 
eine regional stark aufgestellte Zusammenarbeit, die 
die verschiedenen Planungsprozesse zusammenführt. 
Ziel ist es, die Nachfolgenutzungen und -konzepte für 
die ehemals bergbaulich genutzten Flächen erfolgreich 
umzusetzen. Gleichzeitig sind neue Zukunftsimpulse 
für Wirtschaft und Gesellschaft zu entwickeln. Die 
Landesregierung wird diesen Prozess für die Regionen 

5-4 Grundsatz Strukturwandel in Kohleregionen 
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Gleichzeitig sind neue Zukunftsimpulse für Wirtschaft 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Es handelt sich bei den Wortänderungen (sind/sollen 
und korrespondierende Anpassungen) um redaktionel­
le Optimierungen vor dem Hintergrund der Darstel­
lungskategorie. 

Ansonsten handelt es sich um eine Präzisierung der 
bisher intendierten Regelung. 

Die redaktionelle Anpassung ist geplant aufgrund der 
zeitlichen Abfolge der Beendigung des entsprechen­
den Abbaus einerseits und der LEP-Änderung ande­
rerseits. 

Es handelt sich um eine klarstellende Ergänzung, denn 
sinngemäß umfasst der Grundsatz auch entsprechen­
de Kraftwerksstandorte. Damit wird einer Anregung 
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begleiten und mit Fördermitteln unterstützen. 

Aufgabe der Regionalräte und ihrer Gremien wird es 
sein, ihre Planungsinstrumente zu nutzen, um diesen 
Strukturwandel ohne Strukturbrüche zu flankieren. Die 
Landesregierung wird die Regionalräte Köln und Düs­
seldorf dabei unterstützen, den Kommunen des Rhei­
nischen Reviers eine Sonderstellung bei der Auswei­
sung zusätzlicher Industrie- und Gewerbegebiete ohne 
Auswirkungen in anderen Regionen zu ermöglichen. 
Weiterhin wirken wir außer im Gebiet des Regional­
verbandes Ruhr auch am Strukturwandel der vom 
Ende des Steinkohleabbaus betroffenen Bereiche des 
Münsterlandes mit. 
Ziel sind räumliche ausgewogene Voraussetzungen für 
eine Stärkung der regionalen Wachstums- und Innova­
tionspotenziale. Dabei sind die Menschen in den Regi­
onen, die Entscheidungsträger der verschiedenen 
Ebenen, die Bergbau treibenden Unternehmen, die 
Hochschulen und die Kammern einzubinden. 

6.1 2 Grundsatz Leitbild "flächensparende Sied 
lungsentwicklung" 

Die Regional und 8auleitplanung soll die flächen 
sparende Siedlungsent\'ficklung im Sinne des 
Leitbildes, in Nordrhein 'ftJestfalen das tägliche 
)"AJachstum der Siedlungs und 'lerkehrsfläche bis 
zum Jahr 2020 auf 5 ha und langfristig auf "Netto 
Null" zu reduzieren, umsetzen. 
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sung zusätzlicher Industrie- und Gewerbegebiete ohne 
Auswirkungen in anderen Regionen zu ermöglichen. 
Weiterhin wirken wir ~;ifli!i~.~lf€@~;;~~~~iitfli{i,~ß~§lijJ;igl 
~(fj~~,tfo:,~~~WIJI; auch am Strukturwandel der vom 
Ende des Steinkohleabbaus betroffenen Bereiche des 
Münsterlandes i~~k~~'ff!j;~llt!}ffftfg~~f~t~~ mit. 
Ziel sind räumlich~ ausgewogene Voraussetzungen für 
eine Stärkung der regionalen Wachstums- und Innova­
tionspotenziale. Dabei sind die Menschen in den Regi­
onen, die Entscheidungsträger der verschiedenen 
Ebenen, die Bergbau treibenden Unternehmen, die 
Hochschulen und die Kammern einzubinden. 

Die Regional und 8auleitplanung soll die flächen 
sparende Siedlungsentwicklung im Sinne des 
Leitbildes, in Nordrhein 'Nestfalen das tägliche 
'J\'achstum der Siedlungs und 'lerkehrsfläche bis 
zum Jahr 2020 auf 5 ha und langfristig auf "Netto 
Null" zu reduzieren, umsetzen. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

aus dem Beteiligtenkreis gefolgt. 

Es handelt sich um eine KlarsteIlung (gemeint war 
"außer im" bereits zuvor im Sinne von "neben dem"). 
Damit wird einer Anregung aus dem Beteiligtenkreis 
gefolgt. 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
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Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

Zu 6.1 2 leitbild "flächensparende Siedlungsent 
wicklung" 

Die Landesregierung Nordrhein VVestfalen unterstützt 
das Ziel der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie, den 
Flächenverbrauch bis zum Jahr 2020 bundesweit auf 
30 Hektar pro Tag zu senken, d.h. für NRVV den Flä 
chenverbrauch entsprechend seinem Anteil an der 
bundesdeutschen Siedlungs und Verkehrsfläche min 
destens auf fünf Hektar pro Tag zu senken. Längerfris 
tig verfolgt sie das Ziel des Netto Null Flächenver 
brauchs, d.h. die Gebäude und Freiflächen, Verkehrs 
flächen und Betriebsflächen sollen in der Flächen 
bilanz kein 'lVachstum mehr aup-veisen. 

Im Grundsatz des § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG wird u. a. 
ausgeführt: "Der Raum ist in seiner Bedeutung für die 
Funktionsfähigkeit der Böden, des VVasserhaushalts, 
der Tier und Pflanzenwelt sOlNie des Klimas ein 
schließlich der jeweiligen VVechselwirkungen zu ent'lli 
ekeln, zu sichern oder, sO'Neit erforderlich, möglich 
und angemessen, wiederherzustellen. [ ... ] Die erstma 
lige Inanspruchnahme 'Ion Freiflächen für Siedlungs 
und Verkehrszwecke ist zu vermindern, insbesondere 
durch die vorrangige Ausschöpfung der Potenziale für 
die VViedernutzbarmachung von Flächen, für die 
Nachverdichtung und für andere Maßnahmen zur In 
nenentwicklung der Städte und Gemeinden sowie zur 
Entwicklung vorhandener Verkehrsflächen." 
Die Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme ist 
eine wichtige Aufgabe im Zusammenhang mit der 
'Neiteren Ent'ivicklung von Nordrhein VVestfalen. Eine 
flächensparende und bedarfsgerechte Siedlungs und 
Verkehrsflächenentwicklung trägt dazu bei, mögliche 

Zu 6.1 2 leitbild "flächensparende Siedlungsent 
wicklung" 

Die Landesregierung Nordrhein lft/estfalen unterstützt 
das Ziel der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie, den 
Flächenverbrauch bis zum Jahr 2020 bundesweit auf 
30 Hektar pro Tag zu senken, d.h. für NRVV den Flä 
chenverbrauch entsprechend seinem Anteil an der 
bundesdeutschen Siedlungs und Verkehrsfläche min 
destens auf fünf Hektar pro Tag zu senken. Längerfris 
tig verfolgt sie das Ziel des Netto Null Flächenver 
brauchs, d.h. die Gebäude und Freiflächen, Verkehrs 
flächen und Betriebsflächen sollen in der Flächen 
bilanz kein VVachstum mehr aufweisen. 

Im Grundsatz des § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG 'Nird u. a. 
ausgeführt: "Der Raum ist in seiner Bedeutung für die 
Funktionsfähigkeit der Böden, des VVasserhaushalts, 
der Tier und Pflanzenwelt sowie des Klimas ein 
schließlich der jeweiligen VVechselwirkungen zu entwi 
ekeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, möglich 
und angemessen, wiederherzustellen. [ ... ] Die erstma 
lige Inanspruchnahme 'Ion Freiflächen für Siedlungs 
und Verkehrszwecke ist zu vermindern, insbesondere 
durch die vorrangige Ausschöpfung der Potenziale für 
die VViedernutzbarmachung von Flächen, für die 
Nachverdichtung und für andere Maßnahmen zur In 
nenentwicklung der Städte und Gemeinden sowie zur 
Entwicklung vorhandener Verkehrsflächen . " 
Die Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme ist 
eine wichtige Aufgabe im Zusammenhang mit der 
weiteren Enhvicklung 'Ion Nordrhein VVestfalen. Eine 
flächensparende und bedarfsgerechte Siedlungs und 
Verkehrsflächenenhvicklung trägt dazu bei, mögliche 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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BiSherige,. v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

Konkurrenzen zwischen den Gemeinden mit daraus 
u. U. resultierenden steigenden Infrastrukturfolgekos 
ten und wachsenden wirtschaftlichen Belastungen für 
die Gemeinden und deren Einwohnerinnen und Ein 
wohner zu vermeiden. Sie ist als Chance einer Ent 
wicklung und nicht als Hemmnis zu sehen. 

Der zumindest langfristig für Nordrhein 'Nestfalen er 
'Nartete Rückgang der Bevölkerung kann die in diesem 
Leitbild bzw. in der bundesweiten Nachhaltigkeitsstra 
tegie verfolgte Verminderung der Flächeninanspruch 
nahme erleichtern. Die Reduzierung des Siedlungsflä 
chenwachstums wird im Planungszeitraum des LEP 
allerdings nicht ohne eine ergänzende Steuerung 
durch die Raumordnung möglich sein. 

Eine wirtschaftlich effizient FI" 
der Berücksichtigung der d

e ~\~,chenn~tzung soll unter 
verfolgt 'Nerden' "er 'd Fel he~entllchen Strategien 

d .;r mOi ung (A ktl"er FI" h 
un flächensparendes Ban iI-'~ -. ac enschutz 
rung 'Ion Baulü k ~en), Mobilisierung (Akti"ie 

. c en, Entslegelu . iI 

Revitalisierung (Re"itar .ng I.m Bestand) und 
kultivierung von Br;chfll~l~ung beziehungsweise Re 

ac en und Stadtumbau). 

dadurch oll den Grundsatz u. a. . 
Die Regienalplan~ng s .. er Eier Regienalplanung.ln 
umsetzen, Elass Elle Trag EI Beitrag ven Regl.enal 

't gSHerfahren en d Sied den ErarbOi un iI .. lichen VVachstumer 
planänderungen zum .!a~ für ihr Plangebiet erfassen 
lungs und Verkehrsflac e ehörde gemäß § 4 Äes. 4 . 
und der Land~splanu~gsb Der Beitrag besteht dabei 
LPIG (Monitonng) ~enchtedn~rsteIlUng von Siedlungs 
darin dass durch die Neu en wird diese Flächen 
raum' die Möglichkeit tes~:~~n~~is~her Umsetzung nach entsprechender au 

Konkurrenzen zwischen den Gemeinden mit daraus 
u. U. resultierenden steigenden Infrastrukturfolgekos 
ten und v'lachsenden wirtschaftlichen Belastungen für 
die Gemeinden und deren Einwohnerinnen und Ein 
wohner zu vermeiden. Sie ist als Chance einer Ent 
wicklung und nicht als Hemmnis zu sehen. 

Der zumindest langfristig für Nordrhein VVestfalen er 
vlartete Rückgang der Bevölkerung kann die in diesem 
Leitbild bzw. in der bundesweiten Nachhaltigkeitsstra 
tegie verfolgte Verminderung der Flächeninanspruch 
nahme erleichtern. Die Reduzierung des Siedlungsflä 
chenwachstums wird im Planungszeitraum des LEP 
allerdings nicht ohne eine ergänzende Steuerung 
durch die Raumordnung möglich sein. 

Eine wirtschaftlich effiziente Flächennutzung soll unter 
der Berücksichtigung der drei 'Nesentlichen Strategien 
verfolgt werden: Vermeidung (Aktiver Flächenschutz 
und flächensparendes Bauen), Mobilisierung (Aktivie 
rung von Baulücken, Entsiegelung im Bestand) und 
Revitalisierung (Revitalisierung beziehungsweise Re 
kultivierung von Brachflächen und Stadtumbau). 

Die Regionalplanung soll den Grundsatz u. a. dadurch 
umsetzen, dass die Träger der Regionalplanung in 
den Erarbeitungsverfahren den Beitrag von Regional 
planänderungen zum täglichen \Alachsturn der Sied 
lungs und Verkehrsfläche für ihr Plangebiet erfassen 
und der Landesplanungsbehörde gemäß § 4 Abs. 4 
LPIG (Monitoring) berichten. Der Beitrag besteht dabei 
darin, dass durch die Neudarstellung von Siedlungs 
raum die Möglichkeit geschaffen wird, diese Flächen 
nach entsprechender bauleitplanerischer Umsetzung 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

auch tatsächlich in Anspruch zu nehmen. Die Landes 
planungsbehörde bewertet dies bereits im Rahmen 
ihrer Beratung der Regionalplanungsbehörden im lau 
fenden Verfahren im Hinblick auf die landesweite Ent 
wicklung der Siedlungs und Verkehrsfläche. Da sich 
das Leitbild, insbesondere die Reduzierung der F"lä 
chenneuinanspruchnahme bis 2020 auf 5 ha/Tag, auf 
den Indikator "Zunahme der Siedlungs und Verkehrs 
fläche (SuV)" bezieht, wird darüber hinaus vom Land 
laufend evaluiert, wie sich dieser Indikator verändert 
und Z'Nar durch die Auswertung der entsprechenden 
Statistik. 

Die Bauleitplanung soll den Grundsatz zum einen über 
ihre weitere Mit\''lirkung am Siedlungsflächenmonito 
ring umsetzen und damit zur Transparenz bezüglich 
der Inanspruchnahme von F"lächenreserven beitragen. 
Zum anderen sollen insbesondere bei der Formulie 
rung von Festsetzungen in Bebauungsplänen die Mög 
lichkeiten genutzt werden, auf eine flächensparende 
Umsetzung der Planung hinzuwirken. 

Zu 6.3-3 Neue Bereiche für gewerbliche und in­
dustrielle Nutzungen 

Die Planung neuer GIB (einschließlich der Erweiterun­
gen bestehender GIB) erfolgt bedarfsgerecht und flä­
chensparend (vgl. auch Ziel 6.3-1 bzw. Ziel 6.1-1 so­
wie Grundsatz 6.1-2 einschließlich der jeweiligen Er­
läuterungen). 

Dem Freiraumschutz und der kosteneffizienten Nut­
zung vorhandener technischer Infrastrukturen sowie 

auch tatsächlich in Anspruch zu nehmen. Die Landes 
planungsbehörde be'Nertet dies bereits im Rahmen 
ihrer Beratung der Regionalplanungsbehörden im lau 
fenden Verfahren im Hinblick auf die landes'Neite Ent 
wicklung der Siedlungs und Verkehrsfläche. Da sich 
das Leitbild, insbesondere die Reduzierung der F"lä 
chenneuinanspruchnahme bis 2020 auf 5 ha/Tag, auf 
den Indikator "Zunahme der Siedlungs und Verkehrs 
fläche (SuV)" bezieht, wird darüber hinaus vom Land 
laufend evaluiert, wie sich dieser Indikator verändert 
und zwar durch die Aus'Nertung der entsprechenden 
Statistik. 

Die Bauleitplanung soll den Grundsatz zum einen über 
ihre weitere Mit\''lirkung am Siedlungsflächenmonito 
ring umsetzen und damit zur Transparenz bez~glich 
der Inanspruchnahme von F"lächenreserven beitragen. 
Zum anderen sollen insbesondere bei der Formulie 
rung von Festsetzungen in Bebauungsplänen die Mög 
lichkeiten genutzt werden, auf eine flächensparende 
Umsetzung der Planung hinzuwirken. 

Zu 6.3-3 Neue Bereiche für gewerbliche und in­
dustrielle Nutzungen 

Die Planung neuer GIB (einschließlich der Erweiterun­
gen bestehender GIB) erfolgt bedarfsgerecht und flä­
chensparend (vgl. auch Ziel 6.3-1 bzw. Ziel 6.1-1 so­
wie Grundsatz 6.1-2 einschließlich der jeweiligen Er­
läuterungen ). 

Dem Freiraumschutz und der kosteneffizienten Nut­
zung vorhandener technischer Infrastrukturen sowie 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

der angesichts des demographischen Wandels not­
wendigen Konzentration der Siedlungsentwicklung 
wird am besten durch die Festlegung neuer GIB unmit­
telbar anschließend an die vorhandenen Allgemeinen 
Siedlungsbereiche oder Bereiche für gewerbliche und 
industrielle Nutzungen Rechnung getragen. Inwieweit 
der "unmittelbare Anschluss" im Sinne dieser Festle­
gung dabei auch gewährleistet ist, wenn Bandinfra­
strukturen den bestehenden Siedlungsraum begren­
zen, ist im Einzelfall zu beurteilen. 

Die Festlegung eines isoliert im Freiraum liegenden 
GIB leistet der Zersiedlung der Landschaft Vorschub 
und steht dem Anliegen des LEP entgegen, die weitere 
Siedlungsentwicklung u. a. an den vorhandenen Infra­
strukturen auszurichten. 

Vor diesem Hintergrund ist in den Grundsätzen 6.1-2 
und 6.1-8 auch festgehalten, dass isoliert im Freiraum 
liegende Brachflächen (Definition Brachflächen s. Er­
läuterung zu 6.1-1) einer Freiraumnutzung zugeführt 
werden sollen. Unter bestimmten Voraussetzungen 
kann es allerdings sinnvoll sein, auch isoliert im Frei­
raum liegende Brachflächen einer gewerblichen / in­
dustriellen Nachfolgenutzung zuzuführen. Diesem 
Umstand trägt Absatz bzw. Satz 2 von Ziel 6.3-3 
Rechnung: unter den dort genannten Voraussetzungen 
wird der gewerblichen / industriellen Nachnutzung 
isoliert im Freiraum liegender Brach(teil)flächen der 
Vorrang vor einer Nachfolgenutzung der gesamten 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

der angesichts des demographischen Wandels not­
wendigen Konzentration der Siedlungsentwicklung 
wird am besten durch die Festlegung neuer GIB unmit­
telbar anschließend an die vorhandenen Allgemeinen 
Siedlungsbereiche oder Bereiche für gewerbliche und 
industrielle Nutzunaen Rechnuna aetra 

Die Festlegung eines isoliert im Freiraum liegenden 
GIB leistet der Zersiedlung der Landschaft Vorschub 
und steht dem Anliegen des LEP entgegen, die weitere 
Siedlungsentwicklung u. a. an den vorhandenen Infra­
strukturen auszurichten. 

Vor diesem Hintergrund ist in den Grundsätzen 6.1-2 
und 6.1-8 auch festgehalten, dass isoliert im Freiraum 
liegende Brachflächen (Definition Brachflächen s. Er­
läuterung zu 6.1-1) einer Freiraumnutzung zugeführt 
werden sollen. Unter bestimmten Voraussetzungen 
kann es allerdings sinnvoll sein, auch isoliert im Frei­
raum liegende Brachflächen einer gewerblichen / in­
dustriellen Nachfolgenutzung zuzuführen. Diesem 
Umstand trägt Absatz bzw. Satz 2 von Ziel 6.3-3 
Rechnung: unter den dort genannten Voraussetzungen 
wird der gewerblichen / industriellen Nachnutzung 
isoliert im Freiraum liegender Brach(teil)flächen der 
Vorrang vor einer Nachfolgenutzung der gesamten 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Durch die geringfügige Änderung bleibt auch weiterhin 
die Intention des Plangebers erhalten, den Freiraum zu 
schützen, vorhandene technische Infrastrukturen kos­
teneffizient zu nutzen und die Siedlungsentwicklung zu 
konzentrieren. Genau diesen Zielsetzungen würde es 
sogar widersprechen, wenn bei der Festlegung neuer 
GIB nicht regelmäßig auch das "Überspringen" von 
Bandinfrastrukturen und anderen linienhaften Regio­
nalplanfestlegungen (wie z. B. Gewässern) möglich 
wäre. Denn bei diesem "Überspringen" ist das Anknüp­
fen an die Infrastruktur des bereits vorhandenen Sied­
lungsraums in der Regel vergleichsweise kosteneffi­
zient möglich: Notwendige Unterführungen oder die 
äußere Erschließung sind oft bereits vorhanden, min­
destens aber mit vergleichsweise geringem Aufwand 
herstellbar. Auch eine weitere Zersiedelung des Frei­
raums dürfte in diesen Fällen in der Regel nicht zu 
befürchten sein. 
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Bisherige, v!?r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

Brachfläche als Freiraum eingeräumt. Dabei ist die im 
Ziel genannte "Nachnutzung bereits versiegelter Flä­
chen einschließlich vorhandener Infrastruktur" nicht so 
zu verstehen, dass dort nicht geringfügige Anpassun­
gen an aktuelle Anforderungen der Wirtschaft (wie zum 
Beispiel Breitbandausbau, Ertüchtigung bestehender 
Verkehrsverbindungen) durchgeführt werden können. 
Das "Erweiterungsverbot" betrifft die abschnittsweise 
Entwicklung versiegelter Flächen eines Konversions­
standortes und deren Überplanung durch mehrere, 
zeitlich aufeinander folgende Regionalplan­
Änderungsverfahren nicht. 

Weiterhin darf eine Festlegung eines isoliert im Frei­
raum liegenden GIB ausnahmsweise erfolgen, wenn 
die Gemeinde gegenüber der Regionalplanung nach­
weist, dass der Festlegung eines neuen GIB unmittel­
bar anschließend an die vorhandenen Allgemeinen 
Siedlungsbereiche oder Bereiche für gewerbliche und 
industrielle Nutzungen die in Absatz 3 des Ziels ge­
nannten Gründe entgegenstehen - selbstverständlich 
nur insoweit, als dieser Festlegung keine anderen 

Brachfläche als Freiraum eingeräumt. Dabei ist die im 
Ziel genannte "Nachnutzung bereits versiegelter Flä­
chen einschließlich vorhandener Infrastruktur" nicht so 
zu verstehen, dass dort nicht geringfügige Anpassun­
gen an aktuelle Anforderungen der Wirts8~~aft (wie zum 
Beispiel Breitbandausbau, Ertüchtigung i~~&bestehen 
geF Verkehrsverbindunaen) durchaeführt werden kön-

Das "Erweiterungsverbot" betrifft die ab­
schnittsweise Entwicklung versiegelter Flächen eines 
Konversionsstandortes und deren Überplanung durch 
mehrere, zeitlich aufeinander folgende Regionalplan­
Änderungsverfahren nicht. 

.... :.~.;~i·~{~~)~~~f9~&~·~~\I4~g~~~tfil.~;~Q<.~~l~~\~l.1~1~ 
~;ß~{I}~uPfJ:~~'1~~~;t(;~tJiC}j~lJ)0;lf#~s.g~mil.T$YIAQ§~tz 

·'Zl~16~ß~$;i:riÖgllc1J; 

Weiterhin darf eine Festlegung eines isoliert im Frei­
raum liegenden GIB ausnahmsweise erfolgen, wenn 
die Gemeinde gegenüber der Regionalplanung nach­
weist, dass der Festlegung eines neuen GIB unmittel­
bar anschließend an die vorhandenen Allgemeinen 
Siedlungsbereiche oder Bereiche für gewerbliche und 
industrielle Nutzungen die in Absatz 3 des Ziels ge­
nannten Gründe entgegenstehen - selbstverständlich 
nur insoweit, als dieser Festlegung keine anderen 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Es handelt sich im Wesentlichen um eine KlarsteIlung 
Insbesondere mit dem zweiten Halbsatz wird klarge­
stellt, dass der Begriff der Versiegelung in einem 
raumordnerischen Ziel, welches darüber hinaus nur die 
Regionalplanung (M 1 :50.000 in NRW) adressiert, 
großzügiger ausgelegt werden muss, als unterhalb der 
Ebene der Regionalplanung. 

Es handelt sich um eine KlarsteIlung. Denn es ist aus­
weislich des ersten Absatzes von Ziel 6.3-3 ja gerade 
Intention des Plangebers, neue GIB an den Siedlungs­
raum anschließen zu lassen. Würde das Erweite­
rungsverbot so interpretiert, dass selbst bei fehlenden 
Anschlussmöglichkeiten an den sonstigen Siedlungs­
raum der Belegenheitsgemeinde kein Anschluss an die 
über den zweiten Absatz von Ziel 6.3-3 ermöglichten 
GIB (mit Zweckbindung oder textlichem Ziel) möglich 
wäre, würde dies gemäß Absatz 3 des Ziels einen 
neuen isoliert im Freiraum liegenden GIB rechtfertigen 
und somit der o. g. Intention des Plangebers wider­
sprechen. 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

raumordnerischen Festlegungen entgegenstehen. Bei 
der Festlegung des GIB sind dann vorrangig die im 
Ziel genannten Flächenpotenziale zu nutzen. Geeignet 
im Sinne dieser Festlegung ist eine Brachfläche dann, 
wenn eine gewerbliche / industrielle Nachfolgenutzung 
möglich ist. 

Bezüglich des in diesem Ziel verwendeten Begriffs 
"kurzwegig" wird auf den ersten Absatz der Erläute­
rungen zu Grundsatz 6.3-5 verwiesen. 

Die Bauleitplanung unterstützt dieses Ziel - insbeson­
dere die vorrangige Verstandortung neuer Bereiche für 
gewerbliche und industrielle Nutzungen unmittelbar 
anschließend an den vorhandenen Siedlungsraum -
dadurch, dass sie mögliche Konflikte mit benachbarten 
Nutzungen durch eine geeignete Zonierung der anei­
nander angrenzenden Allgemeinen Siedlungsbereiche 
/ Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen 
löst. Außerdem wirkt sie auf eine nachhaltige Entwick­
lung von Gewerbe- und Industriegebieten, die den 
Schutz von Klima und Umwelt sowie des ressourcen­
schonenden Wirtschaftens berücksichtigt, hin. 

6.4-2 Ziel Inanspruchnahme von Standorten für 
landesbedeutsame flächenintensive Großvorhaben 

Die landesbedeutsamen Standorte für flächenin­
tensive Großvorhaben sind für raumbedeutsame 
Vorhaben mit besonderer Bedeutung für die wirt­
schaftliche Entwicklung des Landes Nordrhein­
Westfalen vorbehalten, die industriell geprägt sind 
und einen Flächenbedarf von mindestens 8050 ha 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

raumordnerischen Festlegungen entgegenstehen. Bei 
der Festlegung des GIB sind dann vorrangig die im 
Ziel genannten Flächenpotenziale zu nutzen. Geeignet 
im Sinne dieser Festlegung ist eine Brachfläche dann, 
wenn eine gewerbliche / industrielle Nachfolgenutzung 
möglich ist. 

Bezüglich des in diesem Ziel verwendeten Begriffs 
"kurzwegig" wird auf den ersten Absatz der Erläute­
rungen zu Grundsatz 6.3-5 verwiesen. 

Die Bauleitplanung unterstützt dieses Ziel - insbeson­
dere die vorrangige Verstandortung neuer Bereiche für 
gewerbliche und industrielle Nutzungen unmittelbar 
anschließend an den vorhandenen Siedlungsraum -
dadurch, dass sie mögliche Konflikte mit benachbarten 
Nutzungen durch eine geeignete Zonierung der anei­
nander angrenzenden Allgemeinen Siedlungsbereiche 
/ Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen 
löst. Außerdem wirkt sie auf eine nachhaltige Entwick­
lung von Gewerbe- und Industriegebieten, die den 
Schutz von Klima und Umwelt sowie des ressourcen­
schonenden Wirtschaftens berücksichtigt, hin. 

6.4-2 Ziel Inanspruchnahme von Standorten für 
landesbedeutsame flächen intensive Großvorhaben 

Die landesbedeutsamen Standorte für flächenin­
tensive Großvorhaben sind für raumbedeutsame 
Vorhaben mit besonderer Bedeutung für die wirt­
schaftliche Entwicklung des Landes Nordrhein­
Westfalen vorbehalten, die industriell geprägt sind 
und einen Flächenbedarf von mindestens 8050 ha 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

haben. Diese Größenordnung bezieht sich auf die 
geplante Endausbaustufe eines Vorhabens. 

Ausnahmsweise kann für Vorhabenverbünde meh­
rerer Betriebe ein Standort in Anspruch genommen 
werden, wenn sichergestellt ist, dass: 

die einzelnen Teilvorhaben funktionell mitei­
nander verbunden sind und 

haben. Diese Größenordnung bez~eh,! 
g~P:I;~~~~. ~~,~,~~~~~~,~~~!~~;~,i~~~r ". 'r ,'c< , 

,c;~~CiIJJl/J;~oirJjJl,b~i:J$l,.QfJQi;0;~j'tI.@!$'·' ' 

Ausnahmsweise kann für Vorhabenverbünde meh­
rerer Betriebe ein Standort in Anspruch genommen 
werden, wenn sichergestellt ist, dass: 

die einzelnen mifil~~.I·I~'I~~lIj\\t:g~~~~~~n funktio-
nell miteinander verbunden sind und 

die erste Ansiedlung eines Vorhabenverbundes . -
durch ein Produktionsunternehmen mit einem 
Flächenbedarf von mind. 10 ha erfolgt. 

die erste Ansiedlung eines Vorhabenverbundes 
durch ein Produktionsunternehmen mit einem 
Flächenbedarf von mind~$t~tI~~ 10 ha erfolgt. 

Zu 6.4-2 Inanspruchnahme von Standorten für lan­
desbedeutsame flächenintensive Großvorhaben 

Standorte für landesbedeutsame flächen intensive 
Großvorhaben sind der Ansiedlung von Vorhaben mit 
besonderer Bedeutung für die wirtschaftliche Entwick­
lung des Landes Nordrhein-Westfalen vorbehalten. Für 
die wirtschaftliche Entwicklung des Landes besonders 
bedeutsam sind Vorhaben, die 

maßgeblich zur Schaffung und Sicherung von 
Arbeitsplätzen beitragen (arbeitsintensive Betrie­
be) oder 
für die im Land vorhandene zuliefernde und wei­
terverarbeitende Industrie von Bedeutung sind 
(wichtiges Glied in einer Wertschöpfungskette ) o­
der 

Zu 6.4-2 Inanspruchnahme von Standorten für lan­
desbedeutsame flächenintensive Großvorhaben 

Standorte für landesbedeutsame flächenintensive 
Großvorhaben sind der Ansiedlung von Vorhaben mit 
besonderer Bedeutung für die wirtschaftliche Entwick­
lung des Landes Nordrhein-Westfalen vorbehalten. Für 
die wirtschaftliche Entwicklung des Landes besonders 
bedeutsam sind Vorhaben, die 

maßgeblich zur Schaffung und Sicherung von 
Arbeitsplätzen beitragen (arbeitsintensive Betrie­
beH~;Q;a~r 
für die im Land vorhandene zuliefernde und wei­
terverarbeitende Industrie von Bedeutung sind 
(wichtiges Glied in einer Wertschöpfungskette ) o­
der 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Bei den vorgenommenen Änderungen handelt es sich 
um Klarstellungen, die z. T. sogar nur redaktioneller 
Natur sind. Dass sich die Mindestflächenvorgabe von 
nun 50 ha auch bei den Vorhabenverbünden auf die 
geplante Endausbaustufe bezieht, ist nur konsequent: 
Wenn man beim Vorhabenverbund davon ausgehen 
würde, dass sich dieser zum Zeitpunkt X auf einen 
Schlag vollständig ansiedeln muss, würde die Forde­
rung bezüglich der Größe der "ersten" Ansiedlung kei­
nen Sinn machen. Darüber hinaus wird die bereits 
geplante Änderung in den Erläuterungen (Vorhaben 
anstelle von Teilvorhaben ) richtigerweise auch ins Ziel 
übernommen. 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
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zur Stärkung der Innovationskraft des Landes bei­
tragen (Betriebe oder Betriebsverbünde mit neuen, 
zukunftsweisenden Produkten oder Produktions­
verfahren). 

Die Inanspruchnahme der Standorte durch Vorhaben, 
die weder landesbedeutsam noch flächenintensiv sind, 
wie z.B. reine Unternehmensverlagerungen, wird 
grundsätzlich ausgeschlossen. Folgende Ausnahmen 
sind jedoch möglich: 

Verlagerungen, bei denen Betriebserweiterungen 
am bisherigen Betriebsstandort nicht mehr möglich 
sind; 
Entstehen eines zusätzlichen neuen Unterneh­
mensstandortes, wobei der bisherige erhalten 
bleibt; 
Entwicklung neuer Geschäftsfelder eines Unter­
nehmens. 

Die Standorte sind überwiegend für Nutzungen vorge­
sehen, die industriell geprägt oder für die Industrie von 
besonderer Bedeutung sind. Dazu zählen beispiels­
weise Unternehmen des Automobil-, Maschinen- und 
Anlagenbaus, der pharmazeutischen, chemischen und 
Kunststoffindustrie, der Energie- und Regelungstech­
nik oder arbeitsintensive Veredelungsbetriebe des 
Log istikgewerbes. 

Die Standorte dienen nicht der regionalen Versorgung 
mit Flächen für emittierende Gewerbe- und Industrie­
betriebe und gehen daher auch nicht in die Ermittlung 
des regionalen Gewerbeflächenbedarfs ein (s. Kap. 
6.3). Die Ansiedlung von großflächigen Einzelhandels-, 

zur Stärkung der Innovationskraft des Landes bei­
tragen (Betriebe oder Betriebsverbünde mit neuen, 
zukunftsweisenden Produkten oder Produktions­
verfahren). 

Die Inanspruchnahme der Standorte durch Vorhaben, 
die weder landesbedeutsam noch flächenintensiv sind, 
wie z.B. reine Unternehmensverlagerungen, wird 
grundsätzlich ausgeschlossen. Folgende Ausnahmen 
sind jedoch möglich: 

Verlagerungen, bei denen Betriebserweiterungen 
am bisherigen Betriebsstandort nicht mehr möglich 
sind; 
Entstehen eines zusätzlichen neuen Unterneh­
mensstandortes, wobei der bisherige erhalten 
bleibt; 
Entwicklung neuer Geschäftsfelder eines Unter­
nehmens. 

Die Standorte sind überwiegend für Nutzungen vorge­
sehen, die industriell geprägt oder für die Industrie von 
besonderer Bedeutung sind. Dazu zählen beispiels­
weise Unternehmen des Automobil-, Maschinen- und 
Anlagenbaus, der pharmazeutischen, chemischen und 
Kunststoffindustrie, der Energie- und Regelungstech­
nik oder arbeitsintensive Veredelungsbetriebe des 
Logistikgewerbes. 

Die Standorte dienen nicht der regionalen Versorgung 
mit Flächen für emittierende Gewerbe- und Industrie­
betriebe und gehen daher auch nicht in die Ermittlung 
des regionalen Gewerbeflächenbedarfs ein (s. Kap. 
6.3). Die Ansiedlung von großflächigen Einzelhandels-, 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

Freizeit-, Sport- oder Erholungseinrichtungen kommt 
nicht in Betracht (s. Kap. 6.5 und 6.6). 

Der Mindestflächenbedarf für Groß vorhaben wird ent­
sprechend der Praxis der Wirtschaftsförderung auf 
8Q50 ha festgelegt. 

Als "flächenintensives Großvorhaben" kann in einem 
begründeten Einzelfall ein Vorhabenverbund mehrerer 
Betriebe unter den im Ziel genannten und im Folgen­
den weiter ausgeführten Voraussetzungen anerkannt 
werden. Bei einem solchen Vorhabenverbund hat zwar 
jedes einzelne +euVorhaben für sich genommen einen 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

Freizeit-, Sport- oder Erholungseinrichtungen kommt 
nicht in Betracht (s. Kap. 6.5 und 6.6). 

Der Mindestflächenbedarf für Großvorhaben wird ent­
sprechend der Praxis der Wirtschaftsförderuna auf 

8Q50 ha!~~~~T~,I~~!~ 

Als "flächen intensives Großvorhaben" kann in einem 
begründeten Einzelfall ein Vorhabenverbund mehrerer 
Betriebe unter den im Ziel genannten und im Folgen­
den weiter ausgeführten Voraussetzungen anerkannt 
werden. Bei einem solchen Vorhabenverbund hat zwar 
jedes einzelne +euVorhaben für sich genommen einen 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Bei den vorgenommenen Änderungen handelt es sich 
um Klarstellungen bezüglich der Ableitung des Min­
destflächenbedarfs für ein Großvorhaben bzw. einen 
Vorhabenverbund von 50 ha sowie des Mindestflä­
chenbedarfs von 10 ha für die Erstansiedlung in einem 
Vorhabenverbund. Die Ergebnisse der genannten Un­
tersuchung hatte NRW.lnvest der Landesplanungsbe­
hörde mit Schreiben vom 03.04.2014 zur Verfügung 
gestellt. 
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geringeren Flächenbedarf als 0050 Hektar, die +eH­
Vorhaben sind aber funktionell so miteinander verbun­
den, dass sie in ihrer Gesamtheit in der Endausbaustu­
fe einen Raumanspruch von mindestens 0050 Hektar 
aufweisen. Auch hier bezieht sich die Größenordnung 
von 0050 ha auf die geplante Endausbaustufe eines 
Vorhabenverbundes. 

Die erste Ansiedlung eines Vorhabenverbundes hat 
durch ein Unternehmen mit einem Flächenbedarf von 
mindestens 10 ha zu erfolgen. 

Entscheidend ist der aus der funktionellen Verbindung 
resultierende besondere Raumbedarf der Vorhaben in 
ihrer Gesamtheit. Im Gegensatz zu einer lediglich or­
ganisatorischen oder rechtlichen Verbindung besteht 
ein funktioneller Verbund beispielsweise im Verhältnis 
Zulieferbetrieb/technischer Endfertigung oder bei Her­
stellern eines Produktes aus mehreren chemischen 
Rohstoffen oder zwischen Betrieben, die Teil eines 
Innovations- und Wertschöpfungsnetzwerkes sind. Als 
funktionell verbundene Vorhaben in diesem Sinne 
wären etwa integrierte chemische Anlagen nach 4. 
BlmSchV bzw. UVPG zu werten (also etwa ein Ver­
bund zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen 
durch chemische Umwandlung im industriellen Um­
fang, bei dem sich mehrere Einheiten nebeneinander 
befinden und in funktioneller Hinsicht miteinander ver­
bunden sind). Die gemeinsame Platzierung funktionell 
verbundener Vorhaben an einem einzigen Standort 
vermeidet ein Verkehrsaufkommen zwischen den Ein­
zelvorhaben bzw. ermöglicht überhaupt erst derartige 
aufeinander angewiesene Nutzungen. 

geringeren Flächenbedarf als 0050 ~~ml:)~I§(, die +eH­
Vorhaben sind aber funktionell so miteinander verbun­
den, dass sie in ihrer Gesamtheit in der Endausbaustu­
fe einen Raumanspruch von mindestens 0050 ~!,~§~~~ 

aufweisen. Auch hier bezieht sich die Größenord­
nung von 0050 ha auf die geplante Endausbaustufe 
eines Vorhabenverbundes. 

Die erste Ansiedlung eines Vorhabenverbundes hat 
durch ein Unternehmen mit einem Flächenbedarf von 
mindestens 10 ha zu erfolgen. 

Entscheidend ist der aus der funktionellen Verbindung 
resultierende besondere Raumbedarf der Vorhaben in 
ihrer Gesamtheit. Im Gegensatz zu einer lediglich or­
ganisatorischen oder rechtlichen Verbindung besteht 
ein funktioneller Verbund beispielsweise im Verhältnis 
Zulieferbetrieb/technischer Endfertigung oder bei Her­
stellern eines Produktes aus mehreren chemischen 
Rohstoffen oder zwischen Betrieben, die Teil eines 
Innovations- und Wertschöpfungsnetzwerkes sind. Als 
funktionell verbundene Vorhaben in diesem Sinne 
wären etwa integrierte chemische Anlagen nach 4. 
BlmSchV bzw. UVPG zu werten (also etwa ein Ver­
bund zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen 
durch chemische Umwandlung im industriellen Um­
fang, bei dem sich mehrere Einheiten nebeneinander 
befinden und in funktioneller Hinsicht miteinander ver­
bunden sind). Die gemeinsame Platzierung funktionell 
verbundener Vorhaben an einem einzigen Standort 
vermeidet ein Verkehrsaufkommen zwischen den Ein­
zelvorhaben bzw. ermöglicht überhaupt erst derartige 
aufeinander angewiesene Nutzungen. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. 

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. 

32 
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Ein raumordnerischer Vertrag, der auch private Vorha­
benträger bindet, ist insbesondere bei Inanspruch­
nahme des Standortes durch einen funktionellen Vor­
habenverbund zu empfehlen. 

6.6-2 Ziel Anforderungen für neue StandorteStand 
ortanforderlJ ADeR 

Neue Standorte für Rraumbedeutsame, überwie­
gend durch bauliche Anlagen geprägte Erholungs-, 
Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen ein­
schließlich neuer Ferien- und Wochenendhausge­
biete sind umwelt-, sozial- und zentrenverträglich 
festzu legen. 

Neue Ferien- und Wochenendhausgebiete bzw. -
bereiche sind dabei unmittelbar anschließend an 
Allgemeinen Siedlungsbereichen festzulegen. 

Andere neue raumbedeutsame, überwiegend durch 
bauliche Anlagen geprägte Erholungs-, Sport-, 
Freizeit- und Tourismuseinrichtungen sind in der 
Regel innerhalb von beziehungsweise unmittelbar 
anschließend an Allgemeine Siedlungsbereiche 
oder Bereiche für gewerbliche und industrielle Nut­
zungen festzulegen. 

Ausnahmsweise können für die PlanlJng neue 
Standorte für andere neue raumbedeutsame, 
überwiegend durch bauliche Anlagen geprägte 
Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrich­
tungen auch andere im Freiraum liegende Flä­
chenpotentiale in Frage kommen, wenn: 

Ein raumordnerischer Vertrag, der auch private Vorha­
benträger bindet, ist insbesondere bei Inanspruch­
nahme des Standortes durch einen funktionellen Vor­
habenverbund zu empfehlen. 

6.6-2 Ziel Anforderungen für neue Standorte 
StandortanforderlJngen 

Neue Standorte für Rraumbedeutsame, überwie­
gend durch bauliche Anlagen geprägte Erholungs-, 
Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen ein­
schließlich neuer Ferien- und Wochenendhausge­
biete sind umwelt-, sozial- und zentrenverträglich 
festzulegen. 

Neue Ferien- und Wochenendhausgebiete bzw. -
bereiche sind dabei unmittelbar anschließend an 
Allgemeinen Siedlungsbereichen festzulegen. 

Andere neue raumbedeutsame, überwiegend durch 
bauliche Anlagen geprägte Erholungs-, Sport-, 
Freizeit- und Tourismuseinrichtungen sind in der 
Regel innerhalb von beziehungsweise unmittelbar 
anschließend an Allgemeine Siedlungsbereiche 
oder Bereiche für gewerbliche und industrielle Nut­
zungen festzulegen. 

Ausnahmsweise können für die PlanlJng neue 
Standorte für andere neue raumbedeutsame, 
überwiegend durch bauliche Anlagen geprägte 
Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrich­
tungen auch andere im Freiraum liegende Flä­
chenpotentiale in Frage kommen, wenn: 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge- Begründung f~r geplante Änderungen gegen-
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Änderungen über der LEP-Anderungsfassung, die Gegen-

stand des Beteiligungsverfahrens war 

- es sich um Brachflächen handelt (z. B. militäri- - es sich um Brachflächen handelt (z. B. militäri-
sche Konversionsflächen) - sofern sie sich für sche Konversionsflächen) - sofern sie sich für 
eine solche bauliche Nachfolgenutzung eignen eine solche bauliche Nachfolgenutzung eignen 
- oder um geeignete Ortsteile handelt und - oder um geeignete Ortsteile handelt und 

- vorrangige Freiraumfunktionen beachtet wer- - vorrangige Freiraumfunktionen beachtet wer-
den und den und 

- Belange des Naturschutzes und der Land- - Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege, des Boden- und Grundwasser- schaftspflege, des Boden- und Grundwasser-
schutzes, des Immissionsschutzes, des Denk- schutzes, des Immissionsschutzes, des Denk-
malschutzes und die natürliche Eigenart der malschutzes und die natürliche Eigenart der 
Landschaft einschließlich des Orts- und Land- Landschaft einschließlich des Orts- und Land-
schaftsbildes sowie ihr Erholungswert berück- schaftsbildes sowie ihr Erholungswert berück-
sichtigt werden und sichtigt werden und 

- eine leistungsfähige, kurzwegige Anbindung an - eine leistungsfähige, kurzwegige Anbindung an 
das überörtliche Straßenverkehrsnetz und an das überörtliche Straßenverkehrsnetz und an 
Verkehrsträger mit hoher Transportkapazität Verkehrsträger mit hoher Transportkapazität 
(insbesondere Bahn, Schiff, Öffentlicher Per- (insbesondere Bahn, Schiff, Öffentlicher Per-
sonennahverkehr) vorhanden oder geplant ist. sonennahverkehr) vorhanden oder geplant ist. 

Zu 6.6-2 Standort3nfordenmgenAnforderungen für Zu 6.6-2 St3ndort3nforderungenAnforderungen für 
neue Standorte neue Standorte 

Sowohl private als auch öffentliche Einrichtungen für Sowohl private als auch öffentliche Einrichtungen für 
Erholung, Sport, Freizeit und Tourismus stellen wach- Erholung, Sport, Freizeit und Tourismus stellen wach-
sende Ansprüche an den Raum im dicht besiedelten sende Ansprüche an den Raum im dicht besiedelten 
Nordrhein-Westfalen. So hat allein die Zahl der Frei- Nordrhein-Westfalen. So hat allein die Zahl der Frei-
zeitgroßeinrichtungen von 197 im Jahr 1997 um rund zeitgroßeinrichtungen von 197 im Jahr 1997 um rund 
57 % auf 309 Einrichtungen im Jahr 2006 zugenom- 57 % auf 309 Einrichtungen im Jahr 2006 zugenom-
men; von diesen 309 liegen alleine 131 in Gebieten mit men; von diesen 309 liegen alleine 131 in Gebieten mit 
überwiegend ländlicher Raumstruktur (Quelle: ILS- überwiegend ländlicher Raumstruktur (Quelle: ILS-
Forschung 2/09 "Moderne Freizeiteinrichtungen in Forschung 2/09 "Moderne Freizeiteinrichtungen in 
Nordrhein-Westfalen", Mai 2009). Nordrhein-Westfalen", Mai 2009). 
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Nach § 2 (2) Nr. 2 und 3 ROG ist die Siedlungstätigkeit 
räumlich zu konzentrieren, die Flächeninanspruch­
nahme im Freiraum zu begrenzen und Raumstrukturen 
sind so zu gestalten, dass die Verkehrsbelastung ver­
ringert und zusätzlicher Verkehr vermieden wird. Die 
Grundsätze 6.1-8 und 7.1-7 sind zu berücksichtigen. 

In Nordrhein-Westfalen gibt es etwa 300 Ferien-/ Wo­
chenendhausgebiete in sehr unterschiedlicher Grö­
ßenordnung. In der Vergangenheit hat es immer wie­
der Fehlentwicklungen hin zu einer Dauerwohnnutzung 
dieser Gebiete gegeben, verbunden mit einer langfris­
tigen funktionalen Änderung der entsprechenden Un­
terkünfte und der Anforderungen an die Infrastruktur 
dieser Gebiete. Vor diesem Hintergrund sind neue 
Ferienhaus- und Wochenendhausgebiete zukünftig 
unmittelbar anschließend an Allgemeinen Siedlungs­
bereichen zu entwickeln, um den Freiraum vor Zer­
siedlung zu schützen. Die Entwicklung von Wochen­
end- und Ferienhausgebieten soll die regionalen Ei­
genheiten nutzen und die landschaftliche Attraktivität 
als Voraussetzung für den Tourismus nachhaltig si­
chern. 

Auch die anderen raumbedeutsamenneue Standorte 
für andere raumbedeutsame, überwiegend durch bau­
liche Anlagen geprägten Erholungs-, Sport-, Freizeit­
und Tourismuseinrichtungen sind in der Regel unmit­
telbar anschließend an Allgemeinen Siedlungsberei­
chen oder Bereiche für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen zu entwickeln. Letztere kommen in Einzel­
fällen in Betracht, z. B. aus Immissionsschutzgründen. 
Die Voraussetzungen für eine Ausnahme sind im Ziel 
genannt; bei den geeigneten Ortsteilen handelt es sich 

Nach § 2 (2) Nr. 2 und 3 ROG ist die Siedlungstätigkeit 
räumlich zu konzentrieren, die Flächeninanspruch­
nahme im Freiraum zu begrenzen und Raumstrukturen 
sind so zu gestalten, dass die Verkehrsbelastung ver­
ringert und zusätzlicher Verkehr vermieden wird. Die 
Grundsätze 6.1-8 und 7.1-7 sind zu berücksichtigen. 

In Nordrhein-Westfalen gibt es etwa 300 Ferien-/ Wo­
chenendhausgebiete in sehr unterschiedlicher Grö­
ßenordnung. In der Vergangenheit hat es immer wie­
der Fehlentwicklungen hin zu einer Dauerwohnnutzung 
dieser Gebiete gegeben, verbunden mit einer langfris­
tigen funktionalen Änderung der entsprechenden Un­
terkünfte und der Anforderungen an die Infrastruktur 
dieser Gebiete. Vor diesem Hintergrund sind neue 
Ferienhaus- und Wochenendhausgebiete zukünftig 
unmittelbar anschließend an Allgemeinen Siedlungs­
bereichen zu entwickeln, um den Freiraum vor Zer­
siedlung zu schützen. Die Entwicklung von Wochen­
end- und Ferienhausgebieten soll die regionalen Ei­
genheiten nutzen und die landschaftliche Attraktivität 
als Voraussetzung für den Tourismus nachhaltig si­
chern. 

Auch die anderen raumbedeutsamenneue Standorte 
für andere raumbedeutsame, überwiegend durch bau­
liche Anlagen geprägteq Erholungs-, Sport-, Freizeit­
und Tourismuseinrichtungen sind in der Regel unmit­
telbar anschließend an Allgemeinen Siedlungsberei­
chen oder Bereiche für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen zu entwickeln. Letztere kommen in Einzel-

~~IIe,n< .. iR;~~1r~.~n!!.~;~); ... ~.~ .. ~·.I.m~!~.s,i;~~~~9h~!~~I9~.~~~· 
!ftZt~\;~lt~~~}~.lJtl;~~~~:~~~~f.Ip}~~~~l~q~'Jf~Q~~~~~lgf!~;;ii:~ft~t~!!-f 
dlj~(;tlJl(1d(1,r/q$Jff~7IiJtl}Jtlt411}l9flfl~S()Wie,ll~t9r:lfJllfp.eJl[f~lJ~ 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. 

Die Änderung soll dazu beitragen, möglichen Konflik­
ten u.a. mit Störfallbetrieben bereits im Vorfeld zu be-
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Bisherige, v!?r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

dabei um Ortsteile, die aufgrund ihrer Größe zwar re­
gionalplanerisch als Freiraum dargestellt sind, aber 
zumindest über ein Basisangebot an öffentlichen und 
privaten Einrichtungen der Versorgung und medizini­
schen Betreuung verfügen 

Raumbedeutsame, überwiegend durch bauliche Anla­
gen geprägte Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Touris­
museinrichtungen sind als Allgemeiner Siedlungsbe­
reich für zweckgebundene Nutzungen festzulegen. Die 
Festsetzung von Sondergebieten für Vorhaben i. S. 
des § 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung in raum­
bedeutsamen, überwiegend durch bauliche Anlagen 
geprägten Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Touris­
museinrichtungen richtet sich nach Kapitel 6.5. 

Um das touristische Potenzial einer Region zu nutzen 
und zu entwickeln und um die Tragfähigkeit großer 
Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtun­
gen mit weitreichendem Einzugsbereich zu sichern, 

lj~;ß~2\,~~'gl~~~l~)t!lßW~~~~[~ltß{~nß~~i~ß~tjc{~t~p~W~n 
'CJlf!;9g}~~t4i9;'ß:~2,~~~aJ/Jl1fJ$~(JÜJ.g$~~h;qJ~).iihJli;~~~QQffiiQtJU-·. 
g~'I"J;1 Die Voraussetzungen für eine Ausnahme sind im 
Ziel genannt; bei den geeigneten Ortsteilen handelt es 
sich dabei um Ortsteile, die aufgrund ihrer Größe zwar 
regionalplanerisch als Freiraum dargestellt sind, aber 
zumindest über ein Basisangebot an öffentlichen und 
privaten Einrichtungen der Versorgung und medizini­
schen Betreuung verfügen 

Raumbedeutsame, überwiegend durch bauliche Anla­
gen geprägte Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Touris­
museinrichtungen sind als Allgemeiner Siedlungsbe­
reich für zweckgebundene Nutzungen festzulegen. Die 
Festsetzung von Sondergebieten für Vorhaben i. S. 
des § 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung in raum­
bedeutsamen, überwiegend durch bauliche Anlagen 
geprägten Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Touris­
museinrichtungen richtet sich nach Kapitel 6.5. 

Um das touristische Potenzial einer Region zu nutzen 
und zu entwickeln und um die Tragfähigkeit großer 
Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtun­
gen mit weitreichendem Einzugsbereich zu sichern, 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

gegnen. Es handelt sich um die Umsetzung einer An­
regung aus dem Beteiligungsverfahren. 

Die Definition dient der Klarheit der Regelung und trägt 
zur Rechtssicherheit bei. Damit wird eine Anregung 
aus dem Beteiligungsverfahren umgesetzt. 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

sind regionale Betrachtungen und Kooperationen sinn­
voll. Hieraus resultierende informelle Konzepte sollen 
in der Regionalplanung berücksichtigt werden. 

7.1-7 Grundsatz Nutzung von militärischen Kon­
versionsflächen 

Auf überwiegend landschaftlich geprägten militäri­
schen Konversionsflächen (beispielsweise Trup­
penübungsplätze) sollen vorrangig Festlegungen 
und Maßnahmen zugunsten des Natur- und Land­
schaftsschutzes und/oder der Nutzung für erneu­
erbare Energien zum Tragen kommen. Dabei sollen 
insbesondere die Flächen, die nicht baulich über­
prägt sind, für Freiraumnutzungen gesichert wer­
den. 

Zu 7.1-7 Nutzung von militärischen Konversions­
flächen 

Aufgrund der Besonderheiten der militärischen Nut­
zung haben militärische Konversionsflächen oft be­
sondere Bedeutung für den Biotop- und Artenschutz. 
Dies gilt insbesondere für Truppenübungsplätze, die 
häufig in Gegenden mit von Natur aus nährstoffarmen 
Böden angelegt wurden und während ihrer militäri­
schen Nutzung auch nur extensiv genutzt wurden. Die 
im Freiraum liegenden überwiegend landschaftlich 
geprägten militärischen Konversionsflächen sollen 
deshalb künftig vorrangig Zwecken des Natur- und 
Landschaftsschutzes dienen. 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

sind regionale Betrachtungen und Kooperationen sinn­
voll. Hieraus resultierende informelle Konzepte sollen 
in der Regionalplanung berücksichtigt werden. 

7.1-7 Grundsatz Nutzung von militärischen Kon­
versionsflächen 

Auf überwiegend landschaftlich geprägten militäri­
schen Konversionsflächen (beispielsweise Trup­
penübungsplätze) sollen vorrangig Festlegungen 
und Maßnahmen zugunsten des Natur- und Land­
schaftsschutzes und/oder der Nutzung für erneu­
erbare Energien zum Tragen kommen. Dabei sollen 
insbesondere die Flächen, die nicht baulich über­
prägt sind, für Freiraumnutzungen gesichert wer­
den. 

Zu 7.1-7 Nutzung von militärischen Konversions­
flächen 

Aufgrund der Besonderheiten der militärischen Nut­
zung haben militärische Konversionsflächen oft be­
sondere Bedeutung für den Biotop- und Artenschutz. 
Dies gilt insbesondere für Truppenübungsplätze, die 
häufig in Gegenden mit von Natur aus nährstoffarmen 
Böden angelegt wurden und während ihrer militäri­
schen Nutzung auch nur extensiv genutzt wurden. Die 
im Freiraum liegenden überwiegend landschaftlich 
geprägten militärischen Konversionsflächen sollen 
deshalb künftig vorrangig Zwecken des Natur- und 
Landschaftsschutzes dienen. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, v!?r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle,. na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

Bei größeren militärischen Konversionsflächen kann 
dies auch in einer gemeinsamen Nutzung mit Anlagen 
zur Gewinnung erneuerbarer Energie sinnvoll sein; 
diese sollen die Naturschutzzwecke jedoch nicht be­
einträchtigen. ; flächenintensi'le Anlagen 'Nie z. B. Pho 
tO'loltaikanlagen sollen deshalb nur auf bereits '1ersie 
gelten Flächen in Betracht kommen. 

Im Einzelfall können auch andere Nutzungen in Be­
tracht kommen. Dabei sollen bisher nicht überbaute 
oder versiegelte Flächen auch weiterhin für Freiraum­
funktionen erhalten bleiben. Bei Überlegungen zur 
Nutzung von ehemals baulich geprägten Bereichen für 
eine bauliche Folgenutzung sind der Grundsatz 6.1-8 
zu berücksichtigen und Ziel 6-3-3 zu beachten. 

7.2-2 Ziel Gebiete für den Schutz der Natur 

Die im LEP zeichnerisch festgelegten Gebiete für 
den Schutz der Natur sind für den landesweiten 
Biotopverbund zu sichern und in den Regionalplä­
nen über die Festlegung von Bereichen zum 
Schutz der Natur zu konkretisieren. Die Bereiche 
zum Schutz der Natur sind durch Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu erhal­
ten und zu entwickeln. 

Das im LEP zeichnerisch festgelegte Gebiet für 
den Schutz der Natur, welches das Gebiet des be­
stehenden Nationalparks Eifel überlagert, ist durch 
Festlegungen der Regionalplanung in seiner Ein­
zigartigkeit und naturräumlichen Funktionsvielfalt 

Bei größeren militärischen Konversionsflächen kann 
dies auch in einer gemeinsamen Nutzung mit Anlagen 
zur Gewinnung erneuerbarer Energie sinnvoll sein; 
diese sollen die Naturschutzzwecke jedoch nicht be­
einträchtigen. ; flächenintensi'le Anlagen wie z. B. Pho 
tO'loltaikanlagen sollen deshalb nur auf bereits versie 
gelten Flächen in Betracht kommen. 

Im Einzelfall können auch andere Nutzungen in Be­
tracht kommen. Dabei sollen bisher nicht überbaute 
oder versiegelte Flächen auch weiterhin für Freiraum­
funktionen erhalten bleiben. Bei Überlegungen zur 
Nutzung von ehemals baulich geprägten Bereichen für 
eine bauliche Folgenutzung sind der Grundsatz 6.1-8 
zu berücksichtigen und Ziel 6-3-3 zu beachten. 

7.2-2 Ziel Gebiete für den Schutz der Natur 

Die im LEP zeichnerisch festgelegten Gebiete für 
den Schutz der Natur sind für den landesweiten 
Biotopverbund zu sichern und in den Regionalplä­
nen über die Festlegung von Bereichen zum 
Schutz der Natur zu konkretisieren. Die Bereiche 
zum Schutz der Natur sind durch Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu erhal­
ten und zu entwickeln. 

Das im LEP zeichnerisch festgelegte Gebiet für 
den Schutz der Natur, welches das Gebiet des be­
stehenden Nationalparks Eifel überlagert, ist durch 
Festlegungen der Regionalplanung in seiner Ein­
zigartigkeit und naturräumlichen Funktionsvielfalt 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

zu erhalten und zu entwickeln. 

Das im LEP zeichnerisch festgelegte Gebiet für 
den Schutz der Natur, welches das Gebiet des der­
zeitigen Truppenübungsplatzes Senne überlagert, 
das sich im Eigentum des Bundes befindet, ist 
durch Festlegungen der Regionalplanung in seiner 
Einzigartigkeit und naturräumlichen Funktionsviel­
falt als einer der bedeutendsten zusammenhän­
genden Biotopkomplexe in Nordrhein-Westfalen so 
zu erhalten, dass die UnterschutzsteIlung als Nati 
onalpark möglich ist. 

Zu 7.2-2 Gebiete für den Schutz der Natur 

In den im LEP festgelegten Gebieten für den Schutz 
der Natur haben die Ziele des Naturschutzes Vorrang 
vor anderen raumbedeutsamen Nutzungsansprüchen. 
Diese Gebiete sind als Grundgerüst des landesweiten 
Biotopverbundes zu erhalten oder zu entwickeln. 

Die zeichnerische Festlegung der Gebiete zum Schutz 
der Natur erfasst die FFH-Gebiete, Kernflächen der 
Vogelschutzgebiete, den Nationalpark Eifel, die aus­
gewiesenen Naturschutzgebiete sowie weitere natur­
schutzfachlich wertvolle Gebiete, die für den Aufbau 
eines landesweiten Biotopverbundes besondere Be­
deutung haben. Dies umfasst auch den besonderen 
Schutz 'Ion Flächen, für die das politische Ziel besteht, 
einen zukünftigen Nationalpark Senne zu schaffen. 

Ziel 7.2 2 Absatz 2 und Absatz 3 dienen der raumord 
nerischen Sicherung des bestehenden Nationalparl<s 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

zu erhalten und zu entwickeln. 

Das im LEP zeichnerisch festgelegte Gebiet für 
den Schutz der Natur, welches das Gebiet des der­
zeitigen Truppenübungsplatzes Senne überlagert, 
das sich im Eigentum des Bundes befindet, ist 
durch Festlegungen der Regionalplanung in seiner 
Einzigartigkeit und naturräumlichen Funktionsviel­
falt als einer der bedeutendsten zusammenhän­
genden Biotopkomplexe in Nordrhein-Westfalen so 
zu erhalten, dass die UnterschutzsteIlung als Nati 
onalpark möglich ist. 

Zu 7.2-2 Gebiete für den Schutz der Natur 

In den im LEP festgelegten Gebieten für den Schutz 
der Natur haben die Ziele des Naturschutzes Vorrang 
vor anderen raumbedeutsamen Nutzungsansprüchen. 
Diese Gebiete sind als Grundgerüst des landesweiten 
Biotopverbundes zu erhalten oder zu entwickeln. 

Die zeichnerische Festlegung der Gebiete zum Schutz 
der Natur erfasst die FFH-Gebiete, Kernflächen der 
Vogelschutzgebiete, den Nationalpark Eifel, die aus­
gewiesenen Naturschutzgebiete sowie weitere natur­
schutzfachlich wertvolle Gebiete, die für den Aufbau 
eines landesweiten Biotopverbundes besondere Be­
deutung haben. Dies umfasst auch den besonderen 
Schutz 'Ion Flächen, für die das politische Ziel besteht, 
einen zukünftigen Nationalpark Senne zu schaffen. 

Ziel 7.2 2 Absatz 2 und Absatz 3 dienen der raumord 
nerischen Sicherung des bestehenden Nationalparks 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

Eifel sowie der Sicherung einer geeigneten Gebietsku 
lisse für die mögliche Ausv/eisung eines künftigen Na 
tionalparks "Senne". 
Es liegen einstimmige Landtagsbeschlüsse aus den 
Jahren 1991 und 2005 vor, die die Ausweisung eines 
Nationalparks im Bereich der Senne als strategisches 
Ziel festlegen. 

Die fach.~iCh? Eignun~ des Truppenübungsplatzes 
Senne rur eine derartige Ausweisung ist durch Gutach 
ten belegt. Nach Aufgabe der militärischen Nutzung 
d?s Truppenübungsplatzes Senne, oder soweit mit 
dieser vereinbar, soll auf den Flächen des Bundes ein 
Nationalpark Senne geschaffen werden. Die textlichen 
Festlegungen dienen dazu, diese besondere Schutz 
würdigkeit der Sennelandschaft dauerhaft mit den Mit 
tein der Raumordnung zu erhalten. Um das Gebiet der 
Senne in seiner Einzigartigkeit als einer der bedeu 
tendsten zusammenhängenden Biotopkomplexe in 
Nordrhein 'Nestfalen zu erhalten, stellt die Regional 
planung insbesondere sicher, dass die naturräumli 
chen Voraussetzungen für eine künftige Unterschutz 
stellung als Nationalpark erhalten werden. 

Die Darstellungsschwelle für diese Gebiete liegt maß­
stabsbedingt im LEP bei 150 ha, weshalb der LEP nur 
das Grundgerüst des landesweiten Biotopverbundes 
zeichnerisch festlegen kann. Die Gebiete zum Schutz 
der Natur sind deshalb in den Regionalplänen über die 
Festlegung von Bereichen zum Schutz der Natur 
(BSN) zu konkretisieren und auf der Basis eines natur­
schutzfachlichen Fachbeitrages um weitere für den 
regionalen Biotopverbund bedeutsame Bereiche zu 
ergänzen. 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

Eifel sowie der Sicherung einer geeigneten Gebietsku 
lisse für die mögliche Ausweisung eines künftigen Na 
tionalparks "Senne". 
Es liegen einstimmige Landtagsbeschlüsse aus den 
Jahren 1 991 und 2005 vor, die die Ausweisung eines 
Nationalparks im Bereich der Senne als strategisches 
Ziel festlegen. 

Die fachliche Eignung des Truppenübungsplatzes 
Senne für eine derartige Ausv/eisung ist durch Gutach 
ten belegt. Nach Aufgabe der militärischen Nutzung 
des Truppenübungsplatzes Senne, oder sov/eit mit 
dieser vereinbar, soll auf den Flächen des Bundes ein 
Nationalpark Senne geschaffen werden. Die textlichen 
Festlegungen dienen dazu, diese besondere Schutz 
würdigkeit der Sennelandschaft dauerhaft mit den Mit 
tein der Raumordnung zu erhalten. Um das Gebiet der 
Senne in seiner Einzigartigkeit als einer der bedeu 
tendsten zusammenhängenden Biotopkomplexe in 
Nordrhein '-'''estfalen zu erhalten, stellt die Regional 
planung insbesondere sicher, dass die naturräumli 
chen Voraussetzungen für eine künftige Unterschutz 
stellung als Nationalpark erhalten werden. 

Die Darstellungsschwelle für diese Gebiete liegt maß­
stabsbedingt im LEP bei 150 ha, weshalb der LEP nur 
das Grundgerüst des landesweiten Biotopverbundes 
zeichnerisch festlegen kann. Die Gebiete zum Schutz 
der Natur sind deshalb in den Regionalplänen über die 
Festlegung von Bereichen zum Schutz der Natur 
(BSN) zu konkretisieren und auf der Basis eines natur­
schutzfachlichen Fachbeitrages um weitere für den 
regionalen Biotopverbund bedeutsame Bereiche zu 
ergänzen. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na!?h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

Auf der Grundlage der Verpflichtung zum Aufbau eines 
europäischen Schutzgebietsnetzes "Natura 2000" hat 
Nordrhein-Westfalen insgesamt 518 FFH-Gebiete und 
28 Vogelschutzgebiete (Stand 2011), die ca. 8,4 % 
der Landesfläche einnehmen, an die EU gemeldet. Die 
FFH-Gebiete sind weitgehend als Naturschutzgebiete 
ausgewiesen. 

Der Schutz der Vogelschutzgebiete ist bereits über § 
48 c Abs. 5 LG NW geregelt und bedarf keiner weite­
ren Festsetzung als Naturschutzgebiet, sofern nicht in 
Teilbereichen andere Schutzgründe dafür sprechen. 

Neben dem Nationalpark Eifel sowie den bereits 
rechtskräftig festgesetzten Naturschutzgebieten (ab 
150 ha) werden weitere für den Naturschutz und den 
landesweiten Biotopverbund wertvolle Gebiete, die in 
den Regionalplänen mit Planungsstand vom 
31.12.2014 als Bereiche zum Schutz der Naturfestge­
legt sind in die Kulisse der Gebiete zum Schutz der 
Natur einbezogen. 

Die Festlegung der Gebiete für den Schutz der Natur 
beruht auf fachlichen Einschätzungen des LANUV und 
ist auf der Planungsebene des LEPs mit anderen Nut­
zungsansprüchen abgewogen worden. Andere Raum­
ansprüche werden weiterhin auf nachgeordneten Pla­
nungsebenen im Rahmen der Konkretisierungen von 
Schutzgebietsausweisungen oder Maßnahmen des 
Natur- und Landschaftsschutzes unter Einschluss des 
Vertragsnaturschutzes berücksichtigt. 

Auf der Grundlage der Verpflichtung zum Aufbau eines 
europäischen Schutzgebietsnetzes "Natura 2000" hat 
Nordrhein-Westfalen insgesamt 518 FFH-Gebiete und 
28 Vogelschutzgebiete (Stand 2011), die ca. 8,4 % 
der Landesfläche einnehmen, an die EU gemeldet. Die 
FFH-Gebiete sind weitgehend als Naturschutzgebiete 
ausgewiesen. 

P,~r., .. ~9D~ •. ~.~ .4.~.~ .. ;V?~~I·~SD~~~.~.~?ii~~~ .... i,~t" .. ~.~re.it.~, über § 
rf;~.q.1JIzj$,:.§;~~,;.~~!V:!l~f5Jat~QJK~/bfJt(}:l{$liJt~~hJ~~lgeregelt 
und bedarf keiner weiteren Festsetzung als Natur­
schutzgebiet, sofern nicht in Teilbereichen andere 
Schutzgründe dafür sprechen. 

Neben dem Nationalpark Eifel sowie den bereits 
rechtskräftig festgesetzten Naturschutzgebieten (ab 
150 ha) werden weitere für den Naturschutz und den 
landesweiten Biotopverbund wertvolle Gebiete, die in 
~:,~~B,~~ig~alplänen mit Planungsstand vom 31 
Z'~mß:i~h;~2014 als Bereiche zum Schutz der Natur 
festgelegt sind in die Kulisse der Gebiete zum Schutz 
der Natur einbezogen. 

Die Festlegung der Gebiete für den Schutz der Natur 
beruht auf fachlichen Einschätzungen des LANUV und 
ist auf der Planungsebene des LEPs mit anderen Nut­
zungsansprüchen abgewogen worden. Andere Raum­
ansprüche werden weiterhin auf nachgeordneten Pla­
nungsebenen im Rahmen der Konkretisierungen von 
Schutzgebietsausweisungen oder Maßnahmen des 
Natur- und Landschaftsschutzes unter Einschluss des 
Vertragsnaturschutzes berücksichtigt. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Es handelt sich um eine KlarsteIlung der Rechtslage. 
Die neue Formulierung ist mit Blick auf etwaige künfti­
ge Änderungen von Paragraphen bewusst weiter ge­
fasst. 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

Über die Ausweisung von Schutzgebieten für Natur 
und Landschaft wird nicht im LEP, sondern auf der 
nachgeordneten Planungsebene im Rahmen der 
Landschaftsplanung oder durch die für Naturschutz 
zuständigen Behörden entschieden. 

Dazu gehört auch zu prüfen, ob und inwieweit die Ziele 
und Grundsätze des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege auch durch vertragliche Vereinbarungen 
(Vertragsnaturschutz) zu erreichen sind. 

Die Festlegung von Gebieten für den Schutz der Natur 
erstreckt sich auch auf die naturschutzwürdigen Teile 
von militärisch genutzten Gebieten. Bei Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist auf 
Flächen, die ausschließlich oder überwiegend Zwe­
cken der Verteidigung, einschließlich der Erfüllung 
internationaler Verpflichtungen und des Schutzes der 
Zivilbevölkerung dienen oder in einem verbindlichen 
Plan für die genannten Zwecke ausgewiesen sind, die 
bestimmungsgemäße Nutzung zu gewährleisten. Die 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
sind hier zu berücksichtigen (vgl. § 4 BNatSchG). Un­
berührt bleiben insoweit Maßnahmen des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege aufgrund einvernehmli­
cher Regelung zwischen den Verwaltungen des Mili­
tärs und des Naturschutzes. 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

Über die Ausweisung von Schutzgebieten für Natur 
und Landschaft wird nicht im LEP, sondern auf der 
nachgeordneten Planungsebene im Rahmen der 
Landschaftsplanung oder durch die für Naturschutz 
zuständigen Behörden entschieden. 

Dazu gehört auch zu prüfen, ob und inwieweit die Ziele 
und Grundsätze des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege auch durch vertragliche Vereinbarungen 
(Vertragsnaturschutz) zu erreichen sind. 

Die Festlegung von Gebieten für den Schutz der Natur 
erstreckt sich auch auf die naturschutzwürdigen Teile 
von militärisch genutzten Gebieten. Bei Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist auf 
Flächen, die ausschließlich oder überwiegend Zwe­
cken der Verteidigung, einschließlich der Erfüllung 
internationaler Verpflichtungen und des Schutzes der 
Zivilbevölkerung dienen oder in einem verbindlichen 
Plan für die genannten Zwecke ausgewiesen sind, die 
bestimmungsgemäße Nutzung zu gewährleisten. Die 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
sind hier zu berücksichtigen (vgl. § 4 BNatSchG). Un­
berührt bleiben insoweit Maßnahmen des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege aufgrund einvernehmli­
cher Regelung zwischen den Verwaltungen des Mili­
tärs und des Naturschutzes. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Es handelt sich um eine KlarsteIlung vor dem Hinter­
grund der zu berücksichtigenden Festlegung in Grund­
satz 6.3-2. 
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Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na!?h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

7.3-1 Ziel Walderhaltung und WaIdinanspruch­
nahme 

Wald ist insbesondere mit seiner Bedeutung für 
die nachhaltige Holzproduktion, den Arten- und 
Biotopschutz, die Kulturlandschaft, die land­
schaftsorientierte Erholungs-, Sport- und Freizeit­
nutzung, den Klimaschutz und wegen seiner wich­
tigen Regulationsfunktionen im Landschafts- und 
Naturhaushalt zu erhalten, vor nachteiligen Ent­
wicklungen zu bewahren und weiterzuentwickeln. 
Dazu werden in den Regionalplänen entsprechen­
de Waldbereiche festgelegt. 

Ausnahmsweise dürfen Waldbereiche für entge­
genstehende Planungen und Maßnahmen nur dann 
in Anspruch genommen werden, wenn für die an­
gestrebten Nutzungen ein Bedarf nachgewiesen 
ist, dieser nicht außerhalb des Waldes realisierbar 
ist und die Waldumwandlung auf das unbedingt 
erforderliche Maß beschränkt wird. 

Die firrichtl;lng 'Ion '.!'!indenergieanlagen ist mög 
lieh, sofern wesentliche fl;lnktionen des 'A'aldes 
nicht erheblich beeinträchtigt ' .. ",erden. 

7.3-1 Ziel Walderhaltung und WaIdinanspruch­
nahme 

Wald ist insbesondere mit seiner Bedeutung für 
die nachhaltige Holzproduktion, den Arten- und 
Biotopschutz, die Kulturlandschaft, die land­
schaftsorientierte Erholungs-, Sport- und Freizeit­
nutzung, den Klimaschutz und wegen seiner wich­
tigen Regulationsfunktionen im Landschafts- und 
Naturhaushalt zu erhalten, vor nachteiligen Ent­
wicklungen zu bewahren und weiterzuentwickeln. 
Dazu werden in den Regionalplänen entsprechen-

~,~, ... '!:t~I~ .. ~,~.r~.i~.~.~ ... ~~~t~ .. ~I~~J~·~~I~~1~h2~~~~'fi~~l;t~~{fJ, 
t~~0~~l?ff!'t~~~b(!i~)'.~'1(ClJeritgeg~n$t~h~fJcfe;;~t:lut~ 
~lI.l1g~"';iau~$(:'Ii1ifJßell. 

Ausnahmsweise dürfen Wald bereiche für entge­
genstehende Planungen und Maßnahmen nur dann 
in Anspruch genommen werden, wenn für die an-
gestrebten Nutzungen ein ~~~:a.r'f.~.~~,~.~~~.i~s,.~~ 
i~t~,~i~~er nicht außerhalb ~~,~:1!!f~l~!:§'~(lQ~~W'ilC1tli~~ 
·r.eit;f,~1;I. realisierbar ist und die Waldumwandlung 
auf das unbedingt erforderliche Maß beschränkt 
wird. 

Die firrichtl;lng 'Ion '.!'!indenergieanlagen ist mög 
lieh, sofern wesentliche fl;lnktionen des '.!'!aldes 
nicht erheblich beeinträchtigt 'Nerden. 

Zu 7.3-1 Walderhaltung und Waldinanspruchnahme I Zu 7.3-1 Walderhaltung und Waldinanspruchnahme 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Als Reaktion auf aktuelle Rechtsprechungen (Urteile 
des OVG Münster vom 06.03.2018 und 22.09.2015) 
erfolgt eine Ergänzung des Satzes 2, um zu verdeutli­
chen, dass es sich hier um ein Ziel handelt, von dem 
eine Ausnahme im Sinne des § 6 Abs. 1 ROG festge­
legt wird. 
Weiterhin wird der planerische Auftrag der Regional­
planung zur Abgrenzungen von Waldbereichen mit den 
entsprechend gewichteten Waldfunktionen stärker 
betont. 

Im Rahmen einer redaktionellen Anpassung soll hier 
einheitlich von Waldbereichen gesprochen werden. 
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Bisherige, v!?r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na!?h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

In Nordrhein-Westfalen sind 27 % der Landesfläche 
von Wald bedeckt; davon sind etwa 48 % Nadelwald 
und 52 % Laubwald (Stand 2009). Wälder, insbeson­
dere reife Waldökosysteme, die für ihre Entwicklung 
mehr als hundert Jahre erfordern, erfüllen vielfältige 
Funktionen. Über die Holzproduktion hat Wald eine 
große wirtschaftliche Bedeutung in vielen Produktions­
und Anwendungsbereichen von Industrie und Hand­
werk sowie auch für die Energiegewinnung. 

Wälder zeichnen sich durch natürliche Böden mit ent­
sprechenden Bodenfunktionen aus, schützen vor Ero­
sion und wirken ausgleichend auf Wasserhaushalt und 
Klima. Naturnahe Wälder dienen auch der Erhaltung 
naturnaher Biotope und der Sicherung der Artenviel­
falt. 

Darüber hinaus haben Wälder im Kohlenstoffkreislauf 
eine wichtige Bedeutung bei der C02-Speicherung. 

Wald ist bedeutender Bestandteil unserer Kulturland­
schaften, der das Landschaftsbild prägt, und hat auch 
für die landschaftsorientierte Erholungs-, Sport- und 
Freizeitnutzung sowie für die Umweltbildung wichtige 
Aufgaben. Dabei kommen auf jede Einwohnerin und 
jeden Einwohner in Nordrhein-Westfalen durchschnitt­
lich nur rd. 532 m2 Wald (das entspricht der Pro-Kopf­
Waldfläche von Berlin; zum Vergleich: Deutschland 
1 .400 m2 pro Kopf). 

Wegen dieser vielfältigen Nutz- und Schutzfunktionen 
ist der Wald in Nordrhein-Westfalen zu erhalten und 
vor Beeinträchtigungen und nachteiligen Entwicklun­
gen zu schützen. In den Regionalplänen werden ent-

In Nordrhein-Westfalen sind 27 % der Landesfläche 
von Wald bedeckt; davon sind etwa 48 % Nadelwald 
und 52 % Laubwald (Stand 2009). Wälder, insbeson­
dere reife Waldökosysteme, die für ihre Entwicklung 
mehr als hundert Jahre erfordern, erfüllen vielfältige 
Funktionen. Über die Holzproduktion hat Wald eine 
große wirtschaftliche Bedeutung in vielen Produktions­
und Anwendungsbereichen von Industrie und Hand­
werk sowie auch für die Energiegewinnung. 

Wälder zeichnen sich durch natürliche Böden mit ent­
sprechenden Bodenfunktionen aus, schützen vor Ero­
sion und wirken ausgleichend auf Wasserhaushalt und 
Klima. Naturnahe Wälder dienen auch der Erhaltung 
naturnaher Biotope und der Sicherung der Artenviel­
falt. 

Darüber hinaus haben Wälder im Kohlenstoffkreislauf 
eine wichtige Bedeutung bei der C02-Speicherung. 

Wald ist bedeutender Bestandteil unserer Kulturland­
schaften, der das Landschaftsbild prägt, und hat auch 
für die landschaftsorientierte Erholungs-, Sport- und 
Freizeitnutzung sowie für die Umweltbildung wichtige 
Aufgaben. Dabei kommen auf jede Einwohnerin und 
jeden Einwohner in Nordrhein-Westfalen durchschnitt­
lich nur rd. 532 m2 Wald (das entspricht der Pro-Kopf­
Waldfläche von Berlin; zum Vergleich: Deutschland 
1.400 m2 pro Kopf). 

Wegen dieser vielfältigen Nutz- und Schutzfunktionen 
ist der Wald in Nordrhein-Westfalen zu erhalten und 
vor Beeinträchtigungen und nachteiligen Entwicklun­
gen zu schützen. In den Regionalplänen werden ent-

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

sprechende Waldbereiche unter Berücksichtigung der 
forstlichen Fachbeiträge festgelegt. Weiterhin soll er in 
seinen Strukturen weiter entwickelt und in waldarmen 
Gebieten vermehrt werden. 

In Deutschland ist Nordrhein-Westfalen das Land mit 
dem höchsten Anteil privaten Waldbesitzes (65 % Pri­
vatwald). Die Erhaltung des Waldes als Raum für Er­
holung, Sport und Freizeit und als Bestandteil der Kul­
turlandschaft mit wichtigen ökologischen und wirt­
schaftlichen Funktionen wird als wichtige gesellschaft­
liche Aufgabe daher in hohem Maße auch von den 
privaten Waldbesitzern geleistet. 

Wald ist wegen seines wirtschaftlichen Nutzens und 
seiner Bedeutung für die Umwelt, insbesondere für die 
dauerhafte Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
das Klima, den Wasserhaushalt, die Reinhaltung der 
Luft, die Bodenfruchtbarkeit, das Landschaftsbild und 
die Erholung der Bevölkerung, zu erhalten, erforderli­
chenfalls zu mehren und seine ordnungsgemäße Be­
wirtschaftung nachhaltig zu sichern (vgl. § 1 Bun­
deswaldgesetz). 

Die Genehmigung einer Waldumwandlung soll gemäß 
den Regelungen des Bundeswaldgesetzes und des 
Landesforstgesetzes beispielsweise dann versagt 
werden, wenn die Erhaltung des Waldes im überwie­
genden öffentlichen Interesse liegt, insbesondere 
wenn der Wald in der Gemeinde einen geringen Flä­
chenanteil hat oder für die Leistungsfähigkeit des Na­
turhaushaltes, den Schutz natürlicher Bodenfunktionen 
im Sinne des Bundes-Bodenschutzgesetzes, die forst­
wirtschaftliehe Erzeugung, das Landschaftsbild oder 

sprechende Waldbereiche unter Berücksichtigung der 
forstlichen Fachbeiträge festgelegt. Weiterhin soll er in 
seinen Strukturen weiter entwickelt und in waldarmen 
Gebieten vermehrt werden. 

In Deutschland ist Nordrhein-Westfalen das Land mit 
dem höchsten Anteil privaten Wald besitzes (65 % Pri­
vatwald). Die Erhaltung des Waldes als Raum für Er­
holung, Sport und Freizeit und als Bestandteil der Kul­
turlandschaft mit wichtigen ökologischen und wirt­
schaftlichen Funktionen wird als wichtige gesellschaft­
liche Aufgabe daher in hohem Maße auch von den 
privaten Wald besitzern geleistet. 

Wald ist wegen seines wirtschaftlichen Nutzens und 
seiner Bedeutung für die Umwelt, insbesondere für die 
dauerhafte Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
das Klima, den Wasserhaushalt, die Reinhaltung der 
Luft, die Bodenfruchtbarkeit, das Landschaftsbild und 
die Erholung der Bevölkerung, zu erhalten, erforderli­
chenfalls zu mehren und seine ordnungsgemäße Be­
wirtschaftung nachhaltig zu sichern (vgl. § 1 Bun­
deswaldgesetz). 

Die Genehmigung einer Waldumwandlung soll gemäß 
den Regelungen des Bundeswaldgesetzes und des 
Landesforstgesetzes beispielsweise dann versagt 
werden, wenn die Erhaltung des Waldes im überwie­
genden öffentlichen Interesse liegt, insbesondere 
wenn der Wald in der Gemeinde einen geringen Flä­
chenanteil hat oder für die Leistungsfähigkeit des Na­
turhaushaltes, den Schutz natürlicher Bodenfunktionen 
im Sinne des Bundes-Bodenschutzgesetzes, die forst­
wirtschaftliehe Erzeugung, das Landschaftsbild oder 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

die Erholung der Bevölkerung von wesentlicher Bedeu­
tung ist oder dem Schutz gegen schädliche Umwelt­
einwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutz­
gesetzes dient und die nachteiligen Wirkungen der 
Umwandlungen nicht durch Nebenbestimmungen, 
insbesondere durch die Verpflichtung, Ersatzauffors­
tungen durch Saat oder Pflanzung vorzunehmen, ganz 
oder zum wesentlichen Teil abgewendet werden kön­
nen. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass erst reife WaIdöko­
systeme ihre Funktionen, insbesondere in Bezug auf 
den Arten- und Biotopschutz, in vollem Umfang erfül­
len können und Ersatzaufforstungen für in Anspruch 
genommenen Wald deren verlorengegangene Funkti­
onen nur bedingt ausgleichen können. 

Aus diesem Grund dürfen regionalplanerisch festge­
legte Waldbereiche für andere Nutzungen nur dann in 
Anspruch genommen werden, wenn für die angestreb­
ten Nutzungen ein Bedarf nachgewiesen ist, dieser 
nicht außerhalb des Waldes realisierbar ist und die 
Waldumwandlung auf das unbedingt erforderliche Maß 
beschränkt wird. 

Eine angestrebte Nutzung darf nicht innerhalb eines 
regionalplanerisch festgelegten Waldbereichs realisiert 
werden, wenn für den mit der Planung oder der Maß­
nahme verfolgten Zweck außerhalb des Waldes eine 
zumutbare Alternative besteht. 

Der Begriff der zumutbaren Alternative setzt voraus, 
dass der Mehraufwand in einem vertretbaren Verhält­
nis zur konkreten Beeinträchtigung des Waldes steht. 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

die Erholung der Bevölkerung von wesentlicher Bedeu­
tung ist oder dem Schutz gegen schädliche Umwelt­
einwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutz­
gesetzes dient und die nachteiligen Wirkungen der 
Umwandlungen nicht durch Nebenbestimmungen, 
insbesondere durch die Verpflichtung, Ersatzauffors­
tungen durch Saat oder Pflanzung vorzunehmen, ganz 
oder zum wesentlichen Teil abgewendet werden kön­
nen. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass erst reife WaIdöko­
systeme ihre Funktionen, insbesondere in Bezug auf 
den Arten- und Biotopschutz, in vollem Umfang erfül­
len können und Ersatzaufforstungen für in Anspruch 
genommenen Wald deren verlorengegangene Funkti­
onen nur bedingt ausgleichen können. 

Aus diesem Grund dürfen regionalplanerisch festge­
legte Waldbereiche für andere Nutzungen nur dann in 
Anspruch genommen werden, wenn für die angestreb-

ten N utzu ngen ei~.;!~~?~~D.~,~~g~~i~~~.~ .• i~!.! •.. d.i~ser 
nicht außerhalb ~~.~:Ml~l·g§·$:MQP~·;kM~tq&~~~igl:r~a reali-
sierbar ist und die Waldumwandlung auf das unbedingt 
erforderliche Maß beschränkt wird. 

Eine angestrebte Nutzung darf nicht innerhalb eines 
regionalplanerisch festgelegten Waldbereichs realisiert 
werden, wenn für den mit der Planu~.~~~.~.L~~~.,.fy1.~ß­
n.~~.~~,.~e~~.!.H!.en Zweck außerhalb ~Jg~~~~M§I.~(i§.~Qij 
;kMf1li:tQ@t~l~/[!.~v' eine zumutbare Alternative besteht. 

Der Begriff der zumutbaren Alternative setzt voraus, 
dass der Mehraufwand in einem vertretbaren Verhält­
nis zur konkreten Beeinträchtigung des Waldes steht. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Im Rahmen einer redaktionellen Anpassung soll hier 
einheitlich von Waldbereichen gesprochen werden. 

s.o. 
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Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

Das Vorhandensein einer zumutbaren Alternative 
schließt die Inanspruchnahme von Wald aus. Unter 
dem Gesichtspunkt der Zumutbarkeit kommen auch 
solche alternativen Planungen und Maßnahmen in 
Betracht, die den damit angestrebten Zweck in zeitli­
cher, räumlicher und funktionell-sachlicher Hinsicht nur 
mit Abstrichen am Zweckerfüllungsgrad erfüllen. 
Eine Alternative außerhalb des Waldes kann deshalb 
auch zumutbar sein, wenn sie mit höheren Kosten, z. 
B. für den Grunderwerb und für die Erschließung, oder 
einem höheren Aufwand aufgrund geänderter Be­
triebsabläufe verbunden ist. 

Soweit Alternativen außerhalb des Waldes nicht zur 
Verfügung stehen, können im Rahmen der geforderten 
Beschränkung auf das unbedingt erforderliche Maß 
einer Waldinanspruchnahme auch eine Verlagerung 
oder Verkleinerung der Planung oder Maßnahme ge­
boten sein, um Beeinträchtigungen der Waldfunktionen 
zu verringern. 

Das Vorhandensein einer zumutbaren Alternative 
schließt die Inanspruchnahme ~~~r~~:~~ijf{§,§:g~~:~l~~lq~ 
'b:~~lll~~Ci~"Q aus. Unter dem Gesichtspunkt der Zumut­
barkeit kommen auch solche alternativen Planungen 
und Maßnahmen in Betracht, die den damit angestreb­
ten Zweck in zeitlicher, räumlicher und funktionell­
sachlicher Hinsicht nur mit Abstrichen am Zweckerfül­
lungsgrad erfüllen. 
Eine Alternative außerhalb ~~~~;g~I~~~~~~l~~~~!~~7~ 

kann deshalb auch zumutbar sein, wenn sie mit 
höheren Kosten, z. B. für den Grunderwerb und für die 
Erschließung, oder einem höheren Aufwand aufgrund 
eänderter Betriebsabläufe verbunden ist. 

Diese generelle Festlegung zu einer ausnahmsweisen I ~i:se gen:relle Festlegung zu einer ausnahmsweisen nspruc nahme des V\!aldes durch andere Nutzun 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

s.o. 

s.o. 

Es wird die Konstruktion des Ziels mit einer generellen 
Regelung und der damit verbundenen Ausnahme wei­
ter erläutert. Dies erfolgt insbesondere auch bezogen 
auf das Erfordernis, dass bei Inanspruchnahme der 
Ausnahme Waldumwandlungen auf das unbedingt 
erforderliche Maß beschränkt werden. 
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Bisherige, v!?r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) planteLEP-Anderungen 

Inanspruchnahme des \ftlaldes durch andere Nutzun 
gen wird zugunsten der 'Nindenergienutzung im V'Iald 
geöffnet, weil in Nordrhein V'Iestfalen die Stromerzeu 
gung auf einen stetig steigenden Anteil erneuerbarer 
Energien umgestellt 'Nird und der Ausbau der VVind 
energienutzung dabei einen wesentlichen Beitrag leis 
ten soll. Aufgrund der ungleichen Verteilung der 'Nald 
flächen gilt dies insbesondere für die 'JlIaldreichen Re 
gionen innerhalb 'Ion Nordrhein VVestfalen. 

VVaid steht der Errichtung 'Ion VVindene~giea~lagk~~ 
nicht entgegen, sofern dadurch !Nes~ntl.~ch~ ~~ 10 

des 'Maldes nicht erheblich beelAtrachtlgt .. erden. nen n 

Die 'Naldfunktionen im Sinne des Ziels 7.3 1 ergeben 
sich grundsätzlich aus der V'Ialdfunktionenkartierung. 
Sofern keine aktuelle VValdfunktionenkartierung vor 
liegt, sind die Funktionen am jeweiligen Standort im 
Einzelfall zu bestimmen. Eine erhebliche Beeinträchti 
gung der Erholungsfunktion durch VVindenergieanla 
gen im VVaid setzt voraus, dass der 'Nirkbereich der 
geplanten Maßnahme \ftialdflächen mit einer über 
durchschnittlichen Bedeutung für die Erholungs und 
Freizeitnutzung betrifft. Dieses kann beispielsweise 
vorliegen bei einer sehr hohen Nutzung 'Ion VValdbe 
reichen für Erholung und Freizeit oder bei besonderer 
touristischer Erschließung der betroffenen VValdberei 
GA&;-

In 'Naldarmen Gebieten, in denen \Naldgebiete häufig 
nur kleinflächig und inselartig in überwiegend landwirt 
schaftlich genutzten Landschaftsbereichen liegen, 
haben VVälder generell einen hohen Stellenwert für 
den Biotopverbund, den Arten und Biotopschutz, Re 

gen wird zugunsten der VVindenergienutzung im 'Plaid 
geöffnet, weil in Nordrhein \AJestfalen die Stromerzeu 
gung auf einen stetig steigenden Anteil erneuerbarer 
Energien umgestellt wird und der Ausbau der \ft/ind 
energienutzung dabei einen wesentlichen Beitrag leis 
ten soll. Aufgrund der ungleichen Verteilung der VVaid 
flächen gilt dies insbesondere für die waldreichen Re 
gionen innerhalb 'Ion Nordrhein VVestfalen. 

'Maid steht der Errichtung 'Ion \ft!inden~r9~ea~~:k~~ .~ fern dadurch v/esen IC e 
AlCh~ ent~A~;I~:'S s:icht erheblich beeinträchtigt \\'erden. nen es 10. 

Die VValdfunktionen im Sinne des Ziels 7.3 1 ergeben 
sich grundsätzlich aus der VValdfunktionenkartierung. 
Sofern keine aktuelle VValdfunktionenkartierung vor 
liegt, sind die Funktionen am jeweiligen Standort im 
Einzelfall zu bestimmen. Eine erhebliche Beeinträchti 
gung der Erholungsfunktion durch 'Nindenergieanla 
gen im 'Nald setzt voraus, dass der Wirl<bereich der 
geplanten Maßnahme 'Naldflächen mit einer über 
durchschnittlichen Bedeutung für die Erholungs und 
Freizeitnutzung betrifft. Dieses kann beispielsweise 
vorliegen bei einer sehr hohen Nutzung von 'Naldbe 
reichen für Erholung und Freizeit oder bei besonderer 
touristischer Erschließung der betroffenen 'Naldberei 
GA&;-

In \valdarmen Gebieten, in denen 'Naldgebiete häufig 
nur kleinflächig und inselartig in überwiegend landwirt 
schaftlich genutzten Landschaftsbereichen liegen, 
haben 'Nälder generell einen hohen Stellenwert für 
den Biotopverbund, den Arten und Biotopschutz, Re 
gulationsfunktionen im Naturhaushalt und die land 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

Die wirtschaftliche Ertragsfunktion des \Alaides steht 
einer Festlegung von Flächen für die 'Nindenergienut 
zung im 'Nald in der Regel nicht entgegen, weil regel 
mäßig nur geringe Flächen (insbesondere die Funda 
mentflächen) dauerhaft der forstlichen Produktion ent 
zogen sind. 

8.1-6 Ziel Landes bzw. regional bedeutsame Flug­
häfen in Nordrhein-Westfalen 

Landes bzw. regional bedeutsame Flughäfen in 
Nordrhein 'J'testfalen sind: 
die landesbedeytsamen Flughäfen: 

Düsseldorf (DUS) und 
Köln/Sonn (CGN) sO'Nie 
Münster/Osnabrück (FMO) 

sowie die regionalbedeytsamen Flyghäfen: 
Dortmund (DTM), 
Paderborn/lippstadt (PAD) und 

Niederrhein: 'J'teeze laarbrych (NRN). 

Die landesbedeytsamen Flyghäfen des landes 
sind einschließlich der Flächen für die Flyghafe 
ninfrastruktyr sowie für flughafenaffines Gewerbe 
bedarfsgerecht Zy enR'Jickeln. 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

Die vvirtschaftliche Ertragsfunktion des 'Naldes steht 
einer Festlegung von Flächen für die VVindenergienut 
zung im VVaid in der Regel nicht entgegen, 'Neil regel 
mäßig nur geringe Flächen (insbesondere die Funda 
mentflächen) dauerhaft der forstlichen Produktion ent 
zogen sind. 

8.1-6 Ziel Landes bZ'N. regional bedeutsame Flug­
häfen in Nordrhein-Westfalen 

die landesbedeutsamen Flughäfen: 
Düsseldorf (DUS) und 
Köln/Sonn (CGN) sowie 
Münster/Osnabrück (FMO) 

sowie die regionalbedeytsamen Flyghäfen: 
Dortmynd (DTM), 
Paderborn/lippstadt (PAD) und 

Niederrhein: 'J'Jeeze laarbrych (NRN). 

Die landesbedeutsamen Flughäfen des Landes 
sind einschließlich der Flächen für die Flughafe 
ninfrastruktur sowie für flughafenaffines Ge'Nerbe 
bedarfsgerecht zu enRtJickeln. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

Im Rahmen der dezentralen Flughafeninfrastruktur 
in Nordrhein-Westfalen sind die Flughäfen Düssel­
dorf (DUS), Köln/Bonn (CGN), Münster/Osnabrück 
(FMO), Dortmund (DTM), Paderborn/Lippstadt 
(PAD) und Weeze/Niederrhein (NRN) landesbe­
deutsam. 
Sie sind einschließlich der Flächen für die Flugha­
feninfrastruktur sowie für flughafenaffines Gewer­
be bedarfsgerecht zu entwickeln, um das Land 
Nordrhein-Westfalen in den internationalen und 
nationalen Flugverkehr einzubinden. 

Die Sicherung und Enn'ficklung der regionalbe 
deutsamen flughäfen und sonstigen flughäfen 
erfolgt im Einklang mit der luftverkehrskonzeption 
des landes und der EnM'icklung der landesbe 
deutsamen flughäfen. 

8.1-7 Ziel Schutz vor Fluglärm 

Die Bevölkerung ist vor negativen Umweltauswir­
kungen des Flugverkehrs, insbesondere Fluglärm, 
zu schützen. Aus diesem Grund ist in den Regio­
nalplänen im Umfeld der landes und regionalbe 
deutsamen/andesbedeutsamen Flughäfen nach 
Ziel 8.1-6 und der Militärflugplätze Geilenkirchen 
und Nörvenich eine Erweiterte Lärmschutzzone, 
die aus den Empfehlungen der Länderarbeitsge­
meinschaft Immissionsschutz (LAI) resultiert, fest­
zulegen. 

Ergänzend sind die in Rechtsverordnungen fest­
gesetzten Lärmschutzzonen gemäß Gesetz zum 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

Im Rahmen der dezentralen Flughafeninfrastruktur 
in Nordrhein-Westfalen sind die Flughäfen Düssel­
dorf (DUS), Köln/Bonn (CGN), Münster/Osnabrück 
(FMO), Dortmund (DTM), Paderborn/Lippstadt 
(PAD) und Weeze/Niederrhein (NRN) landesbe­
deutsam. 
Sie sind einschließlich der Flächen für die Flugha­
feninfrastruktur sowie für flughafenaffines Gewer­
be bedarfsgerecht zu entwickeln, um das Land 
Nordrhein-Westfalen in den internationalen und 
nationalen Flugverkehr einzubinden. 

Die Sicherung und Enn'Jicklung der regionalbe 
deutsamen flughäfen und sonstigen flughäfen 
erfolgt im Einklang mit der luftverkehrskonzeption 
des landes und der Enn\'icklung der landesbe 
deutsamen flughäfen. 

8.1-7 Ziel Schutz vor Fluglärm 

Die Bevölkerung ist vor negativen Umweltauswir­
kungen des Flugverkehrs, insbesondere Fluglärm, 
zu schützen. Aus diesem Grund ist in den Regio­
nalplänen im Umfeld der landes und regionalbe 
deutsamen/andesbedeutsamen Flughäfen nach 
Ziel 8.1-6 und der Militärflugplätze Geilenkirchen 
und Nörvenich eine Erweiterte Lärmschutzzone, 
die aus den Empfehlungen der Länderarbeitsge­
meinschaft Immissionsschutz (LAI) resultiert, fest­
zulegen. 

Ergänzend sind die in Rechtsverordnungen fest­
gesetzten Lärmschutzzonen gemäß Gesetz zum 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Schutz gegen Fluglärm (FlugLärmG) in den Regio­
nalplänen nachrichtlich zu übernehmen. 

In den Bebauungsplänen und -satzungen ist für 
Bereiche innerhalb der Erweiterten Lärmschutzzo­
ne der Hinweis aufzunehmen, dass die Bauwilligen 
in der Baugenehmigung auf die erhebliche Lärm­
belastung durch den Flugverkehr hinzuweisen 
sind. 

Liegen für übrige RegionalfAughäfen und Ver­
kehrslandeplätze in Rechtsverordnungen festge­
setzte Lärmschutzzonen vor, kann in den Regio­
nalplänen eine Erweiterte Lärmschutzzone festge­
legt werden. 

Zu 8.1-6 Landes bzw. regional bedeutsame Flughä­
fen 

Verkehrssysteme bilden die notwendige Grundlage für 
die Funktionsfähigkeit einer modernen Gesellschaft 
und Wirtschaft. In Zeiten wachsender Globalisierung 
kommt dabei dem Luftverkehr eine hohe Bedeutung 
zu. Er gewährleistet den schnellstmöglichen Transport 
von Menschen und Gütern über weite Entfernungen. 

In Nordrhein-Westfalen bilden die Flughäfen Düssel­
dorf, Köln/Bonn, Münster/Osnabrück, Dortmund, Pa­
derborn/Lippstadt und Weeze/Niederrhein mit regel­
mäßigem Linien- und Charterverkehr das Rückgrat 
einer dezentralen drei landesbedeutsame Flughäfen 
(Düsseldorf, Köln/Bonn und Münster/Osnabrück) und 
drei "Große" Regionalflughäfen mit Linien und Char 

Schutz gegen Fluglärm (FlugLärmG) in den Regio­
nalplänen nachrichtlich zu übernehmen. 

In den Bebauungsplänen und -satzungen ist für 
Bereiche innerhalb der Erweiterten Lärmschutzzo­
ne der Hinweis aufzunehmen, dass die Bauwilligen 
in der Baugenehmigung auf die erhebliche Lärm­
belastung durch den Flugverkehr hinzuweisen 
sind. 

Liegen für übrige RegionalfAughäfen und Ver­
kehrslandeplätze in Rechtsverordnungen festge­
setzte Lärmschutzzonen vor, kann in den Regio­
nalplänen eine Erweiterte Lärmschutzzone festge­
legt werden. 

Zu 8.1-6 Landes bzw. regionalbedeutsame Flughä­
fen in Nordrhein-Westfalen 

Verkehrssysteme bilden die notwendige Grundlage für 
die Funktionsfähigkeit einer modernen Gesellschaft 
und Wirtschaft. In Zeiten wachsender Globalisierung 
kommt dabei dem Luftverkehr eine hohe Bedeutung 
zu. Er gewährleistet den schnellstmöglichen Transport 
von Menschen und Gütern über weite Entfernungen. 

In Nordrhein-Westfalen bilden die Flughäfen Düssel­
dorf, Köln/Bonn, Münster/Osnabrück, Dortmund, Pa­
derborn/Lippstadt und Weeze/Niederrhein mit regel­
mäßigem Linien- und Charterverkehr das Rückgrat 
einer dezentralen drei landesbedeutsame Flughäfen 
(Düsseldorf, Köln/Bonn und Münster/Osnabrück) und 
drei "Große" Regionalflughäfen mit Linien und Char 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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terverkehr (Dortm e P e 
eerrhein/VVBeze L~:;bru:h)~born/~iPpstaet une Nie 
feninfrastruktur. as Ruckgrat eer Flugha-

Die landes une regional bedeutsamen Flughäfen wer­
den in den zeichnerischen Darstellungen des LEP mit 
dem Symbol Flughafen "Lanees bzw. regionalbeeeut 
samer Fluahafen" als Vorranggebiet festgelegt. 

Ein Bedarf an Neubau von Flughäfen besteht im Pla­
nungszeitraum nicht. Vielmehr gilt es, die bestehenden 
landesbedeutsamen Flughäfen bedarfsgerecht zu ent­
wickeln bzw. zu sichern. Ziel 8.1-6 bezieht sich nur auf 
die mögliche planerische Flächensicherung im Be­
darfsfall. Über eine bedarfsgerechte planerische Flä­
chensicherung können hieraus keine weiteren Unter­
stützungsansprüche an das Land abgeleitet werden. 
Die Luftverkehrskonzeption 2010 ees Lanees sieht 
keine Neuanlage eines Flughafens vor. Vielmehr gilt 
es, eie besteheneen Flughäfen beearfsgerecht zu ent 
wickeln bzw. zu sichern. Die Oberste Luftverkehrsbe 
höree beurteilt een Beearf vorhabenbezogen auf Basis 
von Beearfsprognosen externer Gutachter. 

Eine beeeutenee Rolle spielen insbesoneere eie erei 
laneesbeeeutsamen Flughäfen (Düsseleorf, KölnBonn, 
Münster Osnabrück).Für den Flughafen Düsseldorf ist 
der Angerlandvergleich über Grenzen ees Flughafen 
ausbaus und der Flualärmentwickluna zu beachten. 

Die Flughäfen übernehmen auch zunehmend eine 
Rolle im Frachtverkehr. Die Gewerbeentwicklung an 
den Flughäfen soll sich auf flughafenaffines Gewerbe 

terverkehr (Dortmune P e I . 
eerrheinNVeeze Laarbru:h)~ornR ~Ippstaet une Nie 
feninfrastruktur. as uckgrat eer Flugha-

Die landes une regional bedeutsamen Flughäfen wer­

den in den zelq~i~~~i~,~~~~9~z~~~~!lungen~esLEP mit 
dem Symbol r~~'ß~;ft~~t;itir!i4ilt~fjiii~ Flughiiilifenfr;;ban-
ees bzw. regionalbeeeutsamer Flughafen" als Vor­
ranggebiet festgelegt. 

Ein Bedarf an Neubau von Flughäfen besteht im Pla­
nungszeitraum nicht. Vielmehr gilt es, die bestehenden 
landesbedeutsamen Flughäfen bedarfsgerecht zu ent­
wickeln bzw. zu sichern. Ziel 8. 1-6 bezieht sich nur auf 
die mögliche planerische Flächensicherung im Be­
darfsfall. if!iJjeE;{j7ße~;lJÖd5EMg;fliilCliili'ß:r8({eit$fk" 

höree beurteilt een Beearf vorhabenbezogen auf Basis 
von Beearfsprognosen externer Gutachter. 

Eine beeeutenee Rolle spielen insbesoneere eie erei 
laneesbeeeutsamen Flughäfen (Düsseleorf, KölnBonn, 
Münster Osnabrück).Für den Flughafen Düsseldorf ist 
der Angerlandvergleich über Grenzen ees Flughafen 
ausbaus und der Flualärmentwickluna zu beachten. 

Die Flughäfen übernehmen auch zunehmend eine 
Rolle im Frachtverkehr. Die Gewerbeentwicklung an 
den Flughäfen soll sich auf flughafenaffines Gewerbe 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
das Ziel. 

Zur KlarsteIlung bezüglich anderer bestehender Förde­
rungsmöglichkeiten wird einer Anregung gefolgt, indem 
der einschränkende und missverständliche Satz ge­
strichen wird. 
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konzentrieren, d. h. auf die Ansiedlung von Unterneh­
men, die einen direkten Bezug zum Flugverkehr benö­
tigen. Damit wird eine Konkurrenzsituation mit städte­
baulich integrierten regionalen und kommunalen Wirt­
schaftsstandorten verm ieden. 

Regionalflughäfen wurden aus regional'llirtschaftlichen 
und strukturpolitischen Gründen gefördert, um bei 
spielsweise Standortnachteile auszugleichen oder 
Industrieansiedlungen zu fördern. Um eine nachhaltige 
und bedarfsgerechte Flughafenversorgung zu gewähr 
leisten, müssen regionale Ausbau, Umbau oder Kon 
versionsprojekte mit der Luftverkehrskonzeption des 
Landes und der Entwicklung der landesbedeutsamen 
Flughäfen in Einklang stehen. 

Für die bedarfsgerechte Entwicklung bzw. Sicherung 
der landes und regional bedeutsamen Flughäfen so 
wie für die Einbindung der regionalbedeutsamen Flug 
häfen in die Luftverkehrskonzeption des Landes holen 
die Regionalräte bei entsprechenden Vorhaben über 
die Landesplanungsbehörde eine Stellungnahme der 
Obersten Landesluftfahrtbehörde des Landes ein. 
Ob die Sicherung und Entwicklung der regionalbedeut­
samen Flughäfen im Einklang mit der Entwicklung der 
landesbedeutsamen Flughäfen steht, entscheidet die 
Landesregierung. 

konzentrieren, d. h. auf die Ansiedlung von Unterneh­
men, die einen direkten Bezug zum Flugverkehr benö­
tigen. Damit wird eine Konkurrenzsituation mit städte­
baulich integrierten regionalen und kommunalen Wirt­
schaftsstandorten vermieden. 

Regionalflughäfen 'Nurden aus regionalwirtschaftlichen 
und strukturpolitischen Gründen gefördert, um bei 
spielsweise Standortnachteile auszugleichen oder 
Industrieansiedlungen zu fördern. Um eine nachhaltige 
und bedarfsgerechte Flughafenversorgung zu gewähr 
leisten, müssen regionale Ausbau, Umbau oder Kon 
versionsprojekte mit der Luft'lerkehrskonzeption des 
Landes und der Ent\''1icklung der landesbedeutsamen 
Flughäfen in Einklang stehen. 

Landesentwicklungsplan NRW 
(Zeichnerische Festlegungen) 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Die Streichung dieses Satzes war in den Beteiligungs­
unterlagen irrtümlich nicht enthalten. Die Streichung 
ergibt sich aber bereits, wie auch die Streichung der 
voranstehenden Sätze, aus der Aufhebung der Unter­
scheidung zwischen Landes- und regionalbedeutsa­
men Flughäfen. 
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Zu 8.1-9 Landesbedeutsame Häfen und Wasser­
straßen 
(Auszug) 

Eine Lage am Wasser in der Nähe der Häfen stößt in 
den Städten auf eine wachsende immobilienwirtschaft­
liche Nachfrage nach Wohn-, Büro- und Freizeitnut­
zungen. Damit für die landesbedeutsamen Häfen und 
für hafenaffines Gewerbe ausreichend Flächen ohne 
Nutzungsrestriktionen zur Verfügung stehen, sollen die 
Regionalpläne an den Hafenstandorten bedarfsgerecht 
Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen 
mit Zweckbindung zeichnerisch festlegen (unter Be­
rücksichtigung der Gebietskulisse, der Handlungsemp­
fehlungen und Restriktionen gemäß Wasserstraßen-, 
Hafen- und Logistikkonzept des Landes Nordrhein­
Westfalen). Außerdem müssen Einschränkungen der 
Hafen-entwicklung durch das Näherrücken benachbar­
ter Nutzungen mit erhöhten Ansprüchen an den Im­
missionsschutz vermieden werden. 

Die Regionalplanung kann dort, wo es erforderlich ist, 
auch weitere Häfen - seien es die weiteren im Hafen­
konzept erwähnten öffentlichen Häfen oder auch die 

Festlegungen 

Landes\0';;{1)iv1i~;{g:EiGiob5'jbedeutsame Flughäfen 

Zu 8.1-9 Landesbedeutsame Häfen und Wasser­
straßen 
(Auszug) 

Eine Lage am Wasser in der Nähe der Häfen stößt in 
den Städten auf eine wachsende immobilienwirtschaft­
liche Nachfrage nach Wohn-, Büro- und Freizeitnut­
zungen. Damit für die landesbedeutsamen Häfen und 
für hafenaffines Gewerbe ausreichend Flächen ohne 
Nutzungsrestriktionen zur Verfügung stehen, sollen die 
Regionalpläne an den Hafenstandorten bedarfsgerecht 
Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen 
mit Zweckbindung zeichnerisch festlegen (unter Be­
rücksichtigung der Gebietskulisse, der Handlungsemp­
fehlungen und Restriktionen gemäß Wasserstraßen-, 
Hafen- und Logistikkonzept des Landes Nordrhein­
Westfalen). Außerdem müssen Einschränkungen der 
Hafen-entwicklung durch das Näherrücken benachbar­
ter Nutzungen mit erhöhten Ansprüchen an den Im­
missionsschutz vermieden werden. 

Die Regionalplanung t~~fjIJfi§~llt~ dort, wo es erforder­
lich ist, auch weitere Häfen - seien es die weiteren im 
Hafenkonzept erwähnten öffentlichen Häfen~~[~'ill[stl~~ 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Die Änderung in der Legende der zeichnerischen Fest­
legungen (1 :300.000) ergibt sich aus der Änderung 
des entsprechenden textlichen Ziels 8.1-6. 

Aufgrund der sehr punktuellen Änderung wird an die­
ser Stelle nachstehend in der linken und mittleren 
Spalte ausnahmsweise nur ein mittiger Teil der Erläu­
terungen des LEP NRW wiedergegeben. Das heißt, 
am Anfang und Ende sind und bleiben im LEP weitere 
Erläuterungen. 

Mit der Formulierung sollte wird klargestellt, dass im 
Falle einer Erforderlichkeit eine Aufnahme naturgemäß 
auch wünschenswert ist. Mit der Einfügung wird klar-

54 



Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge- Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge- Begründung f~r geplante Änderungen gegen-
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen über der LEP-Anderungsfassung, die Gegen-

stand des Beteiligungsverfahrens war 

für NRW wichtigen Industriehäfen - vor heranrücken- !~~(,~~~~f~WterrlflffSfl1!mf~:~f!~lfJJ$~m~!;f@fl~rjJfJgli!~~1i§,frfl~li~ gestellt, dass auch die zeichnerische Darstellung von 
den Nutzungen schützen (s. dazu auch Grundsatz 6.3- (ih)~~1fil~tflti oder auch die für NRW wichtigen Industrie- Häfen im Regionalplan, die in privater Hand liegen, 
2). Dieser Grundsatz richtet sich im Übrigen auch an häfen - vor heranrückenden Nutzungen schützen (s. gleichzeitig aber öffentlich zugänglich sind, möglich ist. 
die kommunale Ba uleitplanung. dazu auch Grundsatz 6.3-2). Dieser Grundsatz richtet 

sich im Übrigen auch an die kommunale Bauleitpla-
nung. 

Landesbedeutsame Häfen werden im Wasserstraßen-, Landesbedeutsame Häfen werden im Wasserstraßen-, 
Hafen- und Logistikkonzept des Landes Nordrhein- Hafen- und Logistikkonzept des Landes Nordrhein-
Westfalen nach folgenden Kriterien bestimmt: das Westfalen nach folgenden Kriterien bestimmt: das 
Umschlagvolumen (> 2 Mio.t1Jahr), der wasserseitige Umschlagvolumen (> 2 Mio.t1Jahr), der wasserseitige 
Containerumschlag (> 50.000 TEU/Jahr), oder die Containerumschlag (> 50.000 TEU/Jahr), oder die 
besondere standortpolitische Bedeutung. besondere standortpolitische Bedeutung. 

8.2-7 Grundsatz Energiewende und Netzausbau 8.2-7 Grundsatz Energiewende und Netzausbau 

I 

Die Regionalpläne sollen den Erfordernissen der Die Regionalpläne sollen den Erfordernissen der 
Energiewende und des dazu erforderlichen Aus- Energiewende und des dazu erforderlichen Aus-
baus der Energienetze Rechnung tragen und die baus der Energienetze Rechnung tragen und die 
raumordnerische Durchführbarkeit der benötigten raumordnerische Durchführbarkeit der benötigten 
Leitungsvorhaben einschließlich der für ihren Be- Leitungsvorhaben einschließlich der für ihren Be-
trieb notwendigen Anlagen fördern. trieb notwendigen Anlagen fördern. 

Zu 8.2-3 Grundsatz Bestehende Höchstspannungs- Zu 8.2-3<;tafl'Q~~tz)Bestehende Höchstspannungs- Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. 
freileitungen freileitungen 

Zu 8.2-4 Ziel Neue Höchstspannungsfreileitungen Zu 8.2-4 ~i~I);Neue Höchstspannungsfreileitungen Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. 

55 



Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge- Begründung für geplante Änderungen gegen-
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stand des Beteiligungsverfahrens war 

Zu 8.2-7 Energiewende und Netzausbau Zu 8.2-7 Energiewende und Netzausbau 

Die bundesweite Energiewende erfordert u.a. die Op- Die bundesweite Energiewende erfordert u.a. die Op-
timierung und den Ausbau der Übertragungsnetze zur timierung und den Ausbau der Übertragungsnetze zur 
Einbindung von Elektrizität aus erneuerbaren Energie- Einbindung von Elektrizität aus erneuerbaren Energie-
quellen sowie zur Vermeidung struktureller Engpässe quellen sowie zur Vermeidung struktureller Engpässe 
im Übertragungsnetz. Die zukunftssichere Gestaltung im Übertragungsnetz. Die zukunftssichere Gestaltung 
der Stromnetze ist dabei für das Energieland Nord- der Stromnetze ist dabei für das Energieland Nord-
rhein-Westfalen von größter Bedeutung. Hierfür sind rhein-Westfalen von größter Bedeutung. Hierfür sind 
neben der Anpassung bestehender sowie dem Bau neben der Anpassung bestehender sowie dem Bau 
neuer Höchstspannungsleitungen weitere Vorhaben, neuer Höchstspannungsleitungen weitere Vorhaben, 
wie z. B. Strom umrichter-Anlagen (Konverter) erforder- wie z. B. Stromumrichter-Anlagen (Konverter) erforder-
lich. Dem ist bei der Erarbeitung von Regionalplänen lieh. Dem ist bei der Erarbeitung von Regionalplänen 
und Regionalplanänderungen Rechnung zu tragen. und Regionalplanänderungen Rechnung zu tragen. 
Aufgrund der vielfältigen Nutzungsansprüche an den Aufgrund der vielfältigen Nutzungsansprüche an den 
Raum in NRW ist in diesem Kontext für eine zügige Raum in NRW ist in diesem Kontext für eine zügige 
Umsetzung der Energiewende eine verstärkte Ab- Umsetzung der Energiewende eine verstärkte Ab-
stimmung der betroffenen Regional- und Fachpla- stimmung der betroffenen Regional- und Fachpla-
nungsträger zur Förderung der raumordnerischen nungsträger zur Förderung der raumordnerischen 
Durchführbarkeit notwendig. Durchführbarkeit notwendig. 

9.2-1 Ziel Räumliche Festlegungen für oberflä- 9.2-1 Ziel Räumliche Festlegungen für oberflä-
chennahe nichtenergetische Rohstoffe chennahe nichtenergetische Rohstoffe 

In den Regionalplänen sind 8ereiGhe fÜF die SiGhe In den Regionalplänen sind 8ereiGhe fÜF die SiGhe 
Fung und den Abbau obeFfläGhennaheF 80den Fung und den Abbau obeFfläGhennaheF 80den 
sGhäbe fÜF niGhteneFgetisGhe Rohstoffe als )JOF sGhäbe fÜF niGhteneFgetisGhe Rohstoffe als )JOF 
Fanggebiete mit deF '!'!iFkung von eignungsgebie Fanggebiete mit deF '!'!iFkung von eignungsgebie 
ten fesbulegen. ten fesbulegen. 
Für die Rohstoffsicherung sind in den Regio- Für die Rohstoffsicherung sind in den Regio-
nalplänen Bereiche für die Sicherung und den Ab- nalplänen Bereiche für die Sicherung und den Ab-
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bau oberflächennaher Bodenschätze für nicht­
energetische Rohstoffe als Vorranggebiete festzu­
legen. Bei besonderen planerischen Konfliktlagen 
sind Vorranggebiete mit der Wirkung von Eig­
nungsgebieten festzulegen. 

9.2-2 Ziel Versorgungszeiträume 

Die Bereiche für die Sicherung und den Abbau 
oberflächennaher Bodenschätze für nichtenergeti­
sche Rohstoffe sind für einen Versorgungszeit­
raum von mindestens 2025 Jahren für Lockerge­
steine und von mindestens 35 Jahren für Festge­
steine festzulegen. 

9.2-3 Ziel Fortschreibung 

Die Fortschreibung der Bereiche für die Sicherung 
und den Abbau oberflächennaher Bodenschätze 
für nichtenergetische Rohstoffe hat so zu erfolgen, 
dass ein Versorgungszeitraum für Lockergesteine 
von 4015 Jahren und für Festgesteine von 25 Jah­
ren nicht unterschritten wird. 
Mit der Fortschreibung ist wieder der Versor­
gungszeitraum gemäß Ziel 9.2-2 herzustellen 

9.2-4 Grundsatz Reservegebiete 

Für die langfristige Rohstoffversorgung sollen 
Reservegebiete in die Erläuterungen zum Regio­
nalplan aufgenommen werden. 

bau oberflächennaher Bodenschätze für nicht­
eneraetische Rohstoffe als Vorranaaebiete 

9.2-2 Ziel Versorgungszeiträume 

Die Bereiche für die Sicherung und den Abbau 
oberflächennaher Bodenschätze für nichtenergeti­
sche Rohstoffe sind für einen Versorgungszeit­
raum von mindestens 2025 Jahren für Lockerge­
steine und von mindestens 35 Jahren für Festge­
steine festzulegen. 

9.2-3 Ziel Fortschreibung 

Die Fortschreibung der Bereiche für die Sicherung 
und den Abbau oberflächennaher Bodenschätze 
für nichtenergetische Rohstoffe hat so zu erfolgen, 
dass ein Versorgungszeitraum für Lockergesteine 
von 4015 Jahren und für Festgesteine von 25 Jah­
ren nicht unterschritten wird. 
Mit der Fortschreibung ist wieder der Versor­
gungszeitraum gemäß Ziel 9.2-2 herzustellen. 

9.2-4 Grundsatz Reservegebiete 

Für die langfristige Rohstoffversorgung sollen 
Reservegebiete in die Erläuterungen zum Regio­
nalpIanaufgenommen werden. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Durch die Änderungen wird die Regelung klarer ge­
fasst. 
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9.2-49.2-5 Ziel Nachfolgenutzung 

9.2-69.2-6 Grundsatz Standorte obertägiger Ein­
richtungen 

Zu 9.2-1 Räumliche Festlegungen für oberflächen­
nahe nichtenergetische Rohstoffe 

Zu den nichtenergetischen Rohstoffen zählen neben 
den hier näher behandelten oberflächennahen Locker­
und Festgesteinen wie z. B. Sand und Kies, Ton, 
Lehm, Kalkstein, Tonstein, Basalt oder Sandstein auch 
die in der Regel im Tiefbau zu gewinnenden Rohstoffe 
wie z. B. Salze, Erze, Schwerspat oder Dachschiefer. 
Für letztere erfolgt in der Regel keine Festlegung in 
den Regionalplänen. 

Die planerische Sicherung der heimischen oberflä­
chennahen Bodenschätze erfolgt in Regionalplänen 
durch textliche und zeichnerische Festlegungen von 
Bereichen für die Sicherung und den Abbau oberflä­
chennaher Bodenschätze (BSAB) als Vorranggebiete 
mit der V'Iirkung 'Ion Eignungsgebieten. Bei besonde­
ren planerischen Konfliktlagen beispielsweise durch 
großflächig verbreitete oder auch durch regional kon­
zentrierte, seltene Rohstoffvorkommen sind BSAB als 
Vorranggebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten 
festzulegen. 

9.2-49.2-5 Ziel Nachfolgenutzung 

9.2-69.2-6 Grundsatz Standorte obertägiger Ein­
richtungen 

Zu 9.2-1 Räumliche Festlegungen für oberflächen­
nahe nichtenergetische Rohstoffe 

Zu den nichtenergetischen Rohstoffen zählen neben 
den hier näher behandelten oberflächennahen Locker­
und Festgesteinen wie z. B. Sand und Kies, Ton, 
Lehm, Kalkstein, Tonstein, Basalt oder Sandstein auch 
die in der Regel im Tiefbau zu gewinnenden Rohstoffe 
wie z. B. Salze, Erze, Schwerspat oder Dachschiefer. 
Für letztere erfolgt in der Regel keine Festlegung in 
den Regionalplänen. 

Die planerische Sicherung der heimischen oberflä­
chennahen Bodenschätze erfolgt in Regionalplänen 
durch textliche und zeichnerische Festlegungen von 
Bereichen für die Sicherung und den Abbau oberflä­
chennaher Bodenschätze (BSAB) als Vorranooebiete 

.... ...... 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Durch die Änderungen wird die Regelung klarer ge­
fasst. 
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Für eine angemessene planerische Sicherung ist die Für eine angemessene planerische Sicherung ist die 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Kenntnis der heimischen Rohstoffpotenziale unerläss­
lich. Dem dienen die vorhandenen geologischen Kar­
tenwerke und Datensammlungen sowie insbesondere 
die Landesrohstoffkarte der für Geologie zuständigen 
Fachbehörde als wesentliche Planungsgrundlage. Die 
Landesrohstoffkarte vermittelt die notwendigen Infor­
mationen, um bedeutsame Lagerstätten zu identifizie­
ren, damit sie in allen planerischen Abwägungsprozes­
sen berücksichtigt werden können. Die Festlegung von 
BSAB für die Rohstoffsicherung soll flächensparend 
möglichst in den Gebieten vorgenommen werden, die 
in der Landesrohstoffkarte mit vergleichsweise höhe­
ren Rohstoffmächtigkeiten ausgewiesen sind. Gleich­
falls sollen die Qualitäten berücksichtigt werden. 

Die räumliche Steuerung der Rohstoffgewinnung er 
folgt durch eine regionalplanerische Sicherung im 
Rahmen eines schlüssigen, den gesamten Planungs 
raum umfassenden Planungskonzeptes Für die Ver­
sorgung von Wirtschaft und Bevölkerung mit nicht­
energetischen Rohstoffen erfolgt die regionalplaneri­
sche Sicherung durch die Festlegung von BSAB als 
Vorranggebiete unter Berücksichtigung der rohstoffge­
ologischen Empfehlungen der für Geologie zuständi­
gen Fachbehörde. Dabei sollen auch die betrieblichen 
betriebliche Entwicklungsvorstellungen und die An­
wendung besonderer Umwelttechniken sowie konkur­
rierende Nutzungsvorste/lungen pauschaliert oder 
typisiert berücksichtigt werden. 

Die zeichnerische .Festlegung 'Ion BSAB muss eF\Var 
ten lassen, dass die Flächen in der Regel für Abgra 
bungen ~e~utzt ~erden können und sich diese Nut 
zungsmoghchkelt bei Entscheidungen auf nachfolgen 

Kenntnis der heimischen Rohstoffpotenziale unerläss­
lich. Dem dienen die vorhandenen geologischen Kar­
tenwerke und Datensammlungen sowie insbesondere 
die Landesrohstoffkarte der für Geologie zuständigen 
Fachbehörde als wesentliche Planungsgrundlage. Die 
Landesrohstoffkarte vermittelt die notwendigen Infor­
mationen, um bedeutsame Lagerstätten zu identifizie­
ren, damit sie in allen planerischen Abwägungsprozes­
sen berücksichtigt werden können. Die Festlegung von 
BSAB für die Rohstoffsicherung soll flächensparend 
möglichst in den Gebieten vorgenommen werden, die 
in der Landesrohstoffkarte mit vergleichsweise höhe­
ren Rohstoffmächtigkeiten ausgewiesen sind. Gleich­
falls sollen die Qualitäten berücksichtigt werden. 

Die räumliche Steuerung der Rohstoffgewinnung er 
folgt durch eine regionalplanerische Sicherung im 
Rahmen eines schlüssigen, den gesamten Planungs 
raum umfassenden Planungskonzeptes Für die Ver­
sorgung von Wirtschaft und Bevölkerung mit nicht­
energetischen Rohstoffen erfolgt die regionalplaneri­
sche Sicherung durch die Festlegung von BSAB als 
Vorranggebiete unter Berücksichtigung der rohstoffge­
ologischen Empfehlungen der für Geologie zuständi­
gen Fachbehörde. Dabei sollen auch die betrieblichen 
betriebliche Entwicklungsvorstellungen und die An­
wendung besonderer Umwelttechniken sowie konkur­
rierende Nutzungsvorste/lungen pauschaliert oder 
typisiert berücksichtigt werden. 

Die zeichnerische Festlegung von BSAB muss ePA18r 
ten lassen, dass die Flächen in der Regel für Abgra 
bungen genutzt werden können und sich diese Nut 
zungsmöglichkeit bei Entscheidungen auf nachfolgen 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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den planerischen Ebenen durchsetzt. 

Ergeben sich bei großflächigen Rohstoffvorkommen 
aufgrund konkurrierender Nutzungen besondere Kon­
fliktlagen kann eine weitergehende räumliche Steue­
rung erforderlich werden. In diesen Fällen erfolgt die 
räumliche Steuerung der Rohstoffgewinnung durch 
Vorranggebiete mit der Wirkung von Eignungsgebie­
ten. 

Die zeichnerische Festlegung von BSAB als Vorrang­
gebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten erfor­
dert ein schlüssiges, den gesamten Planungsraum 
umfassendes Planungskonzept. Die zeichnerische 
Festlegung von BSAB muss erwarten lassen, dass die 
Flächen in der Regel für Abgrabungen genutzt werden 
können und sich diese Nutzungsmöglichkeit bei Ent­
scheidungen auf nachfolgenden planerischen Ebenen 
durchsetzt. 

Änderungen der Festlegungen der Vorranggebiete mit 
Eignungswirkung (z.B. aus übergeordnetem Interesse) 
sind möglich, wenn sie dem zugrundeliegenden ge­
samträumlichen Konzept weiterhin entsprechen oder 
dieses fortschreiben. 

Abgrabungsvorhaben haben sich bei Vorranggebieten 
mit der Wirkung von Eignungsgebieten in den BSAB 
zu vollziehen. Die Regionalpläne regeln begründete 
Ausnahmen, in denen im Einzelfall Abgrabungen ge 
ringen Umfangs auch außerhalb der festgelegten 
aSAa mit den Zielen der Raumordnung vereinbar 
sffiGkönnen darüber hinaus bei räumlicher Steuerung 
begründete Ausnahmen textlich festlegen. 

den planerischen Ebenen durchsetzt. 

Die zeichnerische Festlegung von BSAB als Vorrang­
gebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten erfor­
dert ein schlüssiges, den gesamten Planungsraum 
umfassendes Planungskonzept. Die zeichnerische 
Festlegung von BSAB muss erwarten lassen, dass die 
Flächen in der Regel für Abgrabungen genutzt werden 
können und sich diese Nutzungsmöglichkeit bei Ent­
scheidungen auf nachfolgenden planerischen Ebenen 
durchsetzt. 

Änderungen der Festlegungen der Vorranggebiete mit 
Eignungswirkung (z.B. aus übergeordnetem Interesse) 
sind möglich, wenn sie dem zugrundeliegenden ge­
samträumlichen Konzept weiterhin entsprechen oder 
dieses fortschreiben. 

Abgrabungsvorhaben haben sich bei Vorranggebieten 
mit der Wirkung von Eignungsgebieten in den BSAB 
zu vollziehen. Die Regionalpläne regeln begründete 
Ausnahmen, in denen im Einzelfall Abgrabungen ge 
ringen Umfangs auch außerhalb der festgelegten 
aSAa mit den Zielen der Raumordnung vereinbar 
sffiGkönnen darüber hinaus bei räumlicher Steuerung 
begründete Ausnahmen textlich festlegen. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Die Streichung erfolgt, weil der Absatz aufgrund der 
vorstehenden Ausführungen nicht erforderlich ist. 
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Die planerischen Festlegungen richten sich gleicher­
maßen an den Abbau von Bodenschätzen nach den 
jeweiligen Vorschriften des Abgrabungsgesetzes Nord­
rhein-Westfalen, des Bundesberggesetzes, des Bun­
des-Immissionsschutzgesetzes und des Wasserhaus­
haltsgesetzes. Sowohl wegen der gesamtwirtschaftli­
chen Bedeutung der Rohstoffe, als auch wegen der 
Nutzungskonflikte, die deren Gewinnung oftmals aus­
löst, ist ihre langfristig angelegte, vorsorgende Siche­
rung in Raumordnungsplänen erforderlich; sie gehen 
fachrechtlichen Genehmigungen voran. 

Zu 9.2-2 Versorgungszeiträume 

Die planerischen Festlegungen richten sich gleicher­
maßen an den Abbau von Bodenschätzen nach den 
jeweiligen Vorschriften des Abgrabungsgesetzes Nord­
rhein-Westfalen, des Bundesberggesetzes, des Bun­
des-Immissionsschutzgesetzes und des Wasserhaus­
haltsgesetzes. Sowohl wegen der gesamtwirtschaftli­
chen Bedeutung der Rohstoffe, als auch wegen der 
Nutzungskonflikte, die deren Gewinnung oftmals aus­
löst, ist ihre langfristig angelegte, vorsorgende Siche­
rung in Raumordnungsplänen erforderlich; sie gehen 
fach rechtlichen Genehmigungen voran. 

Zu 9.2-2 Versorgungszeiträume 

Mit der zeichnerischen Festlegung von BSAB ist, be­
zogen auf die im jeweiligen regionalen Planungsgebiet 
verfügbaren Rohstoffarten, ein bedarfsgerechter Ver-
sorgungszeitraum zu Dazu sind die 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Mit der zeichnerischen Festlegung von BSAB ist, be­
zogen auf die im jeweiligen regionalen Planungsgebiet 
verfügbaren Rohstoffarten, ein bedarfsgerechter Ver­
sorgungszeitraum zu gewährleisten. Dazu sind die 
Vorranggebiete oder Vorranggebiete mit der Wirkung 
von Eignungsgebieten so zu bemessen, dass ihr La­
gerstätteninhalt den voraussichtlichen Bedarf für min­
destens 2QS Jahre für Lockergesteine und für mindes­
tens 35 Jahre für Festgesteine deckt. 

Vorranggebiete I Es handelt sich um eine redaktionelle KlarsteIlung. 

2QS Jahre für Lockergestein und 35 Jahre für Festge­
stein sind der Regelfall. Im Hinblick auf die vielfältigen 
Nutzungskonflikte, die mit Abgrabungen verbunden 
sind, sollen diese Versorgungszeiträume bei neuen 
Regionalplänen nicht wesentlich überschritten werden. 
Bereits regionalplanerisch gesicherte längere Versor 
gungszeiträume können entsprechende Abweichungen 

oder Vorranggebiete mit der Wirkung von Eig­
nungsgebieten so zu bemessen, dass ihr Lagerstätten­
inhalt den voraussichtlichen Bedarf für mindestens 2Q.S 
Jahre für Lockergesteine und für mindestens 35 Jahre 
für Festgesteine deckt. 

2QS Jahre für Lockergestein und 35 Jahre für Festge­
stein sind der Regelfall. Im Hinblick auf die vielfältigen 
Nutzungskonflikte, die mit Abgrabungen verbunden 
sind, sollen diese Versorgungszeiträume bei neuen 
Regionalplänen nicht '.''lesentlich überschritten werden. 
Bereits regionalplanerisch gesicherte längere Versor 
gungszeiträume können entsprechende Abweichungen 
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vom Regelfall rechtfertigen. Bereits regionalplanerisch 
gesicherte längere Versorgungszeiträume können 
entsprechende Abweichungen vom Regelfall rechtfer­
tigen. 

Der Versorgungszeitraum für Festgesteine liegt über 
dem für Lockergesteine, da insbesondere die Kalk­
steingewinnung und Zementproduktion mit hohen In­
vestitionskosten verbunden sind und für die betriebs­
wirtschaftliche Amortisation eine Planungssicherheit 
von mindestens 25 Jahren gegeben sein muss, da 
ansonsten weitere Investitionen ausbleiben. 

Die Bedarfsermittlung erfolgt auf der Grundlage eines 
landeseinheitlichen Abgrabungsmonitorings, bei dem 
der Fortschritt des Rohstoffabbaus nach Fläche und 
Volumen erfasst wird. Bei dem Abgrabungsmonitoring 
fließen als wesentliche Aspekte u. a. die Versorgung 
von Wirtschaft und Bevölkerung, Möglichkeiten der 
Substitution und der gezielten Nutzung von Rohstoff­
vorkommen mit höheren Mächtigkeiten in die Bedarfs­
ermittlung ein. Die noch vorhandenen Rohstoffvorräte 
in genehmigten Abgrabungen außerhalb von BSAB 
sind auf die Versorgungsräume anzurechnen. Des 
Weiteren sind bei der Ermittlung des Bedarfs auch 
Rohstoffmengen aus dem Braunkohlentagebau einzu­
beziehen, sofern dadurch der ordnungsgemäße Be­
trieb und Abschluss des Braunkohlentagebaus nicht 
beeinträchtigt wird. 

'10m Regelfall rechtfertigen.Bereits regionalplanerisch 
gesicherte längere Versorgungszeiträume können 
entsprechende Abweichungen vom Regelfall rechtfer­
tigen. 

Der Versorgungszeitraum für Festgesteine liegt über 
dem für Lockergesteine, da insbesondere die Kalk­
steingewinnung und Zementproduktion mit hohen In­
vestitionskosten verbunden sind und für die betriebs­
wirtschaftliche Amortisation eine Planungssicherheit 
von mindestens 25 Jahren gegeben sein muss, da 
ansonsten weitere Investitionen ausbleiben. 

Die Bedarfsermittlung erfolgt auf der Grundlage eines 
landeseinheitlichen Abgrabungsmonitorings, bei dem 
der Fortschritt des Rohstoffabbaus nach Fläche und 
Volumen erfasst wird. Bei dem Abgrabungsmonitoring 
fließen als wesentliche Aspekte u. a. die Versorgung 
von Wirtschaft und Bevölkerung, Möglichkeiten der 
Substitution und der gezielten Nutzung von Rohstoff­
vorkommen mit höheren Mächtigkeiten in die Bedarfs­
ermittlung ein. Die noch vorhandenen Rohstoffvorräte 
in genehmigten Abgrabungen außerhalb von BSAB 
sind auf die Versorgungsräume anzurechnen. Des 
Weiteren sind bei der Ermittlung des Bedarfs auch 
Rohstoffmengen aus dem Braunkohlentagebau einzu­
beziehen, sofern dadurch der ordnungsgemäße Be­
trieb und Abschluss des Braunkohlentagebaus nicht 
beeinträchtigt wird. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über. der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrenswar 
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Zu 9.2-3 Fortschreibung 

Die Rohstoffgewinnung wird durch ein nach Vorgaben 
der Landesplanungsbehörde landeseinheitliches luft­
oder satellitenbildgestütztes Monitoring begleitet. Im 
Rahmen des Monitorings werden der Abbaufortschritt 
erfasst sowie die in den festgelegten BSAB und den 
genehmigten Flächen verbliebenen Rohstoffvorräte 
mittels der Landesrohstoffkarte bewertet. Die Ergeb­
nisse nutzen die jeweiligen Regionalplanungsbehörden 
regelmäßig zur Prüfung eines Fortschreibungserfor­
dernisses. Über eine Fortschreibung des Regionalpla­
nes entscheidet der regionale Planungsträger. 

Mit dem Abgrabungsmonitoring wird eine jährliche 
Quantifizierung der jeweils vorhandenen planerischen 
Restreichweiten für die einzelnen Rohstoffgruppen (z. 
B. Sand und Kies, Ton und Lehm, Kalkstein, Tonstein, 
Basalt oder Sandstein) vorgenommen. 

Mit der Fortschreibung ist so rechtzeitig zu beginnen, 
dass ein Versorgungszeitraum von 1 g,5 Jahren für 
Lockergesteine und von 25 Jahren für Festgesteine 
nicht unterschritten wird. Dem Zeitpunkt der Fort­
schreibung liegt zugrunde, dass die Laufzeit eines 
Regionalplans üblicherweise 10 Jahre beträgt und 
dann eine Überprüfung des Regionalplans erfolgt. 
Sollte durch das Abgrabungsmonitoring festgestellt 
werden, dass der Versorgungszeitraum der BSAB 
schneller sinkt als ursprünglich ermittelt, muss eine 
Ergänzung der BSAB vorgenommen werden. 

Ergibt sich die Notwendigkeit einer Fortschreibung, so 

Zu 9.2-3 Fortschreibung 

Die Rohstoffgewinnung wird durch ein nach Vorgaben 
der Landesplanungsbehörde landeseinheitliches luft­
oder satellitenbildgestütztes Monitoring begleitet. Im 
Rahmen des Monitorings werden der Abbaufortschritt 
erfasst sowie die in den festgelegten BSAB und den 
genehmigten Flächen verbliebenen Rohstoffvorräte 
mittels der Landesrohstoffkarte bewertet. Die Ergeb­
nisse nutzen die jeweiligen Regionalplanungsbehörden 
regelmäßig zur Prüfung eines Fortschreibungserfor­
dernisses. Über eine Fortschreibung des Regionalpla­
nes entscheidet der regionale Planungsträger. 

Mit dem Abgrabungsmonitoring wird eine jährliche 
Quantifizierung der jeweils vorhandenen planerischen 
Restreichweiten für die einzelnen Rohstoffgruppen (z. 
B. Sand und Kies, Ton und Lehm, Kalkstein, Tonstein, 
Basalt oder Sandstein) vorgenommen. 

Mit der Fortschreibung ist so rechtzeitig zu beginnen, 
dass ein Versorgungszeitraum von 19,5 Jahren für 
Lockergesteine und von 25 Jahren für Festgesteine 
nicht unterschritten wird. Dem Zeitpunkt der Fort­
schreibung liegt zugrunde, dass die Laufzeit eines 
Regionalplans üblicherweise 10 Jahre beträgt und 
dann eine Überprüfung des Regionalplans erfolgt. 
Sollte durch das Abgrabungsmonitoring festgestellt 
werden, dass der Versorgungszeitraum der BSAB 
schneller sinkt als ursprünglich ermittelt, muss eine 
Ergänzung der BSAB vorgenommen werden. 

Ergibt sich die Notwendigkeit einer Fortschreibung, so 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, v!-?r dem Beteiligungsverfahren ge- Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge- Begründung für geplante Änderungen gegen-
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen-

stand des Beteiligungsverfahrens war 

ist die planerische Reichweite für alle in der Planung ist die planerische Reichweite für alle in der Planung 
berücksichtigten oberflächennahen nichtenergetischen berücksichtigten oberflächennahen nichtenergetischen 
Rohstoffe wieder auf mindestens 2Q5 Jahre für Lo- Rohstoffe wieder auf mindestens 2Q5 Jahre für Lo-
ckergesteine und mindestens 35 Jahre für Festgestei- ckergesteine und mindestens 35 Jahre für Festgestei-
ne zu ergänzen. ne zu ergänzen. 

Zu 9.2-4 Reservegebiete Zu 9.2-4 Reservegebiete 

Um eine Nutzung von Rohstoffvorkommen auch für Um eine Nutzung von Rohstoffvorkommen auch für 
spätere Generationen offenzuhalten, kann zusätzlich spätere Generationen offenzuhalten, kann zusätzlich 
zu den im Regionalplan festgelegten BSAB eine lang- zu den im Regionalplan festgelegten BSAB eine lang-
fristige Sicherung bedeutender Lagerstätten erfolgen. fristige Sicherung bedeutender Lagerstätten erfolgen. 
Dies wird durch die Aufnahme von Reservegebieten in Dies wird durch die Aufnahme von Reservegebieten in 
die Erläuterungen zum Regionalplan erreicht. Planeri- die Erläuterungen zum Regionalplan erreicht. Planeri-
sche Vorgaben für diese Gebiete sind im Regionalplan sche Vorgaben für diese Gebiete sind im Regionalplan 
festzulegen. festzulegen. 

Zu 9.2-49.2-5 Nachfolgenutzung Zu 9.2-49.2-5 Nachfolgenutzung 

Zu 9.2-59.2-6 Grundsatz Standorte obertägiger Ein- Zu 9.2-59.2-6 Grundsatz Standorte obertägiger Ein-
richtungen richtungen 

10.1-4 Zie1Grundsatz Kraft-Wärme-Kopplung 10.1-4 Zie1Grundsatz Kraft-Wärme-Kopplung 

Die Potenziale der kombinierten Strom- und Wär- Die Potenziale der kombinierten Strom- und Wär-
meerzeugung und der Nutzung von Abwärme meerzeugung und der Nutzung von Abwärme 
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Begründung f~r geplante Änderungen gegen-Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge-
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Änderungen über der LEP-Anderungsfassung, die Gegen-

stand des Beteiligungsverfahrens war 

siRdsollen zum Zwecke einer möglichst effizienten siRdsollen zum Zwecke einer möglichst effizienten 
Energienutzung in der Regional- und Bauleitpla- Energienutzung in der Regional- und Bauleitpla-
nung genutzt werdeni!u Ruti!eR. nung genutzt werdeni!u Ruti!eR. 

Zu 10.1-4 Kraft-Wärme-Kopplung Zu 10.1-4 Kraft-Wärme-Kopplung 

Die Energieeffizienz kann durch die Nutzung der Kraft- Die Energieeffizienz kann durch die Nutzung der Kraft-
Wärme-Kopplung gesteigert und damit ein Beitrag zum Wärme-Kopplung gesteigert und damit ein Beitrag zum 
Klimaschutz geleistet werden. Die Wärme kann wirt- Klimaschutz geleistet werden. Die Wärme kann wirt-
schaftlich nur über begrenzte Entfernungen ohne gro- schaftlich nur über begrenzte Entfernungen ohne gro-
ße Wärmeverluste transportiert werden. Daher sollen ße Wärmeverluste transportiert werden. Daher sollen 
für die Auskopplung von Wärme zur Nah- und Fern- für die Auskopplung von Wärme zur Nah- und Fern-
wärmeversorgung Anbieter und Abnehmer soweit wärmeversorgung Anbieter und Abnehmer soweit 
möglich einander räumlich zugeordnet werden. Als möglich einander räumlich zugeordnet werden. Als 
Anbieter kommen Anlagen zur Energieerzeugung so- Anbieter kommen Anlagen zur Energieerzeugung so-
wohl aus konventionellen als auch erneuerbaren Ener- wohl aus konventionellen als auch erneuerbaren Ener-
gieträgern in Frage ebenso wie z. B. produzierende gieträgern in Frage ebenso wie z. B. produzierende 
Industrie- und Gewerbebetriebe oder Kläranlagen. Industrie- und Gewerbebetriebe oder Kläranlagen. 
Wärmenutzer können z. B. Gewerbe- und Industriebe- Wärmenutzer können z. B. Gewerbe- und Industriebe-
triebe sein. Denkbar ist auch der Einsatz der Wärme triebe sein. Denkbar ist auch der Einsatz der Wärme 
im Unterglasanbau oder in privaten Haushalten. im Unterglasanbau oder in privaten Haushalten. 

EiRe kemeiRieFte Stmm ~REJ lPJäFmee~e~§~R§ kaRR EiRe kemeiRieFte Stmm ~REJ liVäFmeeF~e~§~R§ kaRR 
eeseREJeFs wiFksam iR VVehR§eeieteR mit §mßem eeseREJeFs wiFksam iR VVehR§eeieteR mit §mßem 
\tVäFmeeeEJaFf eEJeF iR GeweFee ~REJ IREJ~stFieaRsieEJ lPJäFmeeeEJaFf eEJeF iR Ge)lIeFee ~REJ IREJ~stFieaRsieEJ 
I~R§eR ~~m EiRsat~ kemmeR. Re§ieRale ~REJ kemm~ I~R§eR ~~m EiRsat~ kemmeR. Re§ieRale ~REJ kemm~ 
Rale PlaR~R§stFä§eF haeeR EJie techRisch eFschließea Rale PlaR~R§stFä§eF haeeR EJie techRisch eFschließea 
FeR ~REJ wiFtschaftlich R~t~eaFeR PeteR~iale EJeF KFaft FeR ~REJ )lIiFtschaftlich R~t~eaFeR PeteR~iale EJeF KFaft 
lNäFme KeßßI~R§ a~s~~sch9ßfeR ~s. a~ch GF~REJsat~ lNäFme KeßßI~R§ a~s~~sch9ßfeR ~s. a~ch GF~REJsat~ 
&4-7}. &4-7}. 

Für eine nachhaltige Energieversorgung soll daher in Für eine nachhaltige Energieversorgung soll daher in 
der Regional- und Bauleitplanung die Bereitstellung der Regional- und Bauleitplanung die Bereitstellung 

66 



Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge- Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge- Begründung f~r geplante Änderungen gegen-
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Änderungen über der LEP-Anderungsfassung, die Gegen-

stand des Beteiligungsverfahrens war 

von Flächen für Projekte der Kraft-Wärme-Kopplung von Flächen für Projekte der Kraft-Wärme-Kopplung 
geprüft werden. geprüft werden. Dabei sind auch die Möglichkeiten des Es handelt sich um eine redaktionelle Löschung des 
Dabei sind auch die Möglichkeiten des weiteren Aus- weiteren Ausbaus von Nah- und Fernwärmenetzen zu Absatzes zwischen den Sätzen. 
baus von Nah- und Fernwärmenetzen zu berücksichti- berücksichtigen (s. Kapitel 8.2 Transport in Leitungen). 
gen (s. Kapitel 8.2 Transport in Leitungen). 

10.2-1 ZMHGrundsatz Halden und Deponien als 10.2-1 ZMHGrundsatz Halden und Deponien als 
Standorte für die Nutzung erneuerbarer Energien Standorte für die Nutzung erneuerbarer Energien 

Halden und Deponien sißdsollen als Standorte für Halden und Deponien sißdsollen als Standorte für 
die Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quel- die Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quel-
len ZIJ sichern gesichert werden, sofern die techni- len ZIJ sichern gesichert werden, sofern die techni-
schen Voraussetzungen dafür vorliegen und fach- schen Voraussetzungen dafür vorliegen und fach-
liche Anforderungen nicht entgegenstehen. liche Anforderungen nicht entgegenstehen. 

Ausgenommen hiervon sind Halden und Deponien, Ausgenommen hiervon sind Halden und Deponien, 
die bereits für Kultur genutzt werden. die bereits für Kultur genutzt werden. 
Fachliche Anforderungen stehen einer Nutzung für Fachliche Anforderungen stehen einer Nutzung für 
die Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quel- die Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quel-
len auch dann entgegen, wenn für Halden und De- len auch dann entgegen, wenn für Halden und De-
ponien in einem regional abgestimmten und be- ponien in einem regional abgestimmten und be-
schlossenen städtebaulichen Nachnutzungskon- schlossenen städtebaulichen Nachnutzungskon-
zept Nutzungen im Bereich Kunst und Kultur vor- zept Nutzungen im Bereich Kunst und Kultur vor-
gesehen sind. gesehen sind. 

10.2-2 ZMHGrundsatz Vorranggebiete für die Wind- 10.2-2 ZMHGrundsatz Vorranggebiete für die Wind-
energienutzung energienutzung 

Entsprechend der ZielsetzlJng, bis 2020 mindes Entsprechend der Zielset2:lJng, bis 2020 mindes 
tens ~ 5 % der n9rdrhein westfälischen Str9mlJer tens ~ 5 % der n9rdrhein westfälischen Str9m\{er 
s9rgIJng dlJrch )ftJindenergie IJnd bis 2025 30% der s9FgIJng dlJrch )ßJindenergie IJnd bis 2025 30% der 
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Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

nordrhein westfälischen Stromversorgung durch 
erneuerbare Energien zu decken, sind proportional 
zum jeweiligen regionalen Potenzial Gebiete für die 
Nutzung der '.J'!indenergie als '1orranggebiete in 
den Regionalplänen festzulegen. 
In den Planungsregionen können Gebiete für die 
Nutzung der Windenergie als Vorranggebiete in 
den Regionalplänen festgelegt werden. 

10.2 3 Grundsatz Umfang der Flächenfestlegungen 
für die 'J'!indenergienutzung 

Die von den Trägern der Regionalplanung zeichne 
risch festgelegten '1orranggebiete für die Nutzung 
der '.J'!indenergie sollen mindestens folgende Flä 
chenkulisse regionalplanerisch sichern: 

10.2-3 Grundsatz Abstand von Bereichen/Flächen 
von Windenergieanlagen 

Bei der planerischen Steuerung von Windenergie­
anlagen in Regionalplänen und in kommunalen 

nordrhein westfälischen Stromversorgung durch 
erneuerbare Energien zu decken, sind proportional 
zum je·.,·eiligen regionalen Potenzial Gebiete für die 
Nutzung der 'fl!indenergie als '1orranggebiete in 
den Regionalplänen festzulegen. 
In den Planungsregionen können Gebiete für die 
Nutzung der Windenergie als Vorranggebiete in 
den Regionalplänen festgelegt werden. 

10.2 3 Grundsatz Umfang der Flächenfestlegungen 
für die 'J'!indenergienutzung 

Die von den Trägern der Regionalplanung zeichne 
risch festgelegten '1orranggebiete für die Nutzung 
der 'J'!indenergie sollen mindestens folgende Flä 
chenkulisse regionalplanerisch sichern: 

10.2-3 Grundsatz Abstand von Bereichen/Flächen 
'~lfltll~ Windenergieanlagen 

Bei der planerischen Steuerung von Windenergie­
anlagen in Regionalplänen und in kommunalen 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Die Abstandsregelung bezieht sich auf Vorranggebiete 
bzw. Konzentrationszonen für die Windenergie, nicht 
auf die Windenergieanlagen selbst. 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge- Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge- Begründung für geplante Änderungen gegen-
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Änderungen über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen-

stand des Beteiligungsverfahrens war 

Flächennutzungsplänen soll zu Allgemeinen Sied- Flächennutzungsplänen soll zu Allgemeinen Sied-
lungsbereichen und zu Wohnbauflächen den örtli- lungsbereichen und zu Wohnbauflächen den örtli-
chen Verhältnissen angemessen ein planerischer chen Verhältnissen angemessen ein ~!a1J~rischer 
Vorsorgeabstand eingehalten werden. Hierbei ist Vorsorgeabstand eingehalten werden~i fllJJerbei ist Es handelt sich um redaktionelle Änderung gegenüber 
ein Abstand von 1500 Metern zu allgemeinen und ein Abstand von 1500 Metern zu allgemeinen und der LEP-Änderungsfassung. Diese stellt eine notwen-
reinen Wohngebieten vorzusehen. Dies gilt nicht reinen Wohngebieten vorzusehen. Dies gilt nicht dige Anpassung dar, um der Einordnung der Festle-
für den Ersatz von Altanlagen (Repowering). für den Ersatz von Altanlagen (Repowering). gung als Grundsatz durchgängig zu entsprechen. 

10.2-5 Ziel Solarenergienutzung 10.2-5 Ziel Solarenergienutzung 

Die Inanspruchnahme von Ffei.flächen für die Die Inanspruchnahme von Ffei.flächen für die 
raumbedeutsame Nutzung der Solarenergie ist ZU: raumbedeutsame Nutzung der Solarenergie ist ZU: 

JJeFmeiden.möglich, JJeFmeiden.möglich, 
Ausgenommen hieFVon sind FFeiflächen Ausgenommen hieFVon sind FFeiflächen 
SolaFeneFgiean lagen, SolaFeneFgieanlagen, 
wenn der Standort mit der Schutz- und Nutzfunkti- wenn der Standort mit der Schutz- und Nutzfunkti-
on der jeweiligen Festlegung im Regionalplan ver- on der jeweiligen Festlegung im Regionalplan ver-
einbar ist und es sich um einbar ist und es sich um 
- die Wiedernutzung von gewerblichen, bergbauli- - die Wiedernutzung von gewerblichen, bergbauli-

chen, verkehrlichen oder wohnungsbaulichen chen, verkehrlichen oder wohnungsbaulichen 
Brachflächen oder baulich geprägten militäri- Brachflächen oder baulich geprägten militäri-
schen Konversionsflächen, schen Konversionsflächen, 

- Aufschüttungen oder - Aufschüttungen oder 
- Standorte entlang von Bundesfernstraßen oder - Standorte entlang von Bundesfernstraßen oder 

Schienenwegen mit überregionaler Bedeutung Schienenwegen mit überregionaler Bedeutung 
handelt. handelt. 

Zu 10.2-2 Vorranggebiete für die Windenergienut- Zu 10.2-2 Vorranggebiete für die Windenergienut-
zung zung 

NasA seR l,öJiRseReF~ieal::ls9al::l~ieleR ses baRses seil NasA geR l,öJiRgeReF~ieal::ls9al::l~ieleR ses baRses seil 
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Bisherige, vor dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen (Stand: 17. April 2018) 

der Anteil der 'Nindenergie an der Stromversorgung in 
Nordrhein VVestfalen in einem ersten Schritt auf min 
destens 15 % im Jahr 2020 ausgebaut werden. Bezo 
gen auf den Stromverbrauch im Jahr 2010 entspricht 
dies ca. 21 TWh/a. Bis zum Jahr 2025 soll der Anteil 
der erneuerbaren Energien auf 30 % der Stromversor 
gung gesteigert vverden. Ausgehend vom Stromver 
brauch des Jahres 2010 müssen dann insgesamt ca. 
41 TVVh/a aus erneuerbaren Energien in Nordrhein 
"'-'estfalen erzeugt werden. Unter Berücksichtigung der 
derzeitigen Ausbauziele und Trends der anderen er 
neuerbaren Energien entspricht dies ca. 28 WJh/a aus 
VVindenergie. 

Bis zum Jahr 2050 soll der Anteil der erneuerbaren 
Energien an der Stromversorgung in Deutschland auf 
80 % erhöht werden. Dabei wird die Windenergienut­
zung - auch in Nordrhein-Westfalen - weiterhin eine 
wichtige Rolle spielen. Neben der Errichtung zusätzli­
cher Windenergieanlagen wird das Repowering von 
Windenergieanlagen an Bedeutung gewinnen. Auch 
wenn Standorte älterer Windenergieanlagen nicht im­
mer für neue moderne Windenergieanlagen geeignet 
sein werden (Notwendigkeit größerer Abstandsflä­
chen), ist doch zu erwarten, dass die Zuwächse der 
Windenergie an der Stromversorgung nicht mehr voll­
ständig über die Inanspruchnahme zusätzlicher Flä­
chen für die Errichtung neuer Windenergieanlagen 
gedeckt werden müssen. 

Die Potenziale für die Windenergienutzung sind in 
Nordrhein-Westfalen in Abhängigkeit von u.a. Topo­
graphie, Siedlungsstruktur, schutzbedürftigen anderen 
Nutzungen unterschiedlich ausgeprägt; folglich können 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

der Anteil der VVindenergie an der Stromversorgung in 
Nordrhein VVestfalen in einem ersten Schritt auf min 
destens 15 % im Jahr 2020 ausgebaut werden. Bezo 
gen auf den Stromverbrauch im Jahr 2010 entspricht 
dies ca. 21 TVVh/a. Bis zum Jahr 2025 soll der Anteil 
der erneuerbaren Energien auf 30 % der Stromversor 
gung gesteigert 'Nerden. Ausgehend vom Stromver 
brauch des Jahres 2010 müssen dann insgesamt ca. 
41 TVVh/a aus erneuerbaren Energien in Nordrhein 
VVestfalen erzeugt werden. Unter Berücksichtigung der 
derzeitigen Ausbauziele und Trends der anderen er 
neuerbaren Energien entspricht dies ca. 28 WJh/a aus 
VVindenergie. 

Bis zum Jahr 2050 soll der Anteil der erneuerbaren 
Energien an der Stromversorgung in Deutschland auf 
80 % erhöht werden. Dabei wird die Windenergienut­
zung - auch in Nordrhein-Westfalen - weiterhin eine 
wichtige Rolle spielen. Neben der Errichtung zusätzli­
cher Windenergieanlagen wird das Repowering von 
Windenergieanlagen an Bedeutung gewinnen. Auch 
wenn Standorte älterer Windenergieanlagen nicht im­
mer für neue moderne Windenergieanlagen geeignet 
sein werden (Notwendigkeit größerer Abstandsflä­
chen), ist doch zu erwarten, dass die Zuwächse der 
Windenergie an der Stromversorgung nicht mehr voll­
ständig über die Inanspruchnahme zusätzlicher Flä­
chen für die Errichtung neuer Windenergieanlagen 
gedeckt werden müssen. 

Die Potenziale für die Windenergienutzung sind in 
Nordrhein-Westfalen in Abhängigkeit von u.a. Topo­
graphie, Siedlungsstruktur, schutzbedürftigen anderen 
Nutzungen unterschiedlich ausgeprägt; folglich können 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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Bisherige, v!-?r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April·2018) plante LEP-Anderungen 

nicht alle Planungsgebiete den gleichen Beitrag zum 
Ausbau der Windenergie leisten. 

In den Regionalplänen können Vorranggebiete für die 
Windenergienutzung festgelegt werden. 
Durch die Festlegung von Vorranggebieten in den 
Regionalplänen wird der Ausbau der Windenergienut­
zung gefördert, in dem besonders geeignete Standorte 
raumordnerisch gesichert und von entgegenstehenden 
Nutzungen freigehalten werden. Durch eine möglichst 
effiziente Nutzung der Vorranggebiete kann die am 
Standort verfügbare Windenergie optimal genutzt und 
gleichzeitig die Inanspruchnahme von Flächen u. a. für 
den Wege- und Leitungsbau - im Sinne eines sparsa­
men Umgangs mit Flächen - minimiert werden. Im 
Zusammenwirken mit der Darstellung von Konzentrati­
onszonen für die Windenergienutzung in der Bauleit­
planung können zudem andere Räume mit sensibleren 
Nutzungen von raumbedeutsamen Windenergieanla­
gen freigehalten werden. 

Im Interesse der Minimierung von Nutzungskonflikten 
zwischen Standorten für Windenergieanlagen und 
anderen Nutzungen sind bei der Festlegung geeigne­
ter Standorte für die Windenergienutzung u. a. folgen­
de Aspekte zu prüfen: 

Windhöffigkeit, 
Nähe zu Infrastrukturtrassen (Bundesfernstraßen, 
Schienenwege mit überregionaler Bedeutung oder 
Hochspannungsfreileitungen ), 

- Abstände zu Siedlungsflächen, Kulturgütern und 
Fremdenverkehrseinrichtungen, 
Wirkung auf kulturlandschaftlich bedeutsame Ele­
mente wie z. B. Ortsbild, Stadtsilhouette, großräu-

nicht alle Planungsgebiete den gleichen Beitrag zum 
Ausbau der Windenergie leisten 

In den Regionalplänen können Vorranggebiete für die 
Windenergienutzung festgelegt werden. 
Durch die Festlegung von Vorranggebieten in den 
Regionalplänen wird der Ausbau der Windenergienut­
zung gefördert, in dem besonders geeignete Standorte 
raumordnerisch gesichert und von entgegenstehenden 
Nutzungen freigehalten werden. Durch eine möglichst 
effiziente Nutzung der Vorranggebiete kann die am 
Standort verfügbare Windenergie optimal genutzt und 
gleichzeitig die Inanspruchnahme von Flächen u. a. für 
den Wege- und Leitungsbau - im Sinne eines sparsa­
men Umgangs mit Flächen - minimiert werden. Im 
Zusammenwirken mit der Darstellung von Konzentrati­
onszonen für die Windenergienutzung in der Bauleit­
planung können zudem andere Räume mit sensibleren 
Nutzungen von raumbedeutsamen Windenergieanla­
gen freigehalten werden. 

Im Interesse der Minimierung von Nutzungskonflikten 
zwischen Standorten für Windenergieanlagen und 
anderen Nutzungen sind bei der Festlegung geeigne­
ter Standorte für die Windenergienutzung u. a. folgen­
de Aspekte zu prüfen: 

Windhöffigkeit, 
Nähe zu Infrastrukturtrassen (Bundesfernstraßen, 
Schienenwege mit überregionaler Bedeutung oder 
Hochspannungsfreileitungen), 
Abstände zu Siedlungsflächen, Kulturgütern und 
Fremdenverkehrseinrichtungen, 
Wirkung auf kulturlandschaftlich bedeutsame Ele­
mente wie z. B. Ortsbild, Stadtsilhouette, großräu-

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über derLEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

71 



Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

mige Sichtachsen, Landschaftsbild und Erholungs­
funktion, 
Abstände zu Naturschutzgebieten, 
Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen und dem 
Schutzzweck von Natura 2000-Gebieten, 
Vorschriften zum gesetzlichen Artenschutz, 
Luftverkehrssicherheit. 

Im Rahmen des Gegenstromprinzips prüfen die Regi­
onalplanungsbehörden die bauleitplanerisch darge­
stellten Konzentrationszonen im Hinblick auf ihre Eig­
nung für die regionalplanerische Festlegung von Vor­
ranggebieten für die Windenergienutzung. 

In Abhängigkeit vom zu betrachtenden Planungsgebiet 
und den dem Standortsuchprozess zugrunde liegen­
den Kriterien kann es zu Abweichungen zwischen den 
regional- und bauleitplanerischen Festlegungen von 
Standorten für die Windenergienutzung kommen. Da­
her erfolgen die zeichnerischen Festlegungen in den 
Regionalplänen als Vorranggebiete ohne die Wirkung 
von Eignungsgebieten. Dies ermöglicht den kommuna­
len Planungsträgern, außerhalb von regionalplanerisch 
festgelegten Vorranggebieten weitere Flächen für die 
Windenergienutzung in ihren Bauleitplänen im Interes­
se des Ausbaus erneuerbarer Energien darzustellen. 
Es bleibt den Gemeinden unbenommen durch Darstel­
lungen im Flächennutzungsplan die Windenergienut­
zung auf geeignete Standorte zu konzentrieren. 

Außerhalb der regionalplanerisch festgelegten Vor­
ranggebiete für die Windenergienutzung ist die beab­
sichtigte Darstellung von Gebieten für die Windener­
gienutzung in Bauleitplänen an den textlichen und 

mige Sichtachsen, Landschaftsbild und Erholungs­
funktion, 
Abstände zu Naturschutzgebieten, 
Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen und dem 
Schutzzweck von Natura 2000-Gebieten, 
Vorschriften zum gesetzlichen Artenschutz, 
Luftverkehrssicherheit. 

Im Rahmen des Gegenstromprinzips prüfen die Regi­
onalplanungsbehörden die bauleitplanerisch darge­
stellten Konzentrationszonen im Hinblick auf ihre Eig­
nung für die regionalplanerische Festlegung von Vor­
ranggebieten für die Windenergienutzung. 

In Abhängigkeit vom zu betrachtenden Planungsgebiet 
und den dem Standortsuchprozess zugrunde liegen­
den Kriterien kann es zu Abweichungen zwischen den 
regional- und bauleitplanerischen Festlegungen von 
Standorten für die Windenergienutzung kommen. Da­
her erfolgen die zeichnerischen Festlegungen in den 
Regionalplänen als Vorranggebiete ohne die Wirkung 
von Eignungsgebieten. Dies ermöglicht den kommuna­
len Planungsträgern, außerhalb von regionalplanerisch 
festgelegten Vorranggebieten weitere Flächen für die 
Windenergienutzung in ihren Bauleitplänen im Interes­
se des Ausbaus erneuerbarer Energien darzustellen. 
Es bleibt den Gemeinden unbenommen durch Darstel­
lungen im Flächennutzungsplan die Windenergienut­
zung auf geeignete Standorte zu konzentrieren. 

Außerhalb der regionalplanerisch festgelegten Vor­
ranggebiete für die Windenergienutzung ist die beab­
sichtigte Darstellung von Gebieten für die Windener­
gienutzung in Bauleitplänen an den textlichen und 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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zeichnerischen Festlegungen der landesplanerischen 
Vorgaben und der Regionalpläne, die für das Pla­
nungsgebiet bestehen, auszurichten. 

Regionalplanerisch festgelegte Vorranggebiete und 
bauleitplanerisch dargestellte Konzentrationszonen 
außerhalb von Vorranggebieten tragen insgesamt zum 
Erreichen der eingangs genannten Ausbauziele für die 
VVindenergie bei. Dies entspricht dem Charakter der 
Ausbauziele als Mindestziele. Die Landesregierung 
erwartet, dass sich die Regionen und Kommunen bei 
Setzung eines Mindestziels nicht mit der Erfüllung des 
Minimums begnügen, sondern vielfach darüber hinaus 
gehendes Engagement zeigen und damit eine Flä 
chenkulisse von insgesamt ca. 2 % für die VVindener 
gienutzung eröffnet wird. Zudem wird durch einen über 
die regionalplanerischen Vorranggebiete hinausge 
hender VVindenergieausbau eine Reserve für Unwäg 
barkeiten bei der tatsächlichen Realisierung der Flä 
chenausweisung geschaffen und der problemlose 
Ausbau der VVindenergie nach dem Jahr 2025 erleich 
tefh 

Im Interesse der kommunalen Wertschöpfung sollen 
sich die Gemeinden frühzeitig im Verfahren zur Auf­
stellung eines Vorranggebietes/ .einer Konzentrations­
zone für die Windenergienutzung um die Standortsi­
cherung bemühen. Durch den Abschluss von Stand­
ortsicherungsverträgen nach Baurecht und die Initiie­
rung von Partizipationsmodellen, wie z. B. "Bürger­
windparks", kann die Akzeptanz der Windenergienut­
zung gesteigert und damit die zügige Umsetzung der 
Energiewende unterstützt werden. 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
planteLEP-Änderungen 

zeichnerischen Festlegungen der landesplanerischen 
Vorgaben und der Regionalpläne, die für das Pla­
nungsgebiet bestehen, auszurichten. 

Regionalplanerisch festgelegte Vorranggebiete und 
bauleitplanerisch dargestellte Konzentrationszonen 
außerhalb von Vorranggebieten tragen insgesamt zum 
Erreichen der eingangs genannten Ausbauziele für die 
VVindenergie bei. Dies entspricht dem Charakter der 
Ausbauziele als Mindestziele. Die Landesregierung 
ervvartet, dass sich die Regionen und Kommunen bei 
Setzung eines Mindestziels nicht mit der Erfüllung des 
Minimums begnügen, sondern vielfach darüber hinaus 
gehendes Engagement zeigen und damit eine Flä 
chenkulisse von insgesamt ca. 2 % für die VVindener 
gienutzung eröffnet wird. Zudem wird durch einen über 
die regionalplanerischen Vorranggebiete hinausge 
hender '1Vindenergieausbau eine Reserve für Unwäg 
barkeiten bei der tatsächlichen Realisierung der Flä 
chenausweisung geschaffen und der problemlose 
Ausbau der VVindenergie nach dem Jahr 2025 erleich 
teft. 

Im Interesse der kommunalen Wertschöpfung sollen 
sich die Gemeinden frühzeitig im Verfahren zur Auf­
stellung eines Vorranggebietes/ einer Konzentrations­
zone für die Windenergienutzung um die Standorts i­
cherung bemühen. Durch den Abschluss von Stand­
ortsicherungsverträgen nach Baurecht und die Initiie­
rung von Partizipationsmodellen, wie z. B. "Bürger­
windparks", kann die Akzeptanz der Windenergienut­
zung gesteigert und damit die zügige Umsetzung der 
Energiewende unterstützt werden. 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

73 



Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

Weitere Ausführungen zur Planung und Genehmigung 
von Windenergieanlagen finden sich im Gemeinsamen 
Runderlass "Windenergie-Erlass" in der jeweils gelten­
den aktuellen Fassung. 

Der Energieatlas Nordrhein-Westfalen des Landesamt 
für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein­
Westfalen bietet die aktuelle Übersicht über den Be­
stand an Windenergieanlagen, deren Leistung und 
deren Ertrag und dokumentiert den Fortschritt des 
Ausbaus der Windenergienutzung. 

Zu 10.2 3 Umfang der flächenfestlegungen für die 
\"!indenergienutzung 

Das Landesamt für Natur, Um'Nelt und Verbraucher 
schutz Nordrhein 'Nestfalen hat 2012 eine "Potenzial 
studie Erneuerbare Energien NRVV, Teil 1 VVindener 
gie, LANUV Fachbericht 40" (Potenzialstudie 'Nind 
energie) erarbeitet. Diese Studie weist in ihrem NRlA' 
Leitszenario ein Flächenpotenzial von insgesamt ca. 
113.000 ha für die VVindenergienutzung in Nordrhein 
VVestfalen nach. Dieses Flächenpotenzial umfasst 
sowohl Flächen für \ölindparks (ab drei Anlagen) als 
auch für Einzelanlagen. Alleine für \ölindparks ermittelt 
die Studie ein Flächenpotenzial von 74.600 ha (Tabelle 
20, Machbare Potenziale für Nordrhein Westfalen, 
landes\"Ieite Betrachtung (gerundet), Flächenpotenzial 

Weitere Ausführungen zur Planung und Genehmigung 
von Winden~r9ieal1lCJgen fil1gensich .irnq.~rne.il1.~Cl,!,en Runderlass " .... ~ ....... " " .... ~ .. " .................... ,. ....................... ,... ..... " 

nergie-Erlass" 
in der jeweils geltenden 

Der Energieatlas Nordrhein-Westfalen des Landesam­
(~§ für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nord­
rhein-Westfalen bietet die aktuelle Übersicht über den 
Bestand an Windenergieanlagen, deren Leistung und 
deren Ertrag und dokumentiert den Fortschritt des 
Ausbaus der Windenergienutzung. 

Zu 10.2 3 Umfang der flächenfestlegungen für die 
'!'!indenergienutzung 

Das Landesamt für Natur, Um'i\'elt und Verbraucher 
schutz Nordrhein Westfalen hat 2012 eine "Potenzial 
studie Erneuerbare Energien NR\öl, Teil 1 VVindener 
gie, LA~JUV Fachbericht 40" (Potenzialstudie 'Nind 
energie) erarbeitet. Diese Studie weist in ihrem NR\öl 
Leitszenario ein Flächenpotenzial von insgesamt ca. 
113.000 ha für die 'Nindenergienutzung in Nordrhein 
VVestfalen nach. Dieses Flächenpotenzial umfasst 
sowohl Flächen für VVindparks (ab drei Anlagen) als 
auch für Einzelanlagen. Alleine für \ölindparks ermittelt 
die Studie ein Flächenpotenzial von 74.600 ha (Tabelle 
20, Machbare Potenziale für ~Jordrhein VVestfalen, 
landesweite Betrachtung (gerundet), Flächenpotenzial 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. 

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. 
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für das NR'N Leitszenario). 

Die Potenzialstudie des LANUV belegt, dass die Aus 
bauziele des Landes für die VVindenergienutzung be 
reits auf 1,6 % der Landesfläche (ca. 54.000 ha) er 
reichbar sind. Damit eröffnet sich für die regionalen 
Planungsträger ein ausreichender Gestaltungsraum für 
eigene planerische Entscheidungen. Aus planerischer 
Sicht ist dabei in der Regel die räumliche Bündelung in 
VVindparks vorzugswürdig gegenüber VVindenergie 
Einzelstandorten. Die Potenziale für die Nutzung der 
VVindenergie sind in den Planungsgebieten Nordrhein 
VVestfalens unterschiedlich ausgeprägt; die Flächenku 
lisse für die anteiligen Beiträge der Regionen sind aus 
den Ergebnissen der Potenzialstudie VVindenergie 
abgeleitet. 

Für die einzelnen Planun . nach folgende Größen' gsreglonen ergeben sich da 

Planungsgeb' t A • TVvhta):le) .rnsberg 18.000 ha (8,9 

Planungsgebiet Detmold T'Nh/a), 10.500 ha (5,6 

~:~%~:):Sgebiet Düsseldorf 3.500 ha (1,7 

Planungsgebiet Köln TVVh/a), 14.500 ha (8,0 

Planungsgebiet Münster T\A!h/a), 6.000 ha (3,0 

Planungsgebiet des R"R TVVhta). ' 1.500 ha (0,8 

(Potenzialstudie Erneuerbare Energien NRVV, Teil 1 
VVindenergie, LANUV Fach bericht 40, Tabelle 28, 

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

für das NRVV Leitszenario). 

Die Potenzialstudie des LANUV belegt, dass die Aus 
bauziele des Landes für die '1Vindenergienutzung be 
reits auf 1,6 % der Landesfläche (ca. 54.000 ha) er 
reichbar sind. Damit eröffnet sich für die regionalen 
Planungsträger ein ausreichender Gestaltungsraum für 
eigene planerische Entscheidungen. Aus planerischer 
Sicht ist dabei in der Regel die räumliche Bündelung in 
'IVindparks vorzugs'llürdig gegenüber \AJindenergie 
Einzelstandorten. Die Potenziale für die Nutzung der 
VVindenergie sind in den Planungsgebieten Nordrhein 
VVestfalens unterschiedlich ausgeprägt; die Flächenku 
lisse für die anteiligen Beiträge der Regionen sind aus 
den Ergebnissen der Potenzialstudie VVindenergie 
abgeleitet. 

Für die einzelnen Planun . nach folgende Größen' gsreglonen ergeben sich da 

Planungsgeb' t A • TVVhta):le • .rnsberg 18.000 ha (8,9 

:%~:~Sgebiet Detmold 10.500 ha (5,6 

:~%~:~Sgebiet Düsseldorf 3.500 ha (1,7 

Planungsgebiet Köln TVVh/a), 14.500 ha (8,0 

Planungsgebiet Münster TVVh/a), 6.000 ha (3,0 

Planungsgebiet des R"R TVVhla). 41 1.500 ha (0,8 

(Potenzialstudie Erneuerbare Energien NR'N, Teil 1 
'Nindenergie, LANUV Fachbericht 40, Tabelle 28, 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
überder LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 
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NRVV Leitszenario Machbare Potenziale in den Pla 
nungsregionen) 

. \/\/estfalen des Landes~mt 
Der Energieatlas Nord~~e;:r~~cherschutz Nordrhein 
für Natur, u~".'9I~un:idueelle Übersicht ii~er Elan ~a 
\/\/estfalen bietet le. I en deren Leistung un 
• ianEl an WindeneFgloan a;. ~ don Fortschritt dos s und dokumen le 
deren Ertrag \/\/'ndenergienutzung. Ausbaus der •• I 

Zu 10.2-3 Abstand von Bereichen/Flächen von 
Windenergieanlagen 

Die Landesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, den 
Ausbau der Windenergie neu zu gestalten und die 
Akzeptanz für die Windenergie als wesentlichen Be­
standteil der Energiewende zu erhalten. Einen Beitrag 
dazu soll die Möglichkeit einer Abstandsregelung zu 
empfindlichen Wohnnutzungen leisten. Soweit die 
örtlichen Verhältnisse dies ermöglichen, ist ein Ab­
stand von 1500 Metern zu reinen und allgemeinen 
Wohngebieten einzuhalten. 
Bei Einhaltung eines solchen Vorsorgeabstandes kann 
generell davon ausgegangen werden, dass von den 
Windenergieanlagen bei immer noch zunehmender 
Anlagenhöhe keine optisch bedrängende Wirkung zu 
Lasten der Wohnnutzung ausgeht und somit das Ge­
bot der Rücksichtnahme nicht verletzt wird. Die Vor­
sorge nimmt dabei auf Gesichtspunkte des vorbeu­
genden Immissionsschutzes, der Bedrängungswir­
kung, der Schatten wirkung und auch der Berücksichti­
gung von räumlichen Entwicklungs- und Gestaltungs-

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

NRVV Leitszenario Machbare Potenziale in den Pla 
nungsregionen) 

Der Energieatlas Nordrhein 'lVestfalen des Landesamt 
für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein 
VVestfalen bietet die aktuelle Übersicht über den Be 
stand an VVindenergieanlagen, deren Leistung und 
deren Ertrag und dokumentiert den Fortschritt des 
Ausbaus der VVindenergienutzung. 

Zu 10.2-3 Abstand von Bereichen/Flächen ~~l~l~ 
Windenergieanlagen 

Die Landesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, den 
Ausbau der Windenergie neu zu gestalten und die 
Akzeptanz für die Windenergie als wesentlichen Be­
standteil der Energiewende zu erhalten. Einen Beitrag 
dazu soll die Möglichkeit einer Abstandsregelung zu 
empfindlichen Wohnnutzungen leisten. Soweit die 
örtlichen Verhältnisse dies ermöglichen, ist ein Ab­
stand von 1500 Metern zu reinen und allgemeinen 
Wohngebieten einzuhalten. 
Bei Einhaltung eines solchen Vorsorgeabstandes kann 
generell davon ausgegangen werden, dass von den 
Windenergieanlagen bei immer noch zunehmender 
Anlagenhöhe keine optisch bedrängende Wirkung zu 
Lasten der Wohnnutzung ausgeht und somit das Ge­
bot der Rücksichtnahme nicht verletzt wird. Die Vor­

nimmt dabei auf Gesichts/Junkte 

der Bedrängungswirkung, der Schattenwir­
kung und auch der Berücksichtigung von räumlichen 

Begründung für geplante Änderungengegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Die Abstandsregelung bezieht sich auf Vorranggebiete 
bzw. Konzentrationszonen für die Windenergie, nicht 
auf die Windenergieanlagen selbst. 

Es handelt sich um eine präzisierende KlarsteIlung. 
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plante LEP-Änderungen (S~and: 17. April 2018) 

möglichkeiten der Kommunen, gerade im Hinblick auf 
potenzielle Siedlungserweiterungen, Bezug. 

Die kommunale Bauleitplanung muss im Rahmen der 
Konzentrationszonendarstellung in den Flächennut­
zungsplänen der Windenergienutzung substanziell 
Raum schaffen. Ein pauschalisierter Vorsorgeabstand 
von ist in Abwägungsentscheidungen bei der Festle­
gung von Vorranggebieten in Regionalplänen und 
Konzentrationszonen in den Flächennutzungsplänen 
zu berücksichtigen. Weitere Ausführungen zu Vorsor­
geabständen bietet der Windenergie-Erlass des Lan­
des Nordrhein-Westfalen. 
Der Ersatz von Altanlagen (Repowering) in bestehen­
den Vorranggebieten für die Windenergienutzung und 
Konzentrationszonen sowie in bestehenden Windparks 
in Kommunen ohne planerische Steuerung der Wind­
kraftnutzung fällt nicht unter diese Regelung. Damit 
soll dem besonderen Potenzial des Repowerings an 
durch Windkraft geprägten Standorten ebenso wie der 
Beschränkung der Anzahl neuer Anlagen Rechnung 
getragen werden. 

Zu 10.2-5 Solarenergienutzung 

Die Nutzung der Solarenergie auf und an vorhandenen 
baulichen Anlagen ist der Errichtung von großflächigen 
Solarenergieanlagen auf Freiflächen (Freiflächen­
Solarenergieanlagen) vorzuziehen. Im Gebäudebe-

Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

Entwicklungs- und Gestaltungsmöglichkeiten der 
Kommunen, gerade im Hinblick auf potenzielle Sied­
lungserweiterungen, Bezug. 

Die kommunale Bauleitplanung muss im Rahmen der 
Konzentrationszonendarstellung in den Flächennut­
zungsplänen der Windenergienutzung substanziell 
Raum schaffen. Ein pauschalisierter Vorsorgeabstand 
von ist in Abwägungsentscheidungen bei der 
Festlegung von Vorranggebieten in Regionalplänen 
und Konzentrationszonen in den Flächennutzungsplä­
nen zu berücksichtigen. Weitere Ausführungen zu 
Vorsorgeabständen bietet der Windenergie-Erlass des 
Landes Nordrhein-Westfalen. 

nicht unter 
diese Regelung. Damit soll dem besonderen Potenzial 
des Repowerings an durch Windkraft geprägten 
Standorten ebenso wie der Beschränkung der Anzahl 
neuer Anlagen Rechnung getragen werden. 

Zu 10.2-5 Solarenergienutzung 

Die Nutzung der Solarenergie auf und an vorhandenen 
baulichen Anlagen ist der Errichtung von großflächigen 
Solarenergieanlagen auf Freiflächen (Freiflächen­
Solarenergieanlagen) vorzuziehen. Im Gebäudebe-

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Es handelt sich um redaktionelle Korrekturen. 

Die Ausnahme von der 1.500-m-Abstandsregelung für 
das Repowering von Altanlagen soll neben Anlangen 
in bestehenden Vorranggebieten und Konzentrations­
zonen für die Windenergienutzung auch für solche 
Altanlagen gelten, die in Vorranggebiete oder eine 
Konzentrationszonenplanung aufgenommen werden 
sollen. Der LEP regelt die planerische Steuerung von 
Windenergieanlagen . 
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Aktuelle, nach dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Änderungen 

stand steht ein großes Potenzial geeigneter Flächen zur stand steht ein großes Potenzial geeigneter Flächen 
Verfügung, das durch eine vorausschauende Stadtpla- zur Verfügung, das durch eine vorausschauende 
nung noch vergrößert werden kann. Hilfreich sind hier Stadtplanung noch vergrößert werden kann. Hilfreich 
auch "Solar-Kataster". sind hier auch "Solar-Kataster". 

Daher dürfen Standorte für Freiflächen­
Solarenergieanlagen nur ausnahmsweise im Freiraum 
festgelegt werden. Die Standortanforderungen tragen 
den Belangen des Freiraumschutzes und des Land­
schaftsbildes Rechnung und leisten einen Beitrag zu 
einer nachhaltigen Flächeninanspruchnahme. VVesent 
lich ist, dass es sich nicht um neue, isoliert im Frei 
raum I~egende Standorte ha 
orte, die durch eine f(' h ndelt, sondern um Sta d 
"9Ff18 .. U 9re Nuli!UA 9 A .pragt sind oder als k": gereits baulich 
wurden~:z: B A f unsthche BaulAI k .. nu~chüttungen).ner e errichtet 

Darüber hinaus wird die Inanspruchnahme von land­
wirtschaftlichen Nutzflächen nicht von der Zielfestle­
gung erfasst. 

Dies dient der Vermeidung von Konflikten mit anderen 
Nutz- und Schutzfunktionen und ist im Interesse eines 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. Aufgrund 
ihrer exponierten Lage können sich beispielsweise Ber­
gehaiden oder Deponien für die Nutzung von Solar­
energie eignen. 

Im Gegensatz zu Windenergieanlagen und privilegier­
ten energetischen Biomasseanlagen sind Freiflächen­
Solarenergieanlagen nicht bauplanungsrechtlich privile­
giert. Für eine Freiflächen-Solarenergieanlagen, die im 
Außenbereich als selbständige Anlagen errichtet wer­
den soll, ist ein Bebauungsplan aufzustellen, der an die 

Daher dürfen Standorte für Freiflächen­
Solarenergieanlagen nur ausnahmsweise im Freiraum 
festgelegt werden. Die Standortanforderungen tragen 
den Belangen des Freiraumschutzes und des Land­
schaftsbildes Rechnung und leisten einen Beitrag zu 
einer nachhaltigen Flächeninanspruchnahme. 'fliese nt 
lich ist, dass es sich nicht um neue, isoliert im Frei 
raum liegende Standorte handelt, sondern um Stand 
orte, die durch eine frühere Nut:z:ung bereits baulich 
vorgeprägt sind oder als künstliche Bauwerke errichtet 
wurden ~:z:. B. Aufschüttungen). 

Darüber hinaus wird die Inanspruchnahme von land­
wirtschaftlichen Nutzflächen nicht von der Zielfestle­
gung erfasst. 

Dies dient der Vermeidung von Konflikten mit anderen 
Nutz- und Schutzfunktionen und ist im Interesse eines 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. Aufgrund 
ihrer exponierten Lage können sich beispielsweise 
Bergehalden oder Deponien für die Nutzung von So­
larenergie eignen. 

Im Gegensatz zu Windenergieanlagen und privilegier­
ten energetischen Biomasseanlagen sind Freiflächen­
Solarenergieanlagen nicht bauplanungsrechtlichprivi­
legiert. Für eine Freiflächen-Solarenergieanlagem, die 
im Außenbereich als selbständige Anlagen errichtet 
werden soll, ist ein Bebauungsplan aufzustellen, der 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrenswar 

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. 
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textlichen und zeichnerischen Festlegungen der lan­
desplanerischen Vorgaben und der Regionalpläne, die 
für das Planungsgebiet bestehen, anzupassen ist. 

10.3-2 Grundsatz Anforderungen an neue, im Regi­
onalplan festzulegende Standorte 

Regionalplanerisch neu festzulegende Standorte 
sollen 

einen elektrischen Kraftwerks 
Mindestwirkungsgrad 'Ion 58 Prozent oder 
die hocheffiziente Nutzung der Kraft '."lärme 
Kopplung (K-'NK) mit einem Gesamtv.'ir 
kungsgrad 'Ion 75 Prozent mit K-'.{\/K ermög 
lichen, 
so auf vorhandene und geplante Strom- und 
Wärmenetze ausgerichtet werden, dass 
möglichst wenig Flächen für neue Leitungs­
trassen und bauliche Anlagen der Leitungs­
netze in Anspruch genommen werden und 
gewährleisten, dass ein geeigneter Netzan­
schlusspunkt vorhanden ist. 

Zu 10.3-2 Anforderungen für neu festzulegende 
Standorte im Regionalplan 

an die textlichen und zeichnerischen Festlegungen der 
landesplanerischen Vorgaben und der Regionalpläne, 
die für das Planungsgebiet bestehen, anzupassen ist. 

10.3-2 Grundsatz Anforderungen an neue, im Regi­
onalplan festzulegende Standorte 

Regionalplanerisch neu festzulegende Standorte 
sollen 

einen elektrischen Kraftv.'erks 
Mindestwirkungsgrad 'Ion 58 Prozent oder 
die hocheffiziente Nutzung der Kraft 'A'ärme 
Kopplung (K-'NK) mit einem Gesamtwir 
kungsgrad 'Ion 75 Prozent mit KWK ermög 
lichen, 
so auf vorhandene und geplante Strom- und 
Wärmenetze ausgerichtet werden, dass 
möglichst wenig Flächen für neue Leitungs­
trassen und bauliche Anlagen der Leitungs­
netze in Anspruch genommen werden und 
gewährleisten, dass ein geeigneter Netzan­
schlusspunkt vorhanden ist. 

Zu 10.3-2 Anforderungen 
te,$tfiil~gi/fclj;'Jr$t}ifji/itfiä'iJ~lj 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Es handelt sich um eine Erläuterung der Rechtslage. 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
den Grundsatz. 
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Zur Umsetzung der Klimaschutzziele (s. Kapitel 4. Kli 
maschutz und Klimaanpassung) soll die fluktuierende 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien durch 
hocheffiziente, flexible Kraft\verke flankiert werden (s. a. 
Grundsatz 10.1 1 ). 

Die Effizienz eines Kraftwerks wird durch den elektri 
sehen 'Nirkungsgrad und den Brennstoffnutzungsgrad 
(Gesamtwirkungsgrad) bestimmt. So können moderne 
GuD Kraftwerke bereits den im Grundsatz geforderten 
elektrischen VVirkungsgrad von 58 % ohne besondere 
Anforderungen an den Standort erreichen. Insofern 
kann die räumliche Steuerung von GuD Kraftwerken 
vor allem über die Anbindung an das vorhandene und 
geplante Stromnetz erfolgen. 

Eine KVVK Anlage ist hocheffizient im Sinne des Kraft 
VVärme Kopplungsgesetzes, sofern sie hocheffizient im 
Sinne der Richtlinie 2004/8/ EG des Europäischen Par 
laments und des Rates vom 11. Februar 2004 über die 
Förderung einer am Nutzwärmebedarf orientierten 
Kraft Wärme Kopplung im Energiebinnenmarkt und zur 
Anderung der Richtlinie 92/42/EVVG (ABI. EU Nr. L 52 
S. 50) ist. Um dies zu gewährleisten müssen die Kraft 
Wärme Potenziale optimal ausgeschöpft 'Nerden. 

Mit der Orientierung an den Erfordernissen des Strom­
netzes soll die Integration der Erneuerbaren Energien in 
das elektrische System NRWs durch hocheffiziente, 
flexible Kraftwerke gewährleistet und zur Sicherung der 
Netzstabilität beigetragen werden. Zusätzlicher Netz­
ausbau, Flächen- und Landschaftsverbrauch soll weit-
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Bisherige, v~r dem Beteiligungsverfahren ge- I Aktuelle, na~h dem Beteiligungsverfahren ge­
plante LEP-Anderungen (Stand: 17. April 2018) plante LEP-Anderungen 

gehend vermieden werden, wodurch zugleich den be­
rechtigten Interessen der Anwohner auf Schutz ihres 
Wohnumfeldes nachgekommen wird. 

Die vorgenannten Anforderungen an neu festzulegende 
Kraftwerksstandorte sind mit sonstigen Anforderungen 
an die Energieversorgung, wie sie im Grundsatz 10.1-1 
Nachhaltige Energieversorgung genannt sind, abzuwä­
gen. 

gehend vermieden werden, wodurch zugleich den be­
rechtigten Interessen der Anwohner auf Schutz ihres 
Wohnumfeldes nachgekommen wird. 

Die vorgenannten Anforderungen an neu festzulegen­
de Kraftwerksstandorte sind mit sonstigen Anforderun­
gen an die Energieversorgung, wie sie im Grundsatz 
10.1-1 Nachhaltige Energieversorgung genannt sind, 
abzuwägen. 

11. Rechtsgrundlagen und Rechtswirkungen 

Begründung für geplante Änderungen gegen­
über der LEP-Änderungsfassung, die Gegen­
stand des Beteiligungsverfahrens war 

Die Rechtsgrundlagen für den LEP ergeben sich aus dem Raumordnungsgesetz (ROG) 'iiii~~~llJl.t#fIA~:~vom 22. Dezember 2008 (BGBI. I S. 2986), zuletzt geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585)das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBI. I ~.y?~8~llg~1~~e1~~c:~~~<~~tN~q 

~~,~.I.~~.i;X.~~ 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert durch V!PJ/.(~Ei~ilig:~~'e:t~~Jl~'§t?§,~t~~l~;~;;f6qrrJJli~~R~ 
~.~~:!:~:·~~~~.f19i 

Im Zuge der Föderalismusreform wurden die Gesetzgebungskompetenzen von Bund und Ländern durch eine Änderung des Grundgesetzes neu geregelt. Der Bereich der 
Raumordnung wurde aus der Rahmengesetzgebung in die konkurrierende Gesetzgebung überführt (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 31 GG), so dass die Vorschriften des ROG nun 
unmittelbar gelten. 

9'19!dH"!iyi.'.Ci!i ..... !"')Jql!!?i .. ~ .. E' .. i!.'. Den Ra u mord n u ng s­
plänen kommt damit die Funktion zu, unterschiedliche Anforderungen an den Raum aufeinander abzustimmen, die auf der jeweiligen Planungsebene auftretenden Konflik­
te auszugleichen und Vorsorge für einzelne Nutzungen und Funktionen des Raumes zu treffen. 

Ob und zu welchen bindenden Vorgaben die Raumordnung auf Landesebene verfassungsrechtlich berechtigt ist, lässt sich aus den vom BVerfG (vgl. BVerfGE 3, 407) 
entwickelten Grundsätzen herleiten. Hiernach ist die Raumordnung "die zusammenfassende, übergeordnete Planung und Ordnung des Raumes. Sie ist übergeordnet, weil 
sie überörtliche Planung ist und weil sie vielfältige Fachplanungen zusammenfasst und aufeinander abstimmt." Dies findet sich in § 1 ROG als Aufgabenzuweisung für die 
Raumordnung wieder. 
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"Raumordnung gibt dabei der gemeindlichen Bauleitplanung als Mittlerin gegenüber den privaten Investoren und den Fachplanungen die räumlichen Entwicklungslinien 
vor, in deren Rahmen Gr~p~.~nd Boden für Siedlungstätigkeit, wirtschaftliche Entwic~J~.n~~n(j I n,frastrukturprojekte genutzt und für Raumfunktionen gesichert werden soll 
(vgl. Runkel, § 1 Randnr. ~~;1' in Spannowsky/Runkel/Goppel Kommentar zum ROG~5;·gj.·\~~cim~I!2r!X1~§). 

Des Weiteren di~p~cj.ie Raumordnung der großräumigen Trennung miteinander nicht verträglicher Nutzungen, wie z. B. Flughäfen und die sie umgebenden Siedlungen 
(a.a.O., Randnr. ~~~). 

Weiterer Aufgabenbereich ist die Sicherung von Raumfunktionen, die zumeist darin besteht, bestimmte, in einem Bereich besonders ausgeprägte Funktionen vor ökono­
misch attraktiven Raumnutzungswünschen zu sichern. Natur und Landschaft, Grundwasser und Naherh()!u~,g sind solche Funktionen, die von der Raumordnung in ihrem 
räumlichen Verbreitungsgebiet gegenüber anderen Nutzungen gesichert werden sollen (a.a.O., Randnr. ~~~)." 

In § 2 (Grundsätze der Raumordnung) und § 813 ROG (Landesweite Raumordnungspläne, ( ... )) wird dabei ausgeführt, was aus Sicht des Bundesgesetzgebers zulässiger 
Regelungsgegenstand der Raumordnung bzw. Inhalt von Raumordnungsplänen sein kann. § 2 Abs. 1 ROG verlangt dabei, dass die Grundsätze im Sinne der Leitvorstel­
lung einer nachhaltigen Raumentwicklung anzuwenden und durch Festlegungen in Raumordnungsplänen zu konkretisieren sind. Die möglichen Inhalte eines Raumord­
nungsplans werden dabei beispielhaft und nicht abschließend in § 13 Abs. 5 ROG aufgeführt. 

Raumordnungsplänen kommt zugleich die Funktion eines überörtlichen und fachübergreifenden Planes zu. Das Merkmal der Überörtlichkeit dient dabei als Abgrenzungs­
merkmal zur kommunalen örtlichen Planung. Der Begriff der Überörtlichkeit wird dabei auch durch den Zweck der Planung bestimmt. 

Bereits Art. 78 Abs. 2 LVerf NRW zeigt, dass das Recht auf kommunale Selbstverwaltung nicht schrankenlos existiert, sondern nur im Rahmen der geltenden Gesetze 
garantiert ist, die ihrerseits verfassungsrechtlichen Beschränkungen unterliegen und der Rechtfertigung bedürfen. Somit verstößt die Bindung der Gemeinden durch die 

Festlegun~ .. ~~ ••. ;~~~;:.b~;e;:~i?~t;Rr!~.~iP!~I!,g~~~~2c:l~y~~!J1,Ti~D,~I~'i~~I~~ty~~~!~~ngsrecht'.J?ii~~}~;~bereits im Jahr 2003 eindeutig vom Bundesverwaltungsgericht entschieden 
worden (vtiiJf!:e~?JteI;f!fJe\r{i!lftlfjillf1es:(BiJni:JesfjefiWa1tuf1dsdeätiht~;i'iilsWeJzwJSiict,jJIJ{tJl}/ vOT;1~.~f~~%i~(~.;~qq~:-~~~,r:yy,~,4 CN 9.01).,~~9.~urde in einem aktuell~n.E3.es,c~,I.~~s, des 

Beschluss f1iiS~iBiiliClä$;~ffiiWl:!ltl.!r{ig§Jl~fiiQbts vom 09.~:;~~dD2014 - 4 BN 3.14, Rffif:af}(:!l"l,l.!lPiiJfJIJi7). 

Das ROG legt fest, dass in Raumordnungsplänen für einen bestimmten Planungsraum und einen regelmäßig mittelfristigen Zeitraum Festlegungen als Ziele und Grundsät­
ze der Raumordnung zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums, insbesondere zu den Nutzungen und Funktionen des Raums, zu treffen sind (§ 7 Abs. 1 ROG). 
Gemäß § 813 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ROG ist ein landesweiter Raumordnungsplan aufzustellen. 

Der LEP besteht als landesweiter Raumordnungsplan aus textlichen und zeichnerischen Festlegungen mit zugeordneten Erläuterungen. Die textlichen Festlegungen als 
Ziele und Grundsätze sind als solche gekennzeichnet. 

Ziele der Raumordnung 
sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger der Landes- oder Regionalpla­
nung abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums. Sie sind 
von den in § 4 Abs. 1 ROG aufgeführten Adressaten zu beachten, d. h., es handelt sich um Festlegungen, die eine strikte Bindung auslösen und nicht durch Abwägung 
überwindbar sind. 

82 



Die Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) den Zielen der Raumordnung anzupassen; insofern besteht für die kommunale Bauleitplanung eine 
Handlungspflicht zur Umsetzung der Ziele der Raumordnung. 

Grundsätze der Raumordnung 
sind Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- und Ermessensentscheidungen. Sie sind gemäß § 4 Abs. 
1 Satz 1 ROG zu berücksichtigen. D. h., sie sind mit dem ihnen zukommenden Gewicht in die Abwägung einzustellen und können bei der Abwägung mit anderen relevan­
ten Belangen überwunden werden. 

Die Festlegungen können gemäß § 8 Abs. 77 Abs. 3 ROG Vorrang-, Vorbehalts- und Eignungsgebiete bezeichnen: 
- Vorranggebiete sind Gebiete, die für bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vorgesehen sind und andere raumbedeutsame Nutzungen in diesem 

Gebiet ausschließen, soweit diese mit den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar sind:~~ 
- Vorbehaltsgebiete sind Gebiete, die bestimmten raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen vorbehalten bleiben sollen, denen bei der Abwägung mit konkurrieren­

den raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen besonderes Gewicht beizumessen ist,-:-
- Eignungsgebiete sind Gebiete, in denen bestimmten raum bedeutsamen Maßnahmen oder Nutzungen, die städtebaulich nach § 35 des Baugesetzbuchs zu beurteilen 

sind, andere raum bedeutsame Belange nicht entgegenstehen. Zugleich werden diese Maßnahmen oder Nutzungen an anderer Stelle im Planungsraum ausgeschlossen. 

Bei Vorranggebieten für raumbedeutsame Nutzungen kann gemäß § 8 Abs. 7 Satz 27 Abs. 3 Satz ~ ROG festgelegt werden, dass sie zugleich die Wirkung von Eig­
nungsgebieten haben. 

Die zeichnerischen Gebietsfestlegungen des LEP erfolgen als Vorranggebiete im Maßstab 1: 300.000 mit einer maßstabsbedingten Darstellungsschwelle von 150 ha. 
Dadurch haben die der Landesplanung nachgeordneten Ebenen (Regionalplanung, Bauleitplanung und Fachplanungen) Gestaltungsmöglichkeiten, die zeichnerischen 
Festlegungen des LEP eigenverantwortlich zu konkretisieren. Dabei können die im LEP zeichnerisch dargestellten Vorranggebiete in den Regionalplänen um weitere 
entsprechende Vorranggebiete ergänzt werden - auch um einzelne zusätzliche Gebiete> 150 ha. 

Die zur Umsetzung des LEP in den Regionalplänen zu verwendenden Planzeicheni;' sind in der Durchführungsverordnung zum Landesplanungsgesetz festgelegt und 
definiert. 

Als nachrichtliche Darstellung sind in die Plankarte des LEP auch Freiraum, Siedlungsraum und Braunkohlenabbaugebiete in ihren derzeitigen regionalplanerischen 
Abgrenzungen aufgenommen worden. Diese nachrichtlichen ,[)arstellungen entfalten keine eigenen Rechtswirkungen; sie sollen nur veranschaulichen, an welchen gegen­
wärtigen Planungen und Raumstrukturen bestimmte textlicheß Festlegungen des LEP insbesondere zur weiteren Entwicklung von Siedlungsraum und Freiraum ansetzen. 

Abbildung 7 veranschaulicht die Stellung des LEP im Planungssystem. 
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Begründung der Änderung des LEP NRW 

Mit der Änderung des Landesentwicklungsplans wird die Raumordnung in NRW 
flexibler und zukunftsfähiger. Die entsprechende raumgerechte Konzeption verschafft 
der Regional- und Bauleitplanung ausreichende Spielräume, erhöht die Pla­
nungssicherheit und belässt gleichzeitig der Wirtschaft ihrem Bedarf entsprechend 
ausreichende Entwicklungsspielräume. Für die Landesregierung ist es entscheidend, 
die erforderlichen Änderungen schnell umzusetzen, um rasch die räumlichen 
Entwicklungspotenziale zu entfesseln. Das Planverfahren ist daher auf wesentliche 
und zentrale Inhalte beschränkt. 

Die Begründung für die wichtigsten Änderungen im Überblick: 

Ländliche Regionen und Ballungsräume erhalten gleichwertige Entwicklungschancen. 
Dazu erhalten die Kommunen Flexibilität und Entscheidungskompetenzen bei der 
Flächenausweisung zurück. Sie können bedarfsgerechter auch in Ortschaften mit 
weniger als 2 000 Einwohnern neue Wohnbau-, Gewerbe- und Industrieflächen 
darstellen. Unnötige Hemmnisse zur Ausweisung von Bauland werden gestrichen. 

Gerade im Hinblick auf die Streichung des so genannten 5-Hektar-Grundsatzes 
(Grundsatz 6.1-2) ist jedoch zu betonen, dass die Landesregierung nach wie vor die 
Auffassung vertritt, dass Fläche ein endliches Gut ist, mit dem insbesondere auch im 
Interesse einer funktionsfähigen Landwirtschaft sparsam umzugehen ist. Sie wird zur 
Erreichung dieses politischen Ziels aber adäquatere und verhältnismäßigere 
Maßnahmen ergreifen. § 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 3 ROG wird über das nach wie vor im 
LEP enthaltene Ziel 6.1-1 und weitere Festlegungen in Kap. 6 und 7, wie z. B. die 
Grundsätze 6.1-6 und 6.1-8, umgesetzt. Darüber hinaus hat sich die Landesregierung 
im Zusammenhang mit dem Kabinettbeschluss über die Änderung des Landesent­
wicklungsplans darauf verständigt, dass ein ressortübergreifendes Maßnahmenpaket 
entwickelt wird, dass u. a. folgende Aspekte prüft und sofern sinnvoll umsetzt bzw. 
ausbaut: 
• Moderne Instrumente wie zum Beispiel Flächenzertifikate und Flächenpools über 

kommunale Grenzen hinweg, 
• Flächensparendes Bauen, 
• Förderung der Aufbereitung von industriell vorbelasteten Brachflächen durch 

Flächenrecycling, 
• Förderung von Flächenreaktivierung als Beitrag zur Kompensation, 
• Einführung eines Punktesystems, um gesetzlich erforderliche Kompensations­

maßnahmen durch ein Punktesystem zur ökologischen Aufwertung bestehender 
Natur- und Brachflächen umzusetzen. 

Nordrhein-Westfalen ist ein attraktiver Standort mit hoher Lebens- und Umweltqualität. 
Eine Voraussetzung für den Wohlstand in NRW ist eine erfolgreiche Wirtschafts­
entwicklung in allen Teilen des· Landes. Als Industriestandort ist NRW von heraus­
ragender Bedeutung. Um diese Position des Landes zu festigen und auszubauen sorgt 
die LEP-Änderung für ein bedarfsgerechteres Angebot an Flächen für Gewerbe und 
Industrie. Dabei war zu berücksichtigen, dass die nordrhein-westfälische Wirtschaft 
zum weitaus größten Teil aus kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) besteht. 
Diese vielfach inhabergeführten Familienbetriebe sind in besonderem Maße an ihren 
jeweiligen Standort gebunden, so dass es durch die Änderung erleichtert wird, ihr 
Unternehmen durch angrenzende Flächen zu erweitern. 
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Aber auch generell gilt, dass ein am Bedarf der Wirtschaft orientiertes Flächenangebot 
unter Berücksichtigung der teilräumlichen Gegebenheiten in NRW ein Ziel der 
Landesregierung ist, zu dem diese LEP-Änderung maßgeblich beiträgt. Den 
Unternehmen sollte ein differenziertes Flächenangebot zur Verfügung stehen, das den 
unternehmensspezifischen Anforderungen entspricht. Wirtschafts- und Industrie­
standorte sollen erhalten und weiterentwickelt werden. Dazu gehört auch die optimale 
Anbindung von Wirtschaftsflächen an Infrastrukturen und die Vermeidung von 
Nutzungskonflikten. Mit dem geänderten LEP wird dies maßgeblich unterstützt. Dabei 
können auch große Flächen als Gewerbe- und Industriestandorte gesichert werden. 

Für die planerische Aufgabe der Energiewende ist Akzeptanz erforderlich. Der Ausbau 
der Windenergie stößt jedoch in weiten Teilen des Landes inzwischen auf Vorbehalte 
in der Bevölkerung. Mit den Änderungen zur Standortfestlegung für die Nutzung 
erneuerbarer Energien sollen die Akzeptanz für die Nutzung der Windenergie erhalten 
und kommunale Entscheidungsspielräume gestärkt werden. 

Ergänzende Begründungen für die einzelnen geänderten Festlegungen sind auch in 
den jeweiligen Erläuterungen zu den Zielen und Grundsätzen, im Umweltbericht und 
in den weiteren Unterlagen zur LEP-Änderung dargelegt (Abwägung der Stellung­
nahmen, synoptische Darstellungen zu den Änderungen vor und nach der 
Beteiligung). 
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